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UMWELT- UND ENTWICKLUNGSPOLITIK ‘

Liebe Leserinnen,
liebe Leser,

in Zeiten wachsender Ungleichheit werden Vorschlage und Kon-
zepte dringend gesucht, die eine auseinanderdriftende Gesell-
schaft wieder zusammenbringen. Alternativen zu den neoliberalen
Dogmen, die in den letzten Jahrzehnten reale Fortschritte zu mehr
Nachhaltigkeit und Gerechtigkeit verhindert haben, sind daher
gefragter denn je.

Auch fir Umwelt- und Entwicklungsorganisationen gilt: Der
Wandel hin zu einer 6kologisch nachhaltigeren Gesellschaft kann
nur dann gelingen, wenn er von der Mehrheit der Bevélkerung
als sozial und fair empfunden wird und zur Verringerung sozialer Ungleichheit beitragen kann.

Mehr soziale Gerechtigkeit und weniger Ungleichheit sind der Schliissel zu nachhaltiger
Entwicklung. Nicht umsonst wird das Ziel 10 der Agenda 2030 fiir Nachhaltige Entwicklung der
Vereinten Nationen, das die Reduktion von Ungleichheiten fordert, als Schliisselziel unter den
17 Zielen gehandelt. Doch welcher Arbeitsauftrag ergibt sich daraus fiir die Zivilgesellschaft und
wie gehen wir den Ursachen fiir die wachsende Ungleichheit auch in unseren Handlungsfeldern
auf den Grund? Dieser Frage gehen die Beitrage dieses Rundbriefs nach.

Wihrend beim Zusammendenken von Umwelt und Sozialem hierzulande noch Verbesse-
rungspotenzial besteht, werden die Auswirkungen von Umweltpolitiken auf die soziale Situ-
ation der Menschen in Liandern des Globalen Siidens zumindest von der Zivilgesellschaft oft
viel klarer erkannt.

Undurchsichtiger wird es allerdings, wenn eine Politik als entwicklungsférdernd bezeichnet
wird, wihrend sie in Wahrheit soziale Ungleichheit fordert, wie beispielweise die seit Jahrzehnten
praktizierte neoliberale Handelspolitik oder auch der Rohstoff-Extraktivismus in Lateiname-
rika. Es ist kein Zufall, dass in den rohstoffreichsten Lindern der Welt in den meisten Fillen
gleichzeitig die Anzahl von Menschen, die in Armut leben, sehr hoch ist.

Ebenso wie die Ressourcenverteilung ist auch das Recht auf Land eine Frage politischer und
wirtschaftlicher Macht, die in der Hand von Wenigen dem Grofiteil der Menschen, insbesondere
im Globalen Siiden, vorenthalten bleibt. Dabei werden Losungen fiir globale Herausforde-
rungen, wie beispielsweise die Erndhrungssouverinitit, in sogenannten ,Entwicklungsldndern’
schon langst praktiziert. Es sind Kleinbauerinnen und -bauern, die die Welt ernahren und auch
im Jahr 2050 mit schiatzungsweise 9 Milliarden BewohnerInnen werden erndhren kénnen — nicht
etwa die industrialisierten Agrarriesen.

Das Beispiel Portugals zeigt, wie ein Land nach Jahren zunehmender Ungleichheit und Po-
larisierung durch progressive Politik und Steuerreformen den Beginn des Kampfes gegen die
Ungleichheit wagt und dabei sogar fiir Stabilitit und Wirtschaftswachstum sorgt.

Nachhaltig und sozial? Wie das geht, dariiber schreiben die AutorInnen in auf den kom-
menden Seiten.

Ich wiinsche eine bereichernde Lektiire.

Marijana Todorovic
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UMWELTORGANISATIONEN
UND DIE SOZIALE FRAGE

Eine sozial-6kologische Transformation braucht
Antworten auf soziale Ungleichheiten

Umweltorganisationen gelingt es immer wieder, fiir punktuelle Forderun-
gen breite Unterstiitzung zu bekommen. lhr Engagement gegen Glyphosat
oder Gentechnik, fiir den Klimaschutz oder den Schutz des Regenwaldes
und insgesamt fiir das groBe Thema der Nachhaltigkeit findet in der Ge-
sellschaft breite Resonanz. Aber sobald neben der 6kologischen Seite
des Nachhaltigkeitsdreiecks auch soziale Fragen aufgeworfen werden,
fallt die Zustimmung zu ihrem Engagement bereits deutlich geringer
aus. Denn die Konsequenz von mehr Umweltschutz und Nachhaltigkeit
ist eine Verteuerung von Lebensmitteln, von Haushaltsgerdten oder von
Urlaubsreisen, denn die Preise sollen ja die 6kologische Wahrheit sagen.
Auch gut gemeinte Ideen, wie eine bessere Warmeddammung, enden oft
in Luxussanierung und héheren Mieten. Fiir viele Menschen sind das keine

sehr attraktiven Ideen.
sum- und Wirtschaftsweisen

D die Ressourcen des Planeten

ASs UNSERE Lebens-, Kon- Zeche zahlen. Fest steht jedenfalls,
dass darmere Bevolkerungsschichten

durch Mehrkosten fiir Bio-Produkte,

ibermifig belasten, ist bekannt.
Forderungen nach einer ,sozial-6ko-
logischen Transformation’ sind bei

effizientere Haushaltsgerite oder
héhere Energiekosten erheblich be-
lastet werden. Kurzum: Wenn Nah-

den Umweltorganisationen daher en
vogue. Sie sind die Antwort auf nicht-
nachhaltige Produktion, Arbeit und
Wachstum auf der Input- und den
Schadstoffen, Verschmutzungen und
Emissionen auf der Output-Seite des
Wirtschaftssystems. Umweltorganisa-
tionen skandalisieren also mit einigem
Recht die gesellschaftlichen Zustidnde
und fordern eine Wirtschafts- und Le-
bensweise im Einklang mit den pla-
netarischen Grenzen. Das Problem
dabei: Die sozialen Konsequenzen der
okologischen Transformation werden
oft vernachlassigt.

Soziale Blindheit

Wirtschaftliche Fragen werden dage-
gen adressiert. Die Transformation
kostet Geld, und so wurde an vieles
gedacht: An die steuerliche Absetzbar-
keit oder die Subventionierung von
Oko-Mafinahmen, wie es bei Solaran-
lage auf dem Dach oder beim Kauf
von Elektroautos der Fall ist. Wem
aber niitzt das? Denjenigen, die Hau-
ser zum Modernisieren haben oder
Dicher, auf denen sie Solaranlage in-
stalliert werden kann. Diejenigen, die
auch gerne etwas fiir die Umwelt und
Nachhaltigkeit tun wiirden, aber nicht
das nétige Kleingeld oder die notige
Immobilie haben, gehen dagegen leer
aus oder miissen sogar einen Teil der
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Fur punktuelle Forderungen weiB die Umweltbewegung groBe Unterstitzung zu finden —
aber welche Perspektiven bietet sie im Hinblick auf die soziale Frage?

rungsmittel, Dienstleistungen und
Gebrauchsgegenstinde nachhaltig
sein und die 6kologische Wahrheit
ausdriicken sollen, kostet das fiir alle
gleichviel. Die einen aber merken es
im Portmonee kaum, die anderen hin-
gegen sehr schmerzlich.

Advokaten der Besserverdienenden

Sind Umweltorganisationen also eine
Bewegung der Besserverdienenden?
Zumindest stecken sie in einem Di-
lemma, denn eigentlich miissten die
okologischen Mafinahmen die finan-
ziell Bessergestellten und die Reichen
starker belasten. Umweltorganisatio-
nen aber denken oft mehr dariiber
nach, welche 6kologischen Effekte
Transformationsprojekte haben, an-
statt dariiber, wie diejenigen mit ho-

-
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hen Umweltbelastungen direkt in die
Verantwortung gezogen werden. Auch
Umweltpolitik kann jedoch dazu bei-
tragen, dass die Kluft zwischen Arm
und Reich grofier wird. Mittlerweile
halten immerhin 2 Drittel der Deut-
schen die wirtschaftlichen Verhiltnis-
se fiir sozial ungerecht.

Nach 20 Jahren 6kologischer Mo-
dernisierung, mafigeblich auch von
der Griinen Partei vorangetrieben,
gibt es aber auch GewinnerInnen.
Diese haben zwar ein hoheres Um-
weltbewusstsein und setzen sich ver-
starkt fiir 6kologische Belange ein,
deren hoher Konsum und Ressour-
cenverbrauch wird dadurch aber noch
lange nicht kompensiert. So beruhigt
das Elektroauto das griine Gewissen,
es wird allerdings oft als Zweit-oder
gar als Drittwagen fiir kurze Distan-
zen angeschafft. Lange Strecken wer-
den weiterhin mit fossilen Antriebsag-
gregaten zuriickgelegt.

Besserverdienende haben in aller
Regel einen hoheren ,6kologischen
Fuflabdruck’, einfach, weil sie sich
mehr Konsum und mehr Mobilitit
leisten konnen. Vieles davon griindet
wiederum auf einer ,imperialen Le-
bensweise’, bei der der besonders dre-
ckige Teil der Produktionskette in den
Globalen Siiden verlagert wird, damit
die Besserverdienenden im Globalen
Norden in den nachhaltigen Green Ci-
ties” (griinen Stadten) leben koénnen.
Woher die Rohstoffe wie etwa seltene
Erden fiir den Bau der Millionen von
Batterien, die fiir die Verstromung des
Verkehrs notwendig sind, kommen,
und unter welchen sozialen und 6ko-
logischen Bedingungen sie abgebaut
werden, gerit dabei schnell aus dem
Blick.

Transformationen wohin?
Dabei ist die Ausgangslage fur die
Transformation so schlecht nicht: Im-
mer mehr Menschen sind unzufrieden
mit ihrer wirtschaftlichen Lage, mit
prekdren Arbeitsverhaltnissen, einem
ausufernden Niedriglohnsektor — aber
bei den Unzufriedenen sind Konzepte
fiir eine sozial-6kologische Transfor-
mation so ziemlich das Letzte, was
sie fordern. Die meisten Menschen
in Deutschland diirften davon noch
nie etwas gehort haben. Man kénnte
meinen, dass solche Konzepte von
akademischen Besserverdienenden
fiir ihresgleichen geschrieben werden.
Wenn in Deutschland, aber auch
in unseren Nachbarlindern, die Wur-
zeln der Wut tiber die Verhiltnisse
thematisiert werden sollen, reicht

es also nicht, noch so gut gemeinte
Konzepte einer sozial-6kologischen
Transformation zu entwickeln. Solan-
ge sich an der neoliberalen, unfairen
Wirtschaftspolitik und einem ungezii-
gelten Wachstumsfetischismus nichts
andert, bleiben solche Konzepte fiir
die meisten Menschen unattraktiv. Sie
wollen endlich wieder einen fairen An-
teil am Kuchen haben. Dies gilt erst
recht, wenn sie fiir diese Konzepte
auch noch bezahlen sollen.

Hinter dem Begriff ,Transformati-
on‘ lassen sich die sozialen Probleme
und andersgelagerte wirtschaftliche
Interessen leicht verbergen. Er gibt auf
den ersten Blick weder eine Richtung
noch Mafnahmen oder ein Ziel vor,
das angesteuert werden soll. Transfor-
mation wohin? Bei ndherer Betrach-
tung gibt sogar sich widersprechende
Transformationskonzepte. Aber ganz
davon abgesehen, Transformationen
finden real und regelmafig statt, und
dndern oft auch ihre Richtung; in
der Klimapolitik zum Beispiel. Die
Entstehungsphase der Klimapolitik
seit dem Ende der 1980er Jahre war
noch mit hohen Anspriichen an den
Klimaschutz verbunden. Das Projekt
im Rahmen der Vereinten Nationen,
fur das das Kyoto-Protokoll steht,
wurde jedoch von machtvollen In-
teressen zum marktwirtschaftlichen
Klimaschutz transformiert. Weil die-
ser Versuch mit verbindlichen Zielen
und konkreten Instrumenten wie dem
Emissionshandel v6llig danebenging,
wurde die Klimapolitik mit dem Pa-
riser Abkommen in einer weiteren
Transformationsphase auf Freiwillig-
keit umgestellt; ein Erfolg hat sich
noch nicht eingestellt. Aufgrund ver-
schirfter Wettbewerbsbedingungen
sowie nationalistischer und rechtspo-
pulistischer Tendenzen in vielen Lin-
dern wird die Energiepolitik wieder
starker von den heimischen Energie-
tragern Ol, Kohle und Gas bestimmt.

Aber wem hilft eine solche Analyse
von sozial-6kologischen Transforma-
tionsprozessen? Zumindest wird deut-
lich, dass Transformationen nicht per
se positiv sind. In der Forderung nach
einer sozial-6kologischen Transforma-
tion lasst sich also vieles verbergen,
auch solche Interessen, die zwar eine
grilne Okonomie beschwéren aber
vom Wachstumspfad nicht abweichen
wollen. Dass die 6kologische Moder-
nisierung der letzten Jahrzehnte aber
nicht mehr Nachhaltigkeit gebracht
hat und die soziale Ungleichheit
grofier geworden ist, muss als Aus-
gangspunkt fiir jede Umweltpolitik
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angeschen werden. Unklare Begriffe
stabilisieren dagegen schnell den Sta-
tus quo statt ihn in Frage zu stellen,
weil sie den Skandal nicht offenle-
gen — und auch keine Lust auf Veran-
derung machen.

Gerechte Transformation

Klar ist, dass eine dringend notwen-
dige 6kologische Transformation zu
mehr Nachhaltigkeit nur dann statt-
finden wird, wenn sie von den meisten
als fair und als Beitrag zur Losung der
wachsenden sozialen Ungleichheiten
empfunden wird. Und das heif3t, die
Lasten dafiir miissen im Wesentlichen
von denjenigen getragen werden, die
in den letzten 20 Jahre reicher wurden,
nicht von denen, die in dieser Zeit
drmer geworden sind. Okologische
Mafinahmen miissen also viel stirker
als in der Vergangenheit auf Gerech-
tigkeit hin entwickelt und tiberpruft
werden, damit die Gesellschaft nicht
durch Umweltpolitik weiter auseinan-
derdriftet.

Fur Umweltorganisationen ist
damit eine grofie Herausforderung
verbunden. Sie miissen die Botschaft
transportieren: Du bist wieder Teil
der Gesellschaft und kannst am ge-
sellschaftlichen Leben teilnehmen.
Dafiir miissen die Besserverdienen-
den sowie reiche AnlegerInnen und
InvestorInnen zur Kasse gebeten wer-
den. In Projekten zur Biirgerenergie,
der Gemeinwohlorientierung, des
6kologischen Wirtschaftens oder in
der De-Growth-Bewegung finden
eine solche Transformation in An-
sitzen schon statt. Solche Initiativen
missen noch attraktiver und bunter
werden; sie diirfen die soziale Frage
aber nicht vernachldssigen. Wenn das
Soziale mit dem Okologischen stir-
ker verzahnt und gerechter gestaltet
wird, bezeichnen wir das in einigen
Jahren oder Jahrzehnten vielleicht
sogar einmal als erfolgreiche sozial-
6kologische Transformation.

~

Dr. Achim Brunnengréber
Der Autor ist Privatdozent

am Fachbereich Politik- und
Sozialwissenschaften der FU Berlin

und arbeitet am Forschungszentrum

fur Umweltpolitik (FFU) u.a. zur
Klimapolitik, E-Mobilitat und der
Endlagerung radioaktiver Abfalle.
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Autobahn-
privatisierung

Nein

Ja 3

Proteste gegen die Autobahnprivatisierung 2017 — 83 Prozent der Bevolkerung sind gegen weitere Privatisierungen offentlicher Guter.

... und was dagegen unternommen werden kann

Seit 50 Jahren werden weltweit und auch in Deutschland Einrichtungen
der Daseinsvorsorge und offentliche Dienste privatisiert. Wasserversor-
gung, Energieversorgung, Verkehrsnetze, Kommunikationsnetze, kom-
munale Wohnungen, Leistungen des Gesundheitswesens, selbst Ver-
schmutzungsrechte wie beim CO, wurden und werden erst ins Privatrecht
libertragen, handelbar gemacht und zuletzt verkauft. Diese Privatisierun-
gen vergroBern weltweit und auch in Deutschland die Ungleichheit. Das
offentliche Vermogen schrumpfte infolge der Privatisierungen, Gebiihren
stiegen oder wurden iliberhaupt erst eingefiihrt. Sind solche Entwicklun-

gen zwangslaufig - oder kann man sie aufhalten?

(] ]
BER 100 internationale Forsche-
rInnen, darunter Star-Okonom
Thomas Piketty, haben dieses

Jahr einen spannenden Bericht zur

weltweiten Ungleichheit herausge-

geben. Fir die Entwicklung von 6f-
fentlichem Vermogen ist der Bericht
so etwas wie eine Reihe von Satelli-
tenaufnahmen: Ahnlich der Austrock-
nung des Aralsees siecht man auf einen

Blick, wie das Vermégen der 6ffentli-

chen Hand weltweit schrumpfte. Das

offentliche Kapital — also alle Vermo-
gen und Schulden der 6ffentlichen

Hand zusammengerechnet — wurde

nach diesem Bericht in vielen Lin-

dern der Welt in den letzten 40 bis 50

Jahren halbiert. Auch in Deutschland

fiel der Wert des offentlichen Netto-
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vermogens im Verhiltnis zum jihrli-
chen Nationaleinkommen von 1970
bis 2016 von 28 auf 12 Prozent. Die
Autoren der Piketty-Studie sehen Pri-
vatisierungen als eine Hauptursache
dieser umverteilenden Entwicklung.!

Privatisierungen in Deutschland

In Deutschland begann die Privatisie-
rung 6ffentlicher Infrastrukturen etwa
1960 und erfolgte in (bisher) 6 grofien
Wellen. Die erste Welle dauerte ca. 30
Jahre an, dabei wurde der staatliche
Industrie- und Finanzsektor nahezu
vollstandig privatisiert. Es folgte ab
den 1980er Jahren eine 20 Jahre an-
haltende Welle von Privatisierungen,
ausgehend von Rundfunk und Fern-
sehen iiber die Energieversorgung,

Post und Telekommunikation, Bahn-
verkehr, Flughifen bis hin zur Was-
serversorgung. Ab der dritten Welle
Anfang der 1990er Jahre betrug die
Privatisierungsdauer pro Welle je-
weils nur noch 10 Jahre, die Wellen
folgen nun jedoch dicht aufeinander:
Praktisch in jeder Legislaturperiode
wurde eine neue Privatisierungswelle
ausgelost. Jede Welle umfasste dabei
ein weitgehend abgeschlossenes Biin-
del von Sektoren, die dann meist voll-
standig oder iiberwiegend privatisiert
wurden.

Die jeweiligen Begriindungen fiir
diese Privatisierungen unterlagen
einem Wandel. Anfangs wurde dem
Privatsektor gegeniiber staatlichem
Handeln eine generell hohere Effizi-
enz zugesprochen. Dieses Argument
riickte nach und nach in den Hin-
tergrund, auch angesichts der prak-
tischen Erfahrungen der Menschen
mit — im Sinne des Gemeinwohls —
deutlich ineffizienten Leistungen
der privatisierten Daseinsvorsorge.
In den Vordergrund trat immer star-
ker das Argument der Verschuldung:
Die offentliche Hand wire demnach
vielfach zu Verkauf und Auslagerung

® campact (BY-NC 2.0)
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schlicht gezwungen, gleichgiiltig, ob
Privatisierungen an sich nun fiir gut
oder fir schadlich gehalten werden.
Mit der Schuldenbremse und dem eu-
ropdischen Fiskalpakt ist diese Argu-
mentation inzwischen flichendeckend
zur beherrschenden Begriindung auf-
gestiegen, sie bildet aktuell ein neues
+TINA-Prinzip“.?

Begleitend hatte jede Welle auch
noch eigene, sektor- oder wellenspe-
zifische Begriindungsmuster. Beim
Ausverkauf der Firmen und Vermo-
gen der vormaligen DDR iiber die
Treuhand im geschitzten Wert von
600 Milliarden D-Mark (307 Milliar-
den Euro) wurden zum Beispiel zu
Beginn Hoffnungen geweckt, jedeR
einzelne BiirgerIn bekame spiter ei-
nen Anteil an den Erlosen. Der Um-
verteilungscharakter wurde offenbar,
als man die Treuhand nach Abschluss
des Verkaufs tiberraschend mit einem
gigantischen Schuldenberg von 256
Milliarden D-Mark (130 Milliarden
Euro) schloss, die in den Bundeshaus-
halt iibernommen werden mussten.

Umverteilung von unten nach oben
Menschen mit geringem Einkommen
miissen nach Privatisierungen fir
Leistungen wie sauberes Trinkwasser
oder Mobilitit einen immer weiter-
wachsenden Anteil ihres Verdienstes
aufbringen. Privatisierungen wirken
sich aber auch auf das steuerfinanzier-
te 6ffentliche Vermégen aus: Wie bei
einem Ventil gehen die wertvollen In-
frastrukturen der Daseinsvorsorge hi-
naus, aber kommen nie wieder hinein.
Schutz erfahrt nach den Verfassungen
in Deutschland und den benachbar-
ten Landern in Europa nur privates
Eigentum. Offentliches Eigentum
hingegen darf straffrei verschleudert
werden. So wurden zahlreiche 6ffent-
liche Infrastrukturen verkauft, wobei
viel weniger Geld eingenommen
wurde, als diese Anlagen wert waren.
Einrichtungen der Daseinsvorsorge
wurden per Konzession oder tiber
Offentlichen-Privaten Partnerschaften
(OPPs) an Private abgegeben. Diese
Firmen haben zwar Steuergeld dafiir
genommen und oft auch lange Jahre
Gebitihren einkassiert. Gleichzeitig
haben sie aber die ihnen anvertrauten
Versorgungsnetze verfallen lassen, so
dass die Allgemeinheit unterm Strich
viel weniger zuriickbekommen hat,
als bezahlt wurde.

Privatisierungen haben Deutsch-
land seit 1960 netto auch viele Arbeits-
platze gekostet und auf diesem Wege
eine massive Umverteilung bewirkt.

So verloren zwischen 1990 und 1994
allein in den neuen Bundeslindern
insgesamt 2,6 Millionen Menschen
ihre Arbeit.? Dieser massive Arbeits-
platzabbau war eng mit den Priva-
tisierungstdtigkeiten der Treuhand
verbunden.

Deutschland verlor auch in den
anderen Privatisierungswellen in
groflem Umfang regulire Beschaf-
tigungsverhaltnisse. Allein die 1994
formell privatisierte Bahn baute als
Aktiengesellschaft bis 2012 im inlan-
dischen Bahnverkehr 130.000 Arbeits-
pléitze ab. Die Telekom reduzierte ihre
Belegschaft deutschlandweit zwischen
1994 und 2007 um rund 77.000 Stel-
len, wihrend ihre WettbewerberInnen
im selben Zeitraum nur 14.000 neue
Stellen schufen.

Einen Umverteilungsmechanismus
bilden auch Pensionslasten: So tiber-
nahm der Bund vor den Verkiufen
von Post und Telekom bis zum Jahr
2076 rund 550 Milliarden Euro an
Zahlungsverpflichtungen allein fir
Witwen-, Waisen- und sonstige Renten
fur die ehemaligen BeamtInnen der
Deutschen Bundespost. Auch im Fall
der Bahn bezahlte der Bund nach der
Privatisierung 1994 rund 100 Milliar-
den Euro fiir Renten und Ausgleichs-
zahlungen.

Privatisierungen sind keine

unaufhaltsame Entwicklung

Privatisierungen haben bei den Men-
schen in Deutschland keinen guten
Eindruck hinterlassen. Nach einer
reprasentativen Umfrage, die der
Deutsche Beamtenbund 2007 bis 2015
durchfiihren lief3, wollten zuletzt nur
noch 17 Prozent der Bevolkerung
weitere Privatisierungen, mehr als
die Hilfte (55 Prozent) lehnt dies ab,
23 Prozent fordern sogar die Riick-
abwicklung bestehender Privatisie-
rungen.* BiirgerInnen wehren sich
vielerorts gegen Privatisierungen mit-
tels BiirgerInnen- und Volksbegehren.
Zahlreiche solcher Begehren wurden
in den vergangenen 20 Jahren gestar-
tet, einige konnten zum Erfolg gefiihrt
werden, wie im Falle der Berliner Was-
serbetriebe. Auch Offentlich-Private
Partnerschaften (OPP) sind aufgrund
von enormen Kostensteigerungen,
Insolvenzen und der Inflexibilitiat im
Betrieb extrem unbeliebt. Im Falle des
Museums der Moderne in Berlin und
bei einem 500-Millionen-Euro-OPP-
Projekt zur Sanierung der Briicken in
Frankfurt konnten die Privatisierun-
gen noch verhindert werden. Um den
Verlust an 6ffentlichem Vermégen zu
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stoppen, wire jedoch vor allem eine
Regelung auf Bundesebene noétig.
Seit iiber 10 Jahren zeigen nicht nur
Rechnungshofberichte: Die von OPP
verursachten Schiden und Kostenex-
plosionen sind zahlreich und erheb-
lich. Darauf muss reagiert werden:
durch einen gesetzlichen Stopp von
OPP. Zudem hat sich gezeigt, dass
die sogenannte Schuldenbremse
ein Privatisierungstreiber ist. Bund,
Liander und Kommunen werden vor
die Alternative gestellt, Investitio-
nen entweder zu unterlassen oder
auf dem Weg tiber Privatisierungen
teure Schattenhaushalte zu errich-
ten. Dieses vom Gesetzgeber selbst
geschaffene Dilemma muss aufgelost
werden, das Neuverschuldungsverbot
bedarf dringend einer Reform. Dabei
miissten mindestens kreditfinanzierte
Investitionen in die Daseinsvorsorge
wieder ermdglicht werden — wie sie
150 Jahre lang vorher auch méglich
waren.

=

Carl WaBmuth
Der Autor ist Bauingenieur, Autor und
Sachverstandiger fur Infrastruktur.

Er hat ,Gemeingut in Blrgerlnnenhand’
(GiB) mitbegriindet und vertritt den
Verein nach auBen als Sprecher.

1 Facundo Alvaredo/Lucas Chancel/
Thomas Piketty/Emmanuel Saez/Gabriel
Zucman (2017): Bericht zur weltweiten
Ungleichheit. Deutsche Kurzfassung:
wir2018.wid.world/files/download/
wir2018-summary-german.pdf.

2 Als Akronym von , There Is No
Alternative”, einer Losung der britischen
Premierministerin Margaret Thatcher.
Thatcher lieB ab 1979 in GroBbritannien
brachial Auto-, Schiffbau-, Kohle-, Stahl-
und Wasserunternehmen privatisieren
und Uberwand dabei auch heftigen
gewerkschaftlichen Widerstand.

3 Bundeszentrale fur politische Bildung
(2015): Das Vermogen der DDR und
die Privatisierung durch die Treuhand.
http:/Avww.bpb.de/geschichte/
deutsche-einheit/zahlen-und-fakten-
zur-deutschen-einheit/211280/
das-vermoegen-der-ddr-und-die-
privatisierung-durch-die-treuhand.

4 dbb beamtenbund/tarifunion/forsa
Gesellschaft fur Sozialforschung und
statistische Analysen mbH (2015):
Burgerbefragung o6ffentlicher Dienst,
S. 30. http://mwww.dbb.de/fileadmin/
pdfs/2015/forsa_2015.pdf.
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Aktivistinnen von Ende Geldnde blockieren den Tagebau Hambach und demonstrieren damit fiir den sofortigen Kohleausstieg.

|_' i-’

KOHLEAUSSTIEG IST EINE
FRAGE DER GERECHTIGKEIT

Gemeinsam fiur den sozial-6kologischen Systemwandel

Lange genug haben wir versucht, mit Bildern von schmelzenden Glet-
schern und hungernden Eisbaren die Klimakrise zu stoppen. Es wird Zeit,
dass wir liber Gerechtigkeit reden. Uber Umverteilung. Und dariiber, was
es zu gewinnen gibt: eine solidarische Gesellschaft, die nicht nur ihre
Energieversorgung o6kologisch, dezentral und fiir alle bezahlbar gestaltet.

M DIE Klimakrise zu stoppen,

kampft das Bundnis Ende

Geldnde auch fir einen ge-
sellschaftlichen Wandel — von dem
sowohl die Mehrheit der Menschen
in Deutschland als auch im globalen
Stiden profitieren.

Fassungslos stehen die Pacific Cli-
mate Warriors (Pazifische Klimakrie-
gerlnnen) vor dem Mondkrater des
Tagebaus Hambach. Die Delegation
aus Fidschi ist extra zur 23. Klima-
verhandlung der Vereinten Nationen
(UN) nach Bonn gekommen und ins
Rheinische Braunkohle-Revier gefah-
ren, um mit eigenen Augen zu sehen,
wo die Treibhausgase produziert
werden, die ihre Lebensgrundlagen
zerstoren. Jedes Stiick Kohle, das der
Energickonzern RWE hier aus dem
Boden holt und verbrennt, bringt ihr
Zuhause dem Untergang ein Stiick
niher. An diesem Tag wird deutlich:
Die Klimakrise ist ein ganz akutes,
ein ganz konkretes Problem. Und sie
ist vor allem eine Frage der Gerech-
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tigkeit. Es sind einige, wenige Men-
schen, die weit Uiber ihre Verhiltnisse
leben und damit anderen Menschen
die Lebensgrundlagen entziehen. Als
Aktivistinnen von Ende Geldnde in
einer Massenaktion zivilen Ungehor-
sams die Bagger im Tagebau zum
Stillstand bringen, tun sie das als
Zeichen fiir weltweite Gerechtigkeit.

Ein halbes Jahr spiter sind die
Pacific Climate Warriors aus den
Nachrichten verschwunden. Geredet
wird stattdessen iber eine Kommis-
sion fiir Strukturwandel. Die meisten
Menschen in Deutschland beklagen
sich verstandlicherweise eher iiber die
steigenden Mieten in Grofistadten als
iiber den steigenden Meeresspiegel im
Pazifik. Wer Angst hat, bald zu einem
der mehr als 300.000 Haushalte zu ge-
héren, denen jahrlich der Strom abge-
klemmt wird,' der sorgt sich mehr um
die nachste Stromrechnung.

Als Bewegung fiir Klimagerech-
tigkeit fithren wir diese Kampfe zu-
sammen. Wenn wir von Klimagerech-

tigkeit sprechen, betonen wir damit,
dass okologische und soziale Fragen
sich nicht gegeneinander ausspielen
lassen. Es bedeutet, dass wir den Kli-
mawandel als gesellschaftliches Pro-
blem begreifen. Wir geben uns nicht
damit zufrieden, mit technischen Mit-
teln den CO,-Ausstoff zu reduzieren
oder Konzernen die Méglichkeit zu
lassen, sich mit Alibi-Projekten ,,griin
zu waschen®.

Erneuerbare Energie

fiir alle und bezahlbar

Die Bundesregierung hat gezeigt,
dass sie auf die globale Klima- und
Gerechtigkeitskrise keine Antworten
hat. Vielmehr handelt sie im Sinne der
Kohlekonzerne, zerstort so die Ener-
giewende und wilzt die Kosten auf die
BirgerInnen ab: Die Férderung fur
Biirgerenergie und Mieterstrom wur-
de zusammengestrichen; der Strom-
preis hat sich fiir private Haushalte
seit dem Jahr 2000 mehr als verdop-
pelt. Grofibetriebe verbrauchen 18
Prozent des Stroms, tragen aber nur
0,3 Prozent der Kosten fur die For-
derung von Erneuerbaren Energien.?
Bei den Netzentgelten zahlen private
Haushalte mit geringem Stromver-
brauch 6 Mal so viel wie Industriebe-
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triebe.? Die Schere zwischen Arm und
Reich geht also auch im Energiesektor
immer weiter auseinander.

Ende Gelinde steht fiir eine Zu-
kunft, in der alle Menschen ein Zu-
hause mit Licht und Wiarme haben,
ohne dass dadurch die Natur, das
Klima und die Lebensgrundlagen von
anderen Menschen vernichtet werden.
Die Stromproduktion muss sich am
Gemeinwohl orientieren, statt am
grofitmoglichen Profit. Dafiir braucht
es natiirlich ein anderes Wirtschafts-
system als derzeitige.

Fiir gute Arbeit und gutes Klima

Wir diirfen nicht zulassen, dass Lob-
bygruppen das Arbeitsplatz-Argu-
ment instrumentalisieren, um gegen-
wirtige Missstinde zu rechtfertigen.
Ja, wir miissen uber Arbeitsplatze
reden. Doch das liegt nicht an unse-
ren Forderungen, sondern an unserem
Wirtschaftssystem. Unternehmen
miissen stetig Arbeitsplatze wegrati-
onalisieren, wenn sie im internatio-
nalen Wettbewerb bestehen wollen.
Dabei kénnen sich die Kampfe fiir
gute Arbeit und fiir ein gutes Klima
gegenseitig bestirken: Auch unter
den GewerkschafterInnen mehren
sich die Stimmen derjenigen, die sich
fiir die Energiewende aussprechen.*
Wir miissen gemeinsam und solida-
risch die Frage l6sen, wie Arbeit neu
organisiert werden kann, damit sie
die Existenz aller Menschen sichert.
Wir miissen gemeinsam die Energie-
versorgung dezentralisieren, bis jede
Kommune, jeder Kiez und jede Haus-
gemeinschaft ihren eigenen Strom aus
Sonne und Wind erzeugen kénnen
und Uberschiisse in Netze einspeisen,
die zur Daseinsvorsorge gehoren und
somit Gemeingut sind.

Ende Gelande fordert den sofor-
tigen Kohleausstieg, um die akuten
Ungerechtigkeiten zu stoppen — und
zwar die Stromabklemmung in Berlin-
Pankow ebenso wie den Wirbelsturm
im Pazifik. Wir sind solidarisch mit
den Pacific Climate Warriors und
den Gewerkschaften. Wir wollen ge-
meinsam mit lokalen AkteurInnen in
den Tagebau-Regionen an einer sozi-
alen und nachhaltigen Transforma-
tion arbeiten. Auch nach dem Ende
des Kohleabbaus wird es tausende
Arbeitsplitze in der Rekultivierung
und Nutzbarmachung der Tagebaue
und der Bearbeitung der regionalen
Ewigkeitsschdden geben. Doch je
langer der Kohleausstieg verschleppt
wird und je linger RWE und die an-
deren 3 grofien Energieckonzerne ihre

Vormachtstellung behalten, desto
schwieriger wird der Strukturwandel
in den Regionen, in denen noch Ar-
beitsplitze an der Kohle hangen.

In welcher Gesellschaft

wollen wir leben?

Es ist nicht zu erwarten, dass die nun
geplante ,Kommission fiir Wachstum,
Strukturwandel und Beschiftigung’
diese grundsitzlichen Fragen ange-
hen wird. Umverteilung, Klimakrise,
Neuorganisierung von Arbeit, Ener-
giedemokratie, lokale und globale
Gerechtigkeit fehlen hier als Punkte
auf der Agenda. Umweltverbande
und Biirgerinitiativen aus Dérfern,
die von Abbaggerung bedroht sind,
diirfen zwar VertreterInnen in die
Kommission entsenden. Die grund-
legend ungleichen Machtstrukturen
in unserer Demokratie sorgen aber
dafiir, dass die Stimme von Antje
Grothus als Vertreterin der Betroffe-
nen aus dem Rheinland niemals so
viel Gewicht haben wird wie die der
Braunkohle-Fans Matthias Platzeck
(SPD) und Stanislaw Tillich (CDU).
Im Wesentlichen bleibt die Kommis-
sion der Versuch, mit den Personen
und den Denkmustern, die das Pro-
blem verursacht haben, eine Krise zu
16sen, die das Leben von Menschen
weltweit bedroht. Dazu kommt: Die
Pacific Climate Warriors haben gar
keine Stimme in dieser Runde.

Was droht, ist ein ,,Kohlekon-
sens”, der dhnlich funktioniert wie
der ,Atomkonsens” im Jahr 2000: Die
Industrie sichert sich satte Gewinne
und die Gegen-Bewegung wird emp-
findlich geschwicht, weil Medien den
Eindruck erwecken, das Problem sei
erledigt. Dabei sind die Arbeitsplit-
ze dann noch lange nicht ,.gesichert®,
sondern immer noch abhingig von
aktuellen Deals zwischen den Strom-
konzernen. Die Mieten hoéren nicht
auf zu steigen und die EEG-Umlage
auch nicht. Das einzige, was sicher
bleibt, ist der ungerechte Status quo.

Kohleausstieg ,von unten”

Das werden wir als starke Bewegung
fiir Klimagerechtigkeit nicht zulassen.
Ende Oktober werden wir als ,Ende
Gelande!* am Tagebau Hambach die
Braunkohle-Infrastruktur von RWE
blockieren. Wir stellen uns damit
schiitzend vor den Hambacher Forst,
fiir dessen Erhalt auch Antje Grothus
und viele tausende Menschen aus der
Region kampfen. Wir fordern damit
den sofortigen Kohleausstieg fiir die
Einhaltung des 1,5-Grad-Ziel und
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setzen ein Zeichen fiir das Leben der
Menschen auf Fidschi und anderswo
im globalen Siiden. Wenn die Politik
versagt, machen wir den Kohleaus-
stieg eben ,von unten®.

Aber es geht auch darum, die Idee
des Gemeinguts wiederzubeleben.
Wir miissen die Stromkonzerne ent-
machten und den Menschen die Sou-
verdnitdt iiber die Energieversorgung
selbst in die Hand geben: In Solida-
ritdt mit allen, die im globalen Stiden
ihre Lebensgrundlage verlieren, mit
allen, die Angst vor Arbeitslosigkeit
oder Altersarmut haben und mit allen,
die ihre Miete oder Stromrechnungen
nicht mehr zahlen kénnen.

Nattirlich bleibt dann noch immer
viel zu tun auf dem Weg zu mehr Kli-
magerechtigkeit. Neben der Energie-
wende steht auch die Transformation
weiterer gesellschaftlicher Bereiche
an: die Agrarwende, die Entmachtung
von Automobilkonzernen, der Aufbau
von alternativen Versorgungsstruktu-
ren. Aber der Erhalt des Hambacher
Forsts ist eine Sofortmafinahme fur
Klimagerechtigkeit, der Kohleaus-
stieg ist ein erster Schritt in die richti-
ge Richtung, und in unserem gemein-
samen Protest konnen wir uns tuber
Grenzen hinweg zusammenschliefien
und fiir den gesellschaftlichen Wandel
sorgen, der uns allen ein gutes Leben
ermoglicht.

~

Robin Herbst
Die Autorin setzt sich als Aktivistin bei
Ende Gelande fur Klimagerechtigkeit
ein.

1 Studie des Zentrums flr Europdische
Wirtschaftsforschung (ZEW), Mannheim,
in Zusammenarbeit mit dem Deutschen
Caritasverband e. V. (DCV). https:/Awvww.
zew.de/presse/pressearchiv/stromsperren-
drohen-haeufig-alg-ii-empfaengern-und-
verschuldeten-haushalten/.

2 http://www.photovoltaik.org/wissen/
eeg-umlage-ausnahmen-fuer-
energieintensive-betriebe.

3 https://Avww.energie-klimaschutz.
de/verbraucher-mittelpunkt-der-
energiewende/.

4 https://weact.campact.de/petitions/
dgb-muss-sich-zum-klimaschutz-
bekennen?bucket=fbAD-
18-05-08&from_signature_
confirmation=true&signature_token=435
edd8c742b7e57b905b49e0fdc08b8ebb4
8f46.
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Vom Binnenmarkt Europa profitiert der Exportweltmeister Deutschland besonders — sollten die europaischen Nachbarn Deutschland bitten
den Club zu verlassen?

GLEICHHEIT -
BINNENMARKT - EUROPA

Wie die deutsche Austeritatspolitik die Kluft
zwischen den EU-Staaten immer weiter 6ffnet

Die Eurozone krankt am Exportweltmeister Deutschland in ihrer Mitte.
Der franzosische Prasident Emmanuel Macron hat unldngst Vorschlage un-
terbreitet, wie mit einem Eurozonen-Budget auf eine Harmonisierung im
europaischen Wirtschaftsraum hingearbeitet werden kénnte. Deutschland
zégert deutlich. Die Solidaritat in Europa darf nichts kosten. Die ,,schwarze
Null” ist wichtiger als die Vertiefung der europaischen Einigung. Erst der
Geldbeutel, dann die Sicherheit Deutschlands.

ER GROSSEN Mehrheit in

Deutschland niitzt die schwarze

Null nicht. Weil der Staat spart
und die Unternehmen entlastet, zer-
fallt die Infrastruktur. Die Produktivi-
tat steigt schneller als die Produktion:
Weil die Nachfrage nicht gleicherma-
flen steigt, gehen Arbeitsplatze verlo-
ren. Deutschland schadigt sich selbst
und will die anderen dazu zwingen,
dasselbe zu tun.

Wenn das so weitergeht, besteht
die Gefahr, dass unsere europdischen
NachbarInnen die Geduld verlieren
und Deutschland bitten werden, den
Club zu verlassen, so wie friither die
Musterschiiler eine Klasse tibersprin-
gen mussten. Damit es nicht so weit
kommt, muss sich nicht nur die Aus-
teritatspolitik andern, auch die Lohne
missen in Deutschland endlich deut-
lich steigen.

Der Unsinn der Austeritatspolitik
Viel zu lange wurde den deutschen
ArbeitnehmerInnen eingeredet, ihre
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Lohne seien zu hoch, um im inter-
nationalen Wettbewerb mithalten zu
konnen. Tatsachlich ist das Wachstum
der Binnennachfrage zu gering und
nicht die deutschen Arbeitskrifte zu
teuer. Die Lohne sind tiber Jahre hin-
weg nicht entsprechend der Produk-
tivitdt gestiegen.

Deutschland ist den Weg gegan-
gen, der einer kleinen Minderheit
passt: den Reichen. Sie glauben,
Unternehmen investieren, wenn die
Loéhne niedrig seien. Tatsachlich ist es
jedoch so, dass Unternehmen inves-
tieren, wenn sie auf eine ausreichend
kaufkraftige Nachfrage stofien.

Die deutschen Regierungen haben
die schwarze Null und den Sozialab-
bau seit der Kanzlerschaft von Schro-
der gegen die Interessen der grofien
Mehrheit der deutschen Arbeitneh-
merInnen durchgesetzt. Niedriger
Konsum, vor allem niedriger Mas-
senkonsum kostet Arbeitsplatze. Die
Gegnerlnnen auf der Seite der Unter-
nehmerInnen werden sagen: Hohere
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Loéhne seien auch hohere Kosten und
wiirden die Profite vermindern. Wenn
wachsende Nachfrage zur Auslastung
der Produktionsanlagen fiihrt, sind
Unternehmen bereit, fir wachsende
Mirkte zu investieren. Durch mehr
Konsum und mehr Investitionen ent-
stehen Arbeitsplatze und Profit.
Hohe Beschiftigung ist die Grund-
lage der Durchsetzung von Gleich-
heit. Bei Wachstum und hoher Be-
schiftigung werden Arbeitskrafte
in den hoch produktiven Unterneh-
men knapp. Sie werben weitere Ar-
beitskrifte mit dem Anreiz héherer
Loéhne vom Rest der Wirtschaft ab.
Somit steigen bei knapper Arbeit
letztlich auch die Léhne der unteren
Lohngruppen. In den 1950er Jahren
beispielsweise stiegen die Lohne der
FriseurInnen und der MiillarbeiterIn-
nen rascher als die tibrigen Lohne. Bei
niedriger Beschiftigung hingegen
sind nur qualifizierte ArbeiterInnen
knapp, die Ungleichheit nimmt zu.

Die gefahrliche Illusion

der Neoliberalen

Vor sinkender Wettbewerbsfahigkeit
bei steigenden Lohnen brauchen die
deutschen ArbeitnehmerInnen keine
Angst zu haben. Gerade die Emp-
fangerInnen niedriger Lohne stehen
nicht unter internationalem Wettbe-
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werb, weil sie keine handelbaren Gii-
ter herstellen. Unter internationalem
Wettbewerb stehen vor allem die Ar-
beitnehmerInnen in den Exportindus-
trien: Hier boomen die Arbeitsmark-
te, sind Fachkrifte inzwischen schon
knapp.

Aber viel grundsatzlicher: Wirt-
schaften konkurrieren nur sehr be-
grenzt miteinander iiber Reallohne.
Entscheidend sind die Arbeitskosten
umgerechnet in internationaler Wah-
rung, abhingig vom Wechselkurs
der Wihrung. Seitdem alle Konser-
vativen fordern, Griechenland (oder
andere europdische Lander) sollten
die Eurozone verlassen, damit ihre
Wihrung abgewertet werden kann,
kann niemand mehr bestreiten, dass
die Wettbewerbsfahigkeit auf dem
Weltmarkt vom Wechselkurs abhangt.
Und das heifdt: Wer laufend die Loh-
ne langsamer steigen ldsst, als die Ar-
beitsproduktivitit rechtfertigen wiir-
de, muss mit Wihrungsaufwertung
rechnen. Das macht die deutschen
SpekulantInnen reicher, nicht aber
die deutschen ArbeiterInnen wettbe-
werbsfahiger.

Wegen der deutschen Export-
uberschiisse ist der Euro relativ zur
Leistungsfahigkeit unserer Partner
im Siden der Union zu teuer. Fir
Deutschland hingegen ist er we-
gen Lohnzuriickhaltung zu niedrig:
Handelsdefizite der Siidlander und
Exportiiberschiisse Deutschlands
werden dadurch verstirkt und bedin-
gen einander.

Unsere PartnerInnen in der Euro-
zone haben in den letzten Jahrzehn-
ten die Lohne um die Produktivitats-
steigerung und 2 Prozent Inflation
erhoht, wie dies die Européische Zen-
tralbank vorschlidgt — Deutschland oft
nicht einmal um die Produktivitits-
steigerung. Fiir unsere Partner bedeu-
tet dies dann Handelsbilanzdefizite
auch gegeniiber Deutschland. Thren
Regierungen bleibt nur die Mog-
lichkeit, durch Staatsprogramme Ar-
beitslosigkeit abzumildern. Dadurch
haben die Schulden der sudlichen
Lander deutsche Arbeitsplitze ge-
schaffen.

Die deutsche Austerititspolitik
hat das europdische Projekt massiv
gefahrdet. Sie hat in den betroffenen
Staaten zu hoherer Staatsverschul-
dung, Abbau von Arbeitsrechten und
sozialen Sicherungssystemen sowie
Jugendarbeitslosigkeit gefithrt — und
nicht zuletzt eine populistische Desta-
bilisierung der Politik befeuert. Auf
diese Weise hat Deutschland den es-

sentiellen Prinzipien seiner Aufienpo-
litik widersprochen: erstens nie wieder
international isoliert zu agieren und
zweitens seine Politik unter allen Um-
standen mit friedlichen Mitteln zu be-
treiben (,,Never again, never alone®).

Wie lange werden sich das
die deutschen Arbeitnehmerinnen
und die europaischen Nachbarlénder
gefallen lassen?
Weil das deutsche Wachstumsmo-
dell nicht nachhaltig ist, schlagt der
franzosische Prisident heute der
Bundesrepublik ein Modell gemein-
samen Wachstums vor, das die In-
tegration in Europa vertieft. Er will
eine milde Transferunion und ein
gemeinsames Budget der Europii-
schen Union zur Finanzierung von
Infrastrukturmafnahmen und Ent-
wicklungsmafinahmen in den schwia-
cheren Lindern, also letztlich eine
Art Linderfinanzausgleich, wie in
Deutschland. Erinnern wir uns: Nur
mit Hilfe langjahriger Transfers aus
den reicheren Bundeslindern konnte
sich etwa Bayern vom unterentwickel-
ten Empfingerland zum produktiven
Nettozahler entwickeln. Dabei spielte
auch die Nachfrage aus den reicheren
Bundesliandern eine grofie Rolle: Die
1G-Metall hat nie mit dem Hinweis
auf Arbeitsplatzverlagerungen nach
Bayern Lohnsteigerungen in Nord-
rhein-Westfalen begrenzt. Als erste
verhandelten Baden-Wiirttemberg
oder Nordrhein-Westfalen, so dass
die Bayern ihre Lohne schrittweise
nachholend auf das Bundesniveau
anheben konnten.
Exportiiberschiisse sind keine
preuflische Tugend, sondern eine
Untugend und zerstéren die Ko-
operation in der Weltwirtschaft. Die
GrunderInnen des erfolgreichen
,Bretton-Woods-Wihrungssystems*
haben deshalb gefordert, dass Uber-
schusslinder bestraft werden miissen.
Der britische Okonom John Maynard
Keynes schlug vor, dass Einnahmen
aus Exportiiberschiissen niedrig ver-
zinst an Defizitlinder weiterzureichen
sind. Im Vergleich zu einem solchen
Vorschlag sind Macrons Vorschlage
fiir ein Euro-Budget du8erst moderat.

Deutschlands historische
Verantwortung

Wirtschaftlich fithrende Linder haben
zum weltwirtschaftlichen Ausgleich
stets dadurch beigetragen, dass sie
Handelsbilanzdefizite duldeten. Das
gilt fiir England im 19. Jahrhundert,
aber auch fur die USA nach dem Zweli-
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ten Weltkrieg. Ohne die Absatzchan-
cen auf dem amerikanischen Markt
hitte es kein deutsches Wirtschafts-
wunder gegeben.

Wer Transfers zwischen den Euro-
Lindern begrenzen will, muss die
Losung steigender Lohne in Deutsch-
land durchsetzen. Dazu gehort auch
mehr soziale Sicherheit, weil sonst
Lohnzuwichse vermehrt zum Sparen
und nicht zu Nachfrage nach Giitern
fihren.

,Big Business“ in Deutschland ist
wahrscheinlich die erste Kapitalis-
tengruppe, die von den engagiertes-
ten Gralshiitern des Neoliberalismus,
dem Internationalen Wahrungsfonds,
mit Nachdruck ermahnt wird, doch
endlich die Reall6hne zu steigern, um
zu vermeiden, dass die Weltwirtschaft
noch mehr durcheinandergerit. Popu-
lismus in Europa und den USA ist die
Folge der Unvernunft des deutschen
wirtschaftswissenschaftlichen und po-
litischen Establishments.

Noch viel Aufklirung ist notwen-
dig. Bei den Feiern zum 200. Geburts-
tag von Karl Marx setzt sich das offi-
zielle Deutschland als offen fiir Kritik
in Szene. Man kann dann wohlgemut
darauf verzichten, die Frage zu stel-
len, wo Marx fiir die Erklarung der
heutigen Krise wichtig ist und wo
nicht. Schon ist, wie allenthalben ver-
kiindigt wird, die Verelendung der Ar-
beiterInnen sei nicht eingetreten. Hier
wird nicht einmal diskutiert, dass,
entgegen der Auffassung von Marx,
gerade der Kampf der ArbeiterInnen
fir hohere Lohne den Kapitalismus
ermoglicht und wachsen lassen hat.!

>~

Dr. Hartmut Elsenhans
Der Autor ist Politikwissenschaftler und
gilt als einer der fihrenden Theoretiker
des globalen Keynesianismus. Zuletzt
war er Professor fur Internationale
Beziehungen an der Universitat Leipzig.

1 Hartmut Elsenhans (24.08.2017): Die
Bedrohung des Kapitalismus durch die
Kapitalisten, /Makroskop/, S. 16. https://
makroskop.eu/2017/08/die-bedrohung-
des-kapitalismus-durch-die-kapitalisten/.
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Barrieren aus Containern — sind unsere Handelsabkommen ein Nachhaltigkeitshemmnis?

@ Vattenfall (BY-NC-ND 2.0)

GLOBALE UNGLEICHHEIT
ZUM EIGENEN VORTEIL

Der Exportschlager der neoliberalen Handelspolitik

Wenn man die Handelsstrategie der Kommission der Europaischen Union
(EU) ,Trade for all - Handel fiir alle’ zur Hand nimmt, bekommt man fast
den Eindruck, die Welt wiirde durch die EU-Handelspolitik endlich zu
dem besseren Ort. Die Handelspolitik soll verantwortungsbewusster wer-
den - und somit wirksamer und natiirlich transparenter. Denn wenn die
Kommission eines gelernt hat aus der Debatte um das Transatlantisches
Freihandelsabkommen EU-USA (TTIP) & Co, dann ist es, doch immer und
tiberall h6chste Transparenz zu geloben. Dennoch scheint die Zielsetzung
der Handelspolitik sich nicht verandert zu haben. Obwohl die Kommission
den eigenen Weg so sehr lobt, nimmt die Ungleichheit weltweit zu. Wie

passt das zu einer verantwortungsvollen Handelspolitik?

IE WELTHANDELSORGANISATION
(WTO) ist mit ihrem multi-
lateralen Handelsregime nun
gut 20 Jahre in Takt, die EU schliefit
fleiffig weitere bi- und plurilaterale
Abkommen ab, und doch beobach-
ten wir wachsende Ungleichheit.
Nicht nur zwischen Globalem Stiden
und Norden, sondern auch bei uns
in Deutschland. Dabei ist doch jeder
4. Arbeitsplatz vom Export abhin-
gig, also direkt beeinflusst durch die
EU-Handelspolitik. Wenn diese also
wirklich so wunderbar ist wie in ;Trade
for all — Handel fur alle’ — musste es
da nicht steil bergauf gehen mit der
Gleichheit aller?
Dass dieser Umstand bisher nicht
in Sicht ist, liegt nicht zuletzt an der
Ausrichtung der Handelspolitik.

1 0 Forum Umwelt & Entwicklung

Seit Jahrzehnten setzt sie einseitigen
Zugang zu dem so genannten frei-
en Weltmarkt, ohne dem Markt die
nétigen sozialen und 6kologischen
Regeln zu geben. Diese Art von Glo-
balisierung hat Nebenwirkungen: Die
Ungleichheit nimmt vielerorts zu, der
verstarkte Wettbewerbsdruck wird
zum Leid der Beschaftigten ausgetra-
gen oder geht zu Lasten des Umwelt-
und Verbraucherschutzes.

Dabei ist die EU mit 500 Millionen
VerbraucherInnen mit der grofite Han-
delsblock der Welt und kénnte einen
Beitrag dazu leisten, den Welthandel
gerechter zu machen. Ganz im Sinne
der Rhetorik der Nachhaltigkeitsziele
der Vereinten Nationen (UN) ,konnte
die EU vorangehen in der Welt“. Doch
bisher wird sie dieser Verantwortung

nicht gerecht. Denn trotz aller Be-
kenntnisse zu mehr Transparenz und
der neu ausgerichteten Handels- und
Investitionsstrategie vertritt die EU
mit ihrer AufRenhandelspolitik in ers-
ter Linie die Interessen europdischer
Unternehmen. Doch selbst im inter-
nationalen Forum, in dem Wirtschaft
und Politik aufeinandertreffen — dem
Weltwirtschaftsforum in Davos — wird
die wachsende Ungleichheit vermehrt
angemahnt.

Alles Lippenbekenntnisse?

Zum Auftakt des diesjahrigen Welt-
wirtschaftsforums im Schweizer Al-
penort Davos mehrten sich wieder
mal die Appelle zum Abbau sozialer
Ungleichheit. Nicht zuletzt Indiens
Premierminister Narendra Modi
sprach in seiner Er6ffnungsrede da-
von, dass gesellschaftliche Distanzen
und Risse iiberwunden werden miiss-
ten. ,Eine Entwicklung verdient nur
ihren Namen, wenn wirklich alle da-
ran teilhaben diirfen®, sagte er dazu.
Nun ist Davos nicht zuletzt ein gro-
3es Schaulaufen fiir die Elefanten der
Weltpolitik. Und auch in diesem Jahr
bewegte die Aufienwirtschaftspolitik
der USA die internationale Gemiiter.
Doch leider fiithrt sie nur allzu sehr


https://www.flickr.com/photos/vattenfall/3582939806/

dazu, dass alte, ideologisch aufge-
ladene Begriffe wie Freihandel und
Protektionismus in ihrer pauschalen
Benutzung wieder en vogue sind und
dabei doch nur vom Kern der Prob-
lematik ablenken. Somit hat auch der
indische Premier in seiner Rede am
Thema vorbeigeredet, indem er sagte,
man miisse die Menschen miteinander
verbinden, statt sie zu trennen. Immer
mehr Linder wiirden sich stirker auf
sich selbst konzentrieren, das sei das
Gegenteil von Globalisierung und
eine besorgniserregende Lage.

Dabei geht es im Kern darum,
dass die aktuelle Ausgestaltung der
Handelspolitik, auch der EU, immer
weiter mehr VerliererInnen produ-
ziert als GewinnerInnen — und das,
obwohl seit Jahrzehnten das Mantra
+Wohlstand durch Handel“ pausen-
los und pauschal wiederholt wird.
Unterm Strich nicht falsch, werden
manche jetzt sagen. Ja, schon, aber
eben auch nur fir eine sehr kleine
Gewinnerlnnengruppe weltweit.
Und dabei ist egal, ob man die La-
bel Freihandel oder Protektionismus
draufklebt. Unterm Strich muss mehr
fur alle rauskommen — und das tut es
derzeit nicht.

Die EU-Handelspolitik bedroht
eine soziale und nachhaltige
Wirtschaftsregulierung in
Entwicklungslandern
In der Offentlichkeit erweckt die EU-
Kommission gerne den Eindruck,
sie wiirde sich in internationalen
Handelsgesprichen fiir Umweltin-
teressen, Arbeitsstandards und ent-
wicklungspolitische Ziele einsetzen.
Doch die Realitit siecht anders aus.
Der Fokus liegt unter anderem auf
bilateralen Verhandlungen zur Markt-
offnung verschiedenster Staaten, die
aufgrund ihrer Grofie und ihres Wirt-
schaftswachstums als Konkurrenten
angesehen werden. Dazu gehoren
u.a. die siidostasiatischen Staaten
wie Vietnam, Malaysia, Indonesien,
aber auch China und Japan und der
sidamerikanische Mercosur-Raum —
sprich Urugugay, Paraguay, Argenti-
nien und Brasilien. Die Kommission
strebt beispielweise noch in dieser Le-
gislaturperiode eine Ratifikation des
Freihandelsabkommens mit Japan an.
Zudem verhandelt die Kommissi-
on weiterhin mit einer Reihe anderer
Entwicklungslander tiber neue Frei-
handelsabkommen - nicht zuletzt
seit vielen Jahren mit den afrikani-
schen Staaten die Wirtschaftspartner-
schaftsabkommen (EPAs). Neben der

weitgehenden Marktoffnung fiir euro-
paische Agrar- und Industrieexporte
versucht sie dabei, die weitreichende
Deregulierung der Dienstleistungs-
mirkte durchzusetzen. Das ist die
eine Seite der Medaille, doch diese
Offnung und Liberalisierung geht
damit einher, dass die Parlamente und
Regierungen der Entwicklungslander
erheblich darin eingeschrinkt wer-
den, beispielsweise Dienstleistungs-
maérkte im Interesse des Gemeinwohls
zu steuern. Sie werden also darin be-
schnitten, fur einen Abbau der herr-
schenden Ungleichheit zu regulieren.

EU-Handelspolitik im Agrarsektor
verscharft globale Ungleichheit

Wenn es um Agrarexporte geht,
schwebt der Kommission allerlei vor.
Diese Ideen basieren nicht zuletzt
auf den Vorstellungen und Anspri-
chen der Mitgliedstaaten, allen vo-
ran Deutschland: EU-Exporte von
Milchpulver nach Nigeria und Bur-
kina Faso, Schweinefleisch an die
Elfenbeinkiiste, Huhnerfleisch nach
Kamerun sowie Tomatenpaste nach
Ghana ... und das alles zu Preisen
unterhalb der lokalen Erzeugungs-
kosten. Das ist heute schon Realitit.
EU-Erzeuger haben somit neue Ab-
satzmarkte fiir ihr Modell der Agrar-
industrie, doch gleichzeitig tiben sie
dadurch enormen Druck auf die Prei-
se aus und beeintrichtigen Einkom-
mensgrundlagen und das Recht auf
Nahrung von Biuerinnen und Bauern
in Entwicklungslindern. Ein globaler
Markt fur alle Produkte fragt nicht,
ob es Sinn ergibt, Milch um den hal-
ben Globus zu schippern, auch nicht
nach CO,-Abdruck des Produktes
oder sozialen Folgeerscheinungen
eines globalen Dumping-Wettlaufs.
Dabei konnten all diese oben genann-
ten Produkte vor Ort lokal produziert
werden und Einkommen fiir Produ-
zentInnen und in der Weiterverarbei-
tung generieren.

Aber auch die massiven Impor-
te nach Deutschland und in die EU
von Sojabohnen und Sojaschrot,
u.a. fur die Tierhaltung, fithren zu
weitreichenden Menschenrechtsver-
letzungen und zerstoren die Lebens-
grundlagen vieler Menschen. Der
ressourcenintensive Anbau von Soja
beansprucht in Siidamerika rund 57
Millionen Hektar und fithrt zu Ent-
waldung und Landkonflikten. Das
gentechnisch veranderte Saatgut ist
in der Regel an den Einsatz von Pes-
tiziden gekoppelt. Dies bringt fatale
Folgen fiir Menschen und Natur in
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den betroffenen Lindern, vor allem
in Argentinien, Brasilien, Paraguay
und Uruguay mit sich.

Fiir eine gerechtere Welt braucht es
also Entscheidungsfreiraum. Den darf
sich niemand durch Knebelvertriage
nehmen lassen.

Nachhaltigkeit: Keine

Pflicht zur Umsetzung

Das Thema der Ungleichheit zieht
sich auch durch die Vertrige selbst.
Das Problem: Wahrend alle anderen
Teile des Abkommens mit Sanktionen
bewehrt sind — also beispielsweise
Verstofie gegen die Pflicht zur Zoll-
senkung mit Strafen belegt werden
koénnen - gilt das fiir die Nachhaltig-
keitskapitel, die ggf. auch in Vertragen
aufgefiithrt werden, um den Bereich
der ArbeitnehmerInnenrechte, des
Umweltschutzes und Nachhaltigkeit
zumindest mal zu erwihnen, nicht.
Ausgerechnet im Abkommen festge-
schriebene ArbeitnehmerInnenrech-
te oder Umweltstandards sind damit
nicht effektiv durchsetzbar. Nachhal-
tigkeitskapitel verkommen somit zu
reinen Feigenblittern, die wunderbar
in die Rethorik der Kommission um
mehr Verantwortung passen, sonst
aber keinerlei Auswirkungen haben.
Die Handelsvertrage, die die Regie-
rungen in den vergangenen 25 Jahren
geschlossen haben, sind gleichsam
die Verfassung der Weltwirtschaft.
Egal ob multilateral, regional oder
bilateral — sie sind ein Regulierungs-
hindernis fiir eine Politik der Nachhal-
tigkeit: Wenn Nachhaltigkeitspolitik
ein Handelshemmnis sein kénnte, ist
sie verboten — eine vollig falsche Prio-
ritditensetzung. Es muss andersherum
sein: Wenn Handelsabkommen ein
Nachhaltigkeitshemmnis sind, geho-
ren sie grundlegend gedndert. Nur so
kann wachsender Ungleichheit begeg-
net werden.

S

— Nelly Grotefendt und

Jurgen Maier

Die Autorin ist Referentin fur Politik
beim Forum Umwelt und Entwicklung.
Der Autor ist Geschaftsfuhrer des Forum
Umwelt und Entwicklung.
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Extremer Reichtum und extreme Armut im weltumspannenden

Wirtschaftssystem

Die globale Ungleichheit hat gewaltige AusmaBe erreicht — und sie nimmt
weiter zu. lhre Bedeutung geht jedoch iiber Vermégens- und Einkom-
mensunterschiede weit hinaus. Sie ist 6kologisch unhaltbar, zerstért den
gesellschaftlichen Zusammenhalt und untergréabt die Demokratie. Es gilt
daher, die Schere zu schlieBen: jene zwischen Arm und Reich, in Deutsch-

land und weltweit.

ER VIERTREICHSTE Mann der

Welt ist Armancio Ortega, Be-

sitzer des Modekonzerns Zara
und anderer Marken. Sein Vermégen
wuchs im Jahr 2016 durch Dividen-
den aus seinen Unternehmen um etwa
1,3 Milliarden US-Dollar an. Auch die
Spitzenmanager der 5 gréfiten Mo-
dekonzerne der Welt haben ein gutes
Auskommen, jeder von ihnen verdient
in nur 4 Tagen so viel wie eine Néherin
in Bangladesch in ihrem ganzen Le-
ben. Auch wenn diese fast jeden Tag
12 Stunden arbeitet, reicht ihr Geld
am Ende kaum fiir 3 Mahlzeiten am
Tag aus.

Im globalisierten Wirtschaftssys-
tem sind extremer Reichtum und ex-
treme Armut untrennbar miteinander
verbunden, was am Beispiel der Tex-
tilindustrie deutlich wird. Gewinne
kommen den AnteilseignerInnen -
im Englischen Shareholder — zugu-
te, Spitzenverdienende kénnen sich
Einkommensgewinne sichern, und
das Nachsehen haben Arbeitende am
unteren Ende der globalen Produkti-
onsketten.

So war 2017 ein ertragreiches Jahr
fur das reichste 1 Prozent der Welt-
bevolkerung: 82 Prozent des Vermo-
genswachstums floss in ihre Taschen.!
Das Vermogen der darmeren Hilfte der
Weltbevolkerung, von 3,7 Milliarden
Menschen, stagnierte dagegen. In der
Summe besitzt das reichste 1 Prozent
nun tber die Halfte des globalen
Vermoégens und damit mehr als die
iibrigen 99 Prozent gemeinsam besit-
zen — dies ist der derzeitige Stand der
globalen Vermégensungleichheit.

Mit Blick auf globale Einkom-
mensungleichheit zeigt sich, dass die
globalen Spitzenverdienende - das
oberste Prozent — zwischen 1980 und
2016 ganze 27 Prozent des globalen
Einkommenswachstums erhielt. Die
armere Hailfte der Weltbevolkerung
musste sich hingegen untereinander
gerade einmal 13 Prozent des gesam-

Forum Umwelt & Entwicklung

ten Einkommenswachstums teilen.
Minner stellen hierbei durchweg die
Mehrheit der am besten bezahlten
Angestellten, die am schlechtesten
bezahlten und prekarsten Jobs ver-
richten zumeist Frauen.

Und sie wachst doch ...

Trotz dieser augenscheinlichen Un-
gleichheit konstatiert die Weltbank
eine Abnahme globaler Einkom-
mensungleichheit, welche sie an den
schwindenden Unterschieden der
durchschnittlichen Pro-Kopf-Einkom-
men zwischen verschiedenen Staaten
festmacht. Entscheidend hierfiir sind

die Einkommen in Lateinamerika,
China und anderen bevélkerungsrei-
chen asiatischen Lindern, die starker
anstiegen als die Einkommen in den
reichsten Landern der Welt. Bliebe in-
des allein China bei der Berechnung
auflen vor, hitte die globale Einkom-
mensungleichheit im Vergleich zu
1988 weiter zugenommen.

Gegen die Sicht der Weltbank
spricht zudem, dass globale Einkom-
mensungleichheit in absoluten Zah-
len — im Gegensatz zum relativen
Vergleich des Wachstums der Einkom-
men — zugleich zunahm. Selbst bei
einer prozentual starken Steigerung
niedriger Lohne — bei zeitgleicher
geringer Zunahme hoéherer Lohne —
kann der absolute Lohnabstand stei-
gen: Global betrachtet stieg das Ein-
kommen des drmsten Zehntels der
Weltbevolkerung zwischen 1988 und
2013 um 75 Prozent, fir das reichste

r Ei R o
1 Millarde Euro kostet das teuerste Einfamilienhauses der Welt. Es steht in Indien, dem Land
mit der héchsten Zahl von Menschen in extremer Armut.

@ A.Savin, Wikimedia Commons



Zchntel dagegen nur um 36 Prozent.
Die unteren 10 Prozent verzeichneten
damit eine Erh6hung ihres Pro-Kopf-
Einkommens von gerade einmal 217
US-Dollar — iiber einen Zeitraum von
25 Jahren! Derweil stiegen die Ein-
kommen des reichsten Zehntels im
gleichen Zeitraum um 4.887 US-Dol-
lar pro Kopf.? Kurzum: In den Mes-
sungen der Weltbank nahm die rela-
tive globale Einkommensungleichheit
zwar ab, in absoluten Zahlen nahm sie
jedoch deutlich zu.

Auch die Einkommensschere zwi-
schen den drmsten und den reichsten
Landern vergrofierte sich, wenn man
die absoluten Zahlen zugrunde legt:
Betrug der Abstand des Bruttonatio-
nalprodukts pro Kopf zwischen den
armsten und den reichsten Lindern
im Jahr 1980 noch 18.438 US-Dollar,
so waren es 2010 bereits 30.465 US-
Dollar.?

Frauen schaffen Wohlstand -
profitieren jedoch weniger davon
Innerhalb der Lander und global be-
steht Ungleichheit nicht nur mit Blick
auf Vermo6gen und Einkommen, son-
dern auch dahingehend, wie jene zwi-
schen Miannern und Frauen verteilt
sind. Im globalen Durchschnitt ver-
dienen Frauen 23 Prozent weniger als
Minner. In Deutschland sind es mit
21 Prozent fast eben so viel. Zudem
besitzen Manner weltweit weitaus
mehr Vermoégen, Land, Aktien und
andere Kapitalanlagen als Frauen.

Frauen leisten weiterhin den Lo-
wenanteil unbezahlter und zumeist
nicht anerkannter Pflege- und Sorge-
arbeit. Der Umfang dieser Care-Arbeit
wird jahrlich auf 11 Billionen US-Dol-
lar geschatzt.* Wahrend unser Wohl-
stand somit mafigeblich von dem Bei-
trag von Frauen abhingt, profitieren
diese oftmals nicht gleichermafien
von diesem.

Die dkologische Dimension

von Ungleichheit

Auch aus 6kologischer Sicht ist eine
gerechtere Verteilung von Vermoégen
und Einkommen unumginglich,
denn Ungleichheit ist ein Treiber des
Klimawandels. Die drmere Hilfte der
Weltbevolkerung ist fiir nur 10 Pro-
zent der auf individuellen Konsum
zuriickzufithrenden Kohlenstoffemis-
sionen verantwortlich.’ Sie leben zu-
gleich iiberwiegend in den Landern,
die am stiarksten vom Klimawandel
betroffen sind. Die reichsten 10 Pro-
zent verursachen dagegen rund die
Hilfte aller Emissionen und kénnen

sich vor den Folgen des Klimawandels
besser schiitzen.

Die 6kologischen Grenzen unse-
res Planeten weisen zudem all jene
Fantasien in Schranken, die meinen,
Wirtschaftswachstum allein reiche
aus, um extreme Armut bis 2030 zu
iiberwinden. Unter Beibehaltung der
gegenwartigen ungleichen Verteilung
der Wohlstandsgewinne miisste die
globale Wirtschaft um das 175-fache
anwachsen, um dieses oberste Ziel der
Agenda 2030 zu erreichen.®

Ungleichheit als Frage der Macht

Die Bedeutung von Ungleichheit
reicht weit liber Fragen von Léhnen
und Einkommen hinaus: Sie ist auch
ein zentrales Hindernis fiir gleichbe-
rechtigte demokratische Teilhabe. Su-
perreiche Einzelpersonen und Grof3-
konzerne vereinen nicht nur enorme
wirtschaftliche, sondern auch politi-
sche Macht auf sich. Thren Einfluss
nutzen sie, um politische Regeln in
ihrem Sinne zu beeinflussen — nicht
zuletzt mit dem Ziel, auf diese Weise
ihre Profite zu maximieren. Wo jedoch
Unternehmenswert und Wachstum
im Vordergrund stehen, geraten die
Rechte und Loéhne von Arbeitenden,
der Erhalt einer intakten Natur sowie
der Ausbau und Erhalt eines solidari-
schen Gemeinwesens zwangslaufig in
den Hintergrund.

Der Einfluss machtiger Wirtschafts-
interessen fiithrte in den vergangenen
Jahrzehnten zur massiven Senkung
von Unternehmenssteuern zu Lasten
von Einkommens- und Verbrauchs-
steuern. In zahlreichen Landern zeigt
sich infolgedessen heute ein ungerech-
teres Steuersystem und Staatseinnah-
men sanken. Damit fehlen auch die
Mittel, um in Bildung, Gesundheits-
versorgung und soziale Sicherung zu
investieren, deren Ausbau wiederum
zu Verringerung von Ungleichheit
fithren wiirde.

Zusitzlich verschirfen ausblei-
bende Investitionen und die Priva-
tisierung sozialer Grunddienste und
der offentlichen Daseinsfiirsorge die
soziale Lage vieler Menschen. Wenn
Ihnen der Zugang zu Bildung, Ge-
sundheit und sozialen Sicherungs-
systemen verwehrt wird, verhindert
dies zugleich soziale Mobilitdt. Ar-
mut wird somit iiber Generationen
weitergegeben, die soziale Ungleich-
heit nimmt damit nicht nur zu, son-
dern wird obendrein zementiert. So
schwindet auch das Vertrauen in das
politische System und damit in die
Demokratie als solche.
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Politik gegen Ungleichheit

ist notwendig und méglich

Wenn Ungleichheit die Folge politi-
scher Entscheidungen ist, bedeutet
dies zugleich, dass diese Entschei-
dungen prinzipiell umkehrbar sind.
Eine Kurswende ist somit nicht nur
erforderlich, sondern auch méglich.
Konkret brauchen wir in Deutschland
und international eine gerechte Steu-
erpolitik, die dafiir sorgt, dass alle -
auch Konzerne und Superreiche - ih-
ren fairen Beitrag zum Gemeinwohl
leisten. Lohn- und Einkommenspoli-
tik muss iiber nationale Grenzen hin-
aus gedacht werden und sicherstellen,
dass auch in globalen Lieferketten
existenzsichernde Léhne gezahlt und
Einkommensunterschiede abgebaut
werden. Ein Fundament gegen sozi-
ale Ungleichheit bilden zudem gute
offentliche Bildungs- und Gesund-
heitssysteme und soziale Sicherung
fir alle. Hier miissen Regierungen
mehr investieren. Fiir diese notwendi-
gen politischen Verdnderungen — fiir
Demokratie und gleiche Teilhabe,
fir Solidaritdt und eine gerechte Ver-
teilung der Lasten und der Gewinne
wirtschaftlicher Aktivitit — miissen
wir gemeinsam streiten.

%

Ellen Ehmke
Die Autorin ist Analystin zum Thema
Soziale Ungleichheit bei Oxfam
Deutschland.

1 Alle Zahlen in diesem Abschnitt stammen
aus dem Oxfam-Bericht ,Reward Work,
not Wealth’, Januar 2018. https:/www.
oxfam.de/system/files/bericht_englisch_-_
reward_work_not_wealth.pdf.

2 Christoph Lakner (2016): Global
Inequality. Policy Research Working Paper
7776. World Bank.

3 Jason Hickel (2017): Is global inequality
getting better or worse? A critique of
the World Bank’s convergence narrative.
Third World Quarterly, Bd. 38.

4 McKinsey Global Institute (2015): How
advancing women'’s equality can add $12
trillion to global growth.

5 Oxfam Media Briefing (2015): Extreme
Carbon Inequality.

6 D. Woodward (2015): Incrementum ad
Absurdum: Global Growth, Inequality
and Poverty Eradication in a Carbon-
Constrained World. World Social and
Economic Review. Bd. 4.
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Die Landfrage als eine ,Ur-Frage” von Ungleichheit

Genauso wie die Luft zum Atmen braucht der Mensch das Land zum Le-
ben. Ohne Land kein Wohnen, kein Ausiiben kultureller Praktiken, keine
Versammlungsfreiheit oder auch keine Nahrung. 2,7 Milliarden Menschen
sind in der Landwirtschaft aktiv und ernadhren sich teilweise direkt liber
ihren Zugang zu Land. Selbst wenn wir unsere Nahrung im Supermarkt
kaufen, benétigen wir diesen Zugang zu Land, um uns zu erndhren — wenn
auch indirekt. Aktuelle Entwicklungen, die oft unter dem Schlagwort
Landgrabbing zusammengefasst werden, begreifen Land hingegen als
eine reine Ware und etablieren mittelalterlich-feudale Strukturen, in de-
nen ganze Landstriche von einzelnen Akteurlnnen kontrolliert werden. Da
wundert es sehr, dass die Politik den Blick vom Thema Landkonzentration
abwendet und es tabuisiert. Dem entgegen wachst das Verstindnis fir
die Notwendigkeit eines Menschenrechts auf Land."

IE UNGERECHTIGKEIT stank zum
Himmel im Suddeutschland
des 16. Jahrhunderts. Aus-
druck fand sie in den blutigen Bau-
ernkriegen. Damals hatte der Adel im
Zuge der Einfithrung des Romischen

Rechts die Bevolkerung der gemein-
schaftlich genutzten Wilder und

Auch in jiingerer Zeit wurden auf
globaler Ebene folgende Texte ver-
handelt und einstimmig beschlossen.
Die Leitlinien der Erndhrungs- und
Landwirtschaftsorganisation der Ver-
einten Nationen (FAO) zum Recht
auf Nahrung (2004) erkliren in Arti-
kel 8: ,Staaten sollten in Erwagung

Wiesen beraubt — diese kurzerhand
in Privatbesitz umgewandelt. Uber
grundherrschaftliche Besitzstruktu-
ren kontrollierte der Adel Land und
Leute mit eiserner Hand. Mit den
Bauernkriegen lehnte sich die Bevol-
kerung gegen dieses unterdriickeri-
sche System auf. Sie wurden im Kern
der Landfrage wegen gefiihrt, der
Frage um eine gerechte Nutzung und
Verteilung des Landes, wie in den 12
Artikeln von Memmingen, dem For-
derungskatalog der Bauerinnen und
Bauern, festgehalten.

Heute sind umverteilende Land-
reformen als Ausdruck und Resultat
teilweise blutiger sozialer Kampfe
in vielen Verfassungen rund um den
Globus verankert. Dabei wird Ver-
teilungsgerechtigkeit oft direkt an-
gesprochen. In der philippinischen
Verfassung von 1987 ist die ,gerechte
Verteilung allen Agrarlandes® (Art.
XIII) verankert. In der Verfassung
Paraguays ist ein ,gerechtes Vertei-
lungs- und Besitzsystem® von Land
festgeschrieben (Artikel 114). In Siid-
afrika werden Landreformen als Me-
chanismus angeregt, um ,vergangene
rassistische Diskriminierungen wieder
gutzumachen® (Artikel 25). Damit ist
Umverteilung von Land verfassungs-
rechtlich gewiinscht und abgesichert.

ziehen, rechtliche und weitere Politi-

i X \ 2 'h{-.
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kinstrumente zu etablieren, [...] wel-
che Landreformen fiir den besseren
Zugang [zu Land] von Armen und
Frauen voranbringen.“ Die Leitlini-
en der Vereinten Nationen (UN) zu
Land von 2012 fiuhren in Artikel 11
auf: ,Staaten sollten Mafinahmen
ergreifen, um unerwiinschte Auswir-
kungen auf lokale Gemeinden und
gefahrdete Gruppen, die u.a. durch
Grundstiicksspekulation und Land-
konzentration entstehen kénnen, zu
vermeiden.“ Beide Leitlinien wurden
von der deutschen Regierung umfas-
send unterstiitzt.

Notwendigkeit der Umverteilung

war anerkannt

Auch die Entwicklungspolitik war
sich bis vor wenigen Jahren noch
einig: Umverteilung von Land ist
in vielen Lindern notwendig zur
Schaffung einer gerechten, sozial

."' ! ,5‘_ A\
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Land in Sicht? Philippinischer Kleinbauer vor der Farm eines GroBgrundbesitzers.



vertraglichen Landnutzungsstruk-
tur und einer armutsreduzierenden
Entwicklung. Solche Landreformen
waren auch Grundlage fiir die rasante
Entwicklung Japans und Stidkoreas
nach dem 2. Weltkrieg. Die deut-
sche Entwicklungszusammenarbeit
und selbst die Weltbank hatten sich
Umverteilung von Land viele Jahre
auf die Fahne geschrieben. 2001 er-
klirte das Bundesministerium fir
wirtschaftliche Zusammenarbeit und
Entwicklung (BMZ) noch unter der
Uberschrift ,Armutsbekdmpfung —
eine globale Aufgabe: Aktionspro-
gramm 2015; der Beitrag der Bundes-
regierung zur weltweiten Halbierung
extremer Armut“ Agrarreformen zur
gerechteren Landverteilung als eine
von 10 Handlungsprioritidten. Auch
wenn die offizielle Unterstiitzung
von umverteilenden Landreformen
mit teilweise absurden Ansitzen wie
der marktbasierten Landreform gefor-
dert wurde, war es vor allem wegen
der massiven Mobilisierung sozialer
Bewegungen wie der Landlosenbewe-
gung MST in Brasilien oder des LPM
in Stidafrika ein bedeutendes Thema.
Landkonzentration wurde landauf,
landab mit dem Gini-Koeffizienten
bemessen, einer einfachen Zahl, die
den Grad der Landkonzentration in
einem Land bemisst und so vergleich-
bar macht.

Versperrter Blick auf

reale Entwicklung

Noch vor 10 Jahren stand die Umver-
teilung von Land auf der Agenda der
Entwicklungspolitik, aber auch vieler
Staaten wie Paraguay oder den Phi-
lippinen. Heute spricht kaum noch
jemand von Landkonzentration ge-
schweige denn Umverteilung von
Land. Auch systematisierte Daten
zu Landkonzentration wie der Gini-
Koeffizient sind seit der Jahrtausend-
wende kaum noch in der Literatur
zu finden. Weltbank und deutsche
Entwicklungshilfe haben das Thema
eingemottet. Schlimmer noch, das
allgemeine Bekenntnis zu einer Um-
verteilung von Land zu Gunsten land-
loser und landarmer Biuerinnen und
Bauern wurde in den letzten Jahren
ins Gegenteil verkehrt. Heute werden
durch die Neuausrichtung der Ent-
wicklungspolitik an Privatwirtschaft
und Finanzindustrie industrielle Me-
gafarmen als Entwicklungschance
verkauft und so Landkonzentration
beférdert. Enge, oft rein finanzoko-
nomische Definitionen von Effizienz
und Produktivitiat haben als Schlag-

worte Themen wie Gerechtigkeit und
Umverteilung ersetzt.

Dabei sagen die Zahlen genau das
Gegenteil. In Kambodscha beispiels-
weise wurden in nur 10 Jahren tber
2,5 Millionen Hektar Land an gut
200 Agrar- und FinanzinvestorInnen
regelrecht herausgeschnitten. Bei ei-
ner landwirtschaftlich nutzbaren Fli-
che von etwa 5 Millionen Hektar eine
fast unvorstellbare Grofie. Wie auch
im Deutschland des 16. Jahrhunderts
ist dies begleitet von massivem Wi-
derstand, systematischen, brutalen
Vertreibungen und Menschenrechts-
verletzungen. Der Gini-Koeffizient,
der ungleiche Verteilung von Land
zwischen 0 (jeder Mensch hat genau
gleichviel Land) bis 1 (einer Person
gehort das ganze Land) misst, ist so in
nur einem guten Jahrzehnt von etwa
0,56 auf 0,81 explodiert.

Aber auch in Europa nimmt die
Konzentration von Land in den Han-
den weniger rasant zu. 50 Prozent der
europdischen Agrarfliche wird von
nur noch 3 Prozent der Agrarbetrie-
be bewirtschaftet. In Deutschland
kontrollieren 1,4 Prozent der Agrar-
betriebe 4 Millionen Hektar Land —
1 Viertel des gesamten Ackerlandes.
Mittlerweile gibt es in Deutschland
nur noch 275.000 Betriebe. Gehen
Hofesterben und Landkonzentration
in gleichem Tempo weiter, werden
in 10 Jahren weitere 56.000 Hofe in
Deutschland schlieffen. In Sachen
Landkonzentration steuern wir damit
von der Offentlichkeit weitgehend un-
bemerkt wieder mittelalterlichen Ver-
hiltnissen entgegen.

Kein Naturgesetz

Heute kontrollieren die 3 grofiten
Saatgut-Konzerne 56 Prozent des glo-
balen kommerziellen Saatgutmarktes.
Beim Anbau selbst zeigen sich nun
um einige Jahrzehnte zeitversetzt
vergleichbare gewaltige Konzent-
rationsprozesse. Der Agrarkonzern
Olam gibt beispielsweise an, welt-
weit 2,4 Millionen Hektar Land zu
bewirtschaften. Der Finanzinvestor
TIAA aus den USA hat weltweit mit-
tels Landfonds tber 600.000 Hektar
Agrarland aufgekauft. So wird es wohl
nicht mehr lange dauern, bis es neben
globalen Zahlen von Einkommensun-
gleichheit auch solche zu Land geben
wird.

Diese Entwicklungen sind kein Na-
turgesetz, auch wenn das unter dem
Schlagwort ,Strukturwandel’ vom
Landwirtschaftsministerium oder
dem Deutschen Bauernverband ger-
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ne suggeriert wird. Die Politik schafft
mit dem Dogma der globalen Wett-
bewerbsfahigkeit, Handelsabkommen
oder einseitigen Subventionsregimen
(bspw. EU-Agrarpolitik) dafiir wirk-
michtige Rahmenbedingungen. Ge-
nau dort konnte sie dieser Entwick-
lung auch entgegenwirken — allein der

politische Wille fehlt.

Land in Sicht?!

»Kein anderes Thema ist von derart
zentraler Bedeutung, wenn es um
Machtverhiltnisse innerhalb einer
Gesellschaft oder um Themen wie
Gleichheit und Einkommensvertei-
lung geht“, so der ehemalige UN-
Menschenrechts-Sonderberichterstat-
ter Danilo Tiirk zur Landfrage. Aber
gerade jetzt, da die Landkonzentra-
tion rasant zunimmt und zu einem
globalen Phidnomen erwichst und
parallel die bauerliche Bevolkerung
weltweit weiterwachst — auf aktuell
2,7 Milliarden Menschen — werden
Landreformen vergessen und tabui-
siert.

Auch das Flaggschiff der Entwick-
lungspolitik, die globalen Nachhaltig-
keitsziele (SDGs), haben hier einen
blinden Fleck. Zwar wird Ungleich-
heit durch ein eigenes Ziel prominent
Bedeutung beigemessen. Durch den
dominanten Bezug auf finanzielle
Aspekte wie Einkommensungleich-
heit oder Finanzpolitik ist das Thema
Land aber auch hier aus dem Blick
geraten. Eine gerechte Gesellschaft
wird langfristig jedoch nicht ohne
eine gerechte Verteilung von Land
existieren. Denn ein ganzer Blumen-
straufl an grundlegenden Rechten
ist ohne Land nicht denkbar. Daher
bleibt auch eine Entwicklungspolitik
unglaubwiirdig, so lange sie zuneh-
mende Landkonzentration weiterhin
ignoriert. Schenken wir also der Land-
frage wieder die Bedeutung, die ihr
zusteht.

N

«=~ Roman Herre

Der Autor ist Agrarreferent bei FIAN
Deutschland.

1 FIAN (2017): The Human Right to Land.
Position Paper. https://www.fian.org/
fileadmin/media/publications_2017/
Reports_and_Guidelines/FIAN_Position_
paper_on_the_Human_Right_to_Land_
en_061117web.pdf.
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haben sie durch Schulungen auf 6kologischen Landbau umgestellt und haben nun das ganze Jahr genug zu essen — doch wie lange noch?

AGRAROKOLOGIE
GEHT NUR MIT -
ERNAHRUNGSSOUVERANITAT

Alternative Wirtschaftsformen auf dem Land
kénnen Ungleichheit abbauen

ur pEM Land ist Ungleich-

heit besonders grof3. 815 Mil-

lionen Menschen hungern
und koénnen sich nicht ausreichend
und gesund erndhren. Um diese
Ungerechtigkeit zu beseitigen, bie-
ten lokale Wirtschaftssysteme und
-kreisldufe vor allem auch fir die
kleinbauerliche Landwirtschaft trag-
fahige Losungen an. Dies gelingt
aber nur, wenn Frauenrechte gestarkt
werden, die Interessen dieser Bevol-
kerungsgruppen politisch durchge-
setzt werden und Erndhrungssou-
veranitit mit umweltschonenden
agrarbkologischen Anbaumethoden
Wirklichkeit wird.

Das Niveau sozialer Ungleichheit
ist in vielen Liandern, insbesondere im
Globalen Suiden, extrem hoch. Daraus
resultiert vor allem andauernde Ar-
mut. Lange Zeit wurde Ungleichheit
als notwendiges Ubel fiir ein ,Heraus-
wachsen‘ aus der Armut beschrieben.
Inzwischen werden die hohen sozia-
len, politischen und wirtschaftlichen
Kosten von Ungleichheit wahrgenom-
men.! Grofie Chancenungleichheit
filhrt zu Armut. Je grofier die Kluft
zwischen verschiedenen gesellschaft-
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lichen Gruppen ist, desto geringer
wird soziale Mobilitit. Ungleichheit
tragt direkt dazu bei, dass Menschen
in einem Teufelskreis der Armut ge-
fangen bleiben und Kinder aus armen
Familien haufig die Armutssituation
ihrer Eltern erben. Durch solche Ex-
klusionsprozesse werden Chancen
fiir eine breite wirtschaftliche Ent-
wicklung vergeben. Es braucht des-
halb Politikansatze fiir Umverteilung
und geteilten Wohlstand, um Armut
zu iiberwinden. Der Zusammenhang
zwischen der Uberwindung von Ar-
mut und der Notwendigkeit zur Um-
verteilung wird noch zwingender,
wenn das gegenwartige Modell der
Wachstumsékonomie infrage gestellt
wird und 6kologische Aspekte sowie
der Klimawandel in den Blick genom-
men werden.

Ungleichheit auf dem Lande

Die Agenda 2030 fiir nachhaltige Ent-
wicklung ruft im Ziel 10 der nachhal-
tigen Entwicklungsziele (SDGs) zum
Handeln fiir die Reduzierung der Un-
gleichheit in und zwischen Landern
auf. Ungleichheit zu reduzieren ist
auch essentiell fiir die Uberwindung

von Armut (SDG 1) oder Hunger
(SDG 2). Dieser Zusammenhang
wird deutlich, wenn die Zahlen der
Hungernden und Fehlernihrten be-
trachtet werden. 2016 waren bei einer
Weltbevolkerung von 7,6 Milliarden
Menschen 815 Millionen hungernd, 2
Milliarden fehlte es an lebenswichti-
gen Mikronahrstoffen und Vitaminen.
Dabei ist auf dem Land Armut und
Hunger besonders eklatant. An die 80
Prozent leben von der Landwirtschaft
oder den nattirlichen Ressourcen. Um
deren Armut zu iiberwinden und Un-
gleichheit abzubauen, miissen vor
allem tragfiahige Wirtschaftssysteme
fur ihre Bediirfnisse entwickelt wer-
den, Frauenrechte gestiarkt und der
Zugang zu Ressourcen verbessert
werden.

Ungleiche Landverteilung abbauen

Die (klein)bauerliche Landwirtschaft
ist haufig die einzige existenzsichern-
de Wirtschaftsform. 2,6 Milliarden
Menschen leben von ihr. Millionen
von Kleinbduerinnen und -bauern,
HirtInnen, FischerInnen und Indige-
nen produzieren auf kleinsten Flachen
den grofiten Teil aller Lebensmittel,



in den meisten Liandern in Afrika und
Asien bis zu 80 Prozent. Liegt die
bewirtschaftete Fliche unter 2 Hekt-
ar, spricht man von kleinbéduerlicher
Landwirtschaft. 83 Prozent der welt-
weit 537 Millionen landwirtschaftli-
chen Betriebe bewirtschaften weniger
als 2 Hektar und 97 Prozent weniger
als 10 Hektar. So sind in Asien bis zu
80 Prozent aller landwirtschaftlichen
Betriebe kleinbiuerlich. Kleinbauer-
liche Betriebe bewirtschaften etwa 60
Prozent der weltweiten Ackerflichen —
hédufig jedoch qualitativ schlechte und
nicht bewdsserungsfihige Boden —
und leisten den grofiten Teil der Ag-
rarinvestitionen. Aber die Durch-
schnittsgrofie der Betriebe sinkt. Sie
liegt in Asien bei 1,06 Hektar und in
Afrika bei 1,3 Hektar. Dadurch ist es
vielen Kleinbduerinnen und -bauern
nicht mehr moéglich, ihre Familie aus-
reichend zu versorgen und sie miissen
sich zusitzliche Erwerbsmoglichkei-
ten suchen. Dabei ist in vielen Lan-
dern zwar gentigend Land da, jedoch
ist die Landverteilung ungleich. Des-
halb sind Land- und Agrarreformen
notwendig. Stellvertretend fiir eine
gerechtere Landverteilung in vielen
Landern stehen die Landbesetzungen
in Brasilien, organisiert von der Land-
losenbewegung ,Movimento dos Sem
Terra® (MST).

Bauerliche Landwirtschaft ist

keine ,Armuts6konomie’

Die nachfolgenden Beispiele zeigen,
dass bauerliche Landwirtschaft kei-
neswegs eine ,Armutsokonomie’ ist.
Die Schaffung tragfihiger lokaler
Wirtschaftssysteme kann aber nur
dann erfolgreich sein, wenn anerkannt
wird, dass die Wirtschaftsweise bauer-
licher Familienbetriebe sich in erster
Linie an Sicherheit und Nachhaltig-
keit orientiert. So nutzen in Tansania
Biuerinnen und Bauern wieder ver-
starkt einheimische, widerstandsfihi-
ge und nahrstoffreiche Sorten sowie
die Vorteile von Mischkulturen und
nattirlicher Schadlingsbekdmpfung.
Auch traditionelle, lokal erprobte
Technologien finden wieder vermehrt
Anwendung. Zum anderen nutzen die
Béiuerinnen und Bauern ihre knappen
natirlichen Ressourcen in einer scho-
nenderen Form. Zum Beispiel wird
Regenwasser kostengiinstig tiber die
Dachrinnen der Hiuser in Zisternen
gesammelt und fiir den Gemiisean-
bau verwendet. Verteilungskonflikte
um Wasser und Land kénnen dadurch
entschirft werden. Zudem werden der
Kapitalbedarf der ProduzentInnen

und ihre Abhdngigkeit von externen
Betriebsmitteln geringer. Dies kann
erreicht werden, wenn systematisch
Prinzipien von Agrardkologie in der
biuerlichen Landwirtschaft etabliert
werden. Ein Qualifizierung der Béu-
erinnen und Bauern ist hierfiir not-
wendig. Fossile Energietrager und
wichtige Nahrstoffe wie Phosphat
und Kalium werden in Zukunft immer
knapper und teurer werden. Ertrags-
steigerungen durch mehr chemisch-
mineralische Diingung stofien an ihre
okologischen Grenzen. Aufierdem ist
ein intensiverer Energie- und Maschi-
neneinsatz fur viele kleinbiduerliche
Betriebe nicht rentabel. Verbesserte
Anbaumethoden, geeignetes, regio-
nal und lokal erzeugtes Saatgut, der
Aufbau der Bodenfruchtbarkeit durch
ein verbessertes Bodenmanagement,
biologischer Pflanzenschutz sowie
wassersparende Anbaumethoden wer-
den notwendig sein, um die Produkti-
on umweltschonend zu intensivieren.
Wenn Bauerinnen und Bauern genii-
gend Land, Wasser, Arbeitskraft und
das notige Wissen haben, konnen sie
einen hoheren Nahrwert pro Hektar
erzielen als die industriell organisier-
te Landwirtschaft. In vielen Entwick-
lungslandern kénnen die Ertrige im
Ackerbau daher noch deutlich gestei-
gert werden — und das ohne schadli-
che Umweltauswirkungen.

Diese bauerlichen Produktionsme-
thoden sollten gemeinsam erprobt
und weiterentwickelt werden, wie
zum Beispiel in Tansania. Dort bera-
ten uber 40 kleinbiuerliche Verbin-
de, organisiert im panafrikanischen
Netzwerk PELUM, kleinbauerliche
Betriebe in agrarokologischen An-
baumethoden. Neben der Wissensver-
mittlung tiber partizipative Methoden
(»von Bauer zu Bauer“) setzt sich PE-
LUM auch fiir giinstige wirtschaftli-
che und politische Rahmenbedingun-
gen in den afrikanischen Landern fiir
agrardkologische Landwirtschaft ein.

Auf lokalen und regionalen Mark-
ten finden die Produkte kleinbiuer-
licher Landwirtschaft einen gewissen
Absatz. Auf diese Weise kénnen sich
die Biuerinnen und Bauern unab-
hangiger von den unkontrollierbaren
Nachfrage- und Preisschwankungen
der nationalen und internationalen
Mirkte machen. In Indonesien haben
Bauernorganisationen gemeinsam
6kologische Anbaumethoden erprobt
und die lokale Vermarktung ihrer Pro-
dukte organisiert. Sie haben dafiir
auch Spar- und Kreditgruppen gebil-
det. Kakaopflanzungen im Hochland
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arbeiten nun wieder gewinnbringend.
Durch eine Genossenschaft, die An-
bauberatung und Vermarktungswege
fur ihre Mitglieder organisiert, wird
ein besserer Preis erzielt als beim Ein-
zelverkauf an ZwischenhindlerInnen.
In Stidbrasilien haben Biobiduerinnen
und -bauern nachhaltige Produktions-
und Vermarktungsstrukturen fiir ihre
Erzeugnisse aufgebaut. Inzwischen
setzen sie ihre Produkte auf Bauern-
mirkten in der Region und in grofie-
ren Stidten ab.

Frauenrechte und Organisation
bauerlicher Interessen

Diese Wirtschaftsformen sind in ein
umfassendes Konzept landlicher Ent-
wicklung einzubinden. Dies lisst sich
durch die Diversifizierung des ldndli-
chen Handwerks, des Kleingewerbes
und der Kleinindustrie erreichen. Pro-
duktions- und Vermarktungsgenos-
senschaften, Erzeugergemeinschaften
und Kreditvereine bieten hierfiir gute
Voraussetzungen. Unabdingbar ist
auch die systematische Teilhabe von
Frauen. Meist sind sie es, die das kom-
plexe Anbauwissen von Generation zu
Generation weitergeben, die Produkte
vermarkten und die Hauptverantwor-
tung fir die Existenzsicherung ihrer
Familien tragen. Klar ist, ohne die po-
litische Interessensvertretung und die
Starkung kollektiver Rechte der Pro-
duzentInnen kénnen Ungleichheiten
nicht abgebaut werden. So haben sich
uber 200 Millionen Biuerinnen und
Bauern in den weltweit agierenden
Verband ,La Via Campesina’ (der bédu-
erliche Weg) zusammengeschlossen.
Ziel ist es, der landlichen Bevolke-
rung ein selbstbestimmtes Leben zu
ermoglichen. Agrarékologische An-
baumethoden — eingebettet in eine
Politik der Erndhrungssouveranitat
und rechtlich abgesichert durch die
Verwirklichung des Rechts auf Nah-
rung — ist ein wichtiger Baustein fiir
eine flichendeckende Transformation
des Wirtschaftssystems, das Ungleich-
heit abbaut. Aber dafiir ist auch eine
politische Umgestaltung des Wirt-
schaftssystems notwendig.

%

Dr. Bernhard Walter
Der Autor ist Referent fur
Erndhrungssicherheit bei Brot fur die
Welt.

1 Weltbank (2016): Taking on Inequality.
Poverty and Shared Prosperity.
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EXTRAKTIVISMUS ALS
AUSDRUCK GLOBALER

UNTERDRUCKUNG

Zur Reproduktion von Ungleichheit in Lateinamerika

Die soziookonomische Krise, welche Lateinamerika um die Jahrtausend-
wende fest im Griff hatte, endete dank eines anhaltenden Anstiegs der
weltweiten Rohstoffnachfrage und durch die Spekulationslogik des glei-
chen globalisierten kapitalistischen Systems, die fiir das erneute Anstei-
gen der Rohstoffpreise gesorgt hatte. Lateinamerika blieb jedoch weiter-
hin der Kontinent mit der gréBten sozialen Ungleichheit weltweit. Mit
dem Riickgang der Rohstoffpreise im Jahr 2014 dnderte sich die Situation
erneut. Alle Lander, deren Wirtschaftssystem auf der Ausfuhr von Rohstof-
fen basiert, fanden sich in der unangenehmen Situation, vom Weltmarkt
abhangig zu sein - eine Abhéngigkeit, die in Zeiten steigender Rohstoff-
preise in den Hintergrund tritt. Durch diese neue Krise wurde die soziale

ER TERMINUS Extraktivismus politischen Spielraum vieler Regie-

Ungleichheit weiter verscharft.
D bezeichnet dabei den massiven

Abbau von natiirlichen Res-
sourcen fiir den Export. Der Abbau
richtet sich hier nach der Nachfrage
der Industrielinder und die Rohstoffe
werden nicht (oder kaum) verarbeitet.
In der Regel fithrt der Extraktivismus
zu bedeutenden makrodokonomischen
Effekten sowie zu tiefgreifenden ne-
gativen Folgen fir die Gesellschaft,
die Umwelt und die Kultur der be-
troffenen Gebiete. Der Extraktivismus
beschrinkt sich nicht auf den Abbau
von Bodenschitzen, sondern erstreckt
sich auch auf den Bereich der Land-
und Forstwirtschaft, die Fischerei so-
wie den Tourismus und die Stidte. Es
wire daher besser von Extraktivismen
zu sprechen. Unter dem Begriff Neo-
Extraktivismus verstehen wir eine
moderne Version des traditionellen
Extraktivismus, der vor allem durch
modernere Technologien grofiere
und komplexere Rohstoffprojekte
erschliefit. Die negativen Auswirkun-

gen der Rohstoffausbeutung bleiben
jedoch dieselben.

Fluch und Segen reicher
Rohstoffvorkommen

In vielen lateinamerikanischen Lan-
dern fithrten die starke Steigerung
der Nachfrage und die folgende Er-
hohung der Preise fiir fossile Brenn-
stoffe, Bodenschitze und landwirt-
schaftliche Erzeugnisse zu einem
deutlichen Anstieg der Einnahmen
aus dem Export. Dies erweiterte den
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rungen.

Die hoheren Einnahmen kamen
nicht nur der o6ffentlichen Hand,
sondern auch monopolistischen
Gruppen, transnationalen Unterneh-
men, BankerInnen, ImporteurInnen,

g

Rohstoffabbau hat oft drastische Auswirkungen auf Umwelt und Soziales.

Bergbau eine andine Stadt zu verschlucken.

ExporteurInnen, BiirokratInnen etc.
zugute. All diese NutznieferInnen sa-
hen iiber Machtmissbrauch, Korrupti-
on und die Verletzung der Menschen-
rechte hinweg. Das einzige Interesse
bestand darin, sich zu bereichern. Es
wurden jedoch auch einige relativ
tiefgreifende Investitionen im sozia-
len Bereich ermoglicht, welche einer
breiten Masse zugutekamen.

In einigen Lindern, wo der Protest
der Bevolkerung gegen den Neolibe-
ralismus zur Wahl ,,progressiver” Re-
gierungen gefiihrt hatte (bspw. Argen-
tinien, Bolivien, Brasilien, Ecuador
und Venezuela), wurde der grofiere
Handlungsspielraum genutzt, um
die Einnahmen aus dem Rohstoff-
abbau gerechter zu verteilen und die
Armut zu bekdmpfen. Dies fand - zur
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Uberraschung einiger — auch in Lin-
dern mit neoliberalen Regierungen
statt (Kolumbien, Peru). Auch wenn
die absolute Armut in allen Landern
zuriickging, sind die reichsten Be-
volkerungsgruppen nach wie vor die
HauptnutzniefierInnen des Rohstoff-
abbaus — ebenso wie die transnatio-
nalen Unternehmen, welche direkt
oder indirekt vom Rohstoffgeschaft
profitieren. Dieser scheinbare Wi-
derspruch lasst sich leicht erklaren,
wenn man bedenkt, dass die vielen
Jahre enormer Einnahmen aus dem
Rohstoffexport keinerlei Einfluss auf
die Konzentrationstruktur des Kapi-
tals hatten.

Ausbau bis zum Uberangebot

Die Legitimitat aller lateinamerikani-
schen Regierungen war eng mit der
jeweiligen Umverteilungspolitik ver-
bunden, welche die dkonomischen
Maoglichkeiten breiter Teile der Bevol-
kerung verbesserte. Zur Finanzierung
der neuen Sozialprogramme waren
jedoch immer neue Einnahmen aus
dem Rohstoffabbau nétig. Die stan-
dige Verfiigbarkeit finanzieller Mittel
aus dem Rohstoffexport — und mit
der Zeit vermehrt basierend auf den
immer grofieren Krediten aus dem
Ausland - begiinstigte eine lang an-
haltende wirtschaftliche, soziale und
auch politische Stabilitdt. Diese wur-
de auch durch die Abkehr von der har-
ten neoliberalen Stabilitdtspolitik und
den Strukturanpassungen der 1980er
und 90er Jahre ermoglicht.

Der Anstieg der Exporteinnahmen
fur Rohstoffe wie Erdol, Kohle, Erd-
gas, Kupfer oder Gold durch die ho-
heren Rohstoffpreise fithrte zu einem
enormen Anreiz, den traditionellen
Abbau dieser natiirlichen Ressourcen
in Lateinamerika auszuweiten. Tech-
nologische Fortschritte ermoglichten
zudem den Abbau neuer Ressourcen,
welche vormals schwer zu erschliefien
gewesen waren. Diese Faktoren 16sten
massive Investitionen transnationaler
Unternehmen (vor allem aus China)
in den verschiedenen Bereichen, be-
sonders aber im Bergbau und der For-
derung von Erdél, aus.

Diese Prosperitit wurde jedoch
von den Anderungen auf dem Welt-
markt und dem folgenden Preisverfall
abrupt unterbrochen, auch weil diese
Léander in den Jahren des Wirtschafts-
wachstums die Produktionsstruktur
nicht transformiert haben. Die sinken-
den Exporteinnahmen in den betrof-
fenen Landern fithrten perverserwei-
se zu einem neuen Aufschwung des

Extraktivismus, um die gesunkenen
Preise durch hohere Exporte auszu-
gleichen. Es liegt auf der Hand, dass
das dadurch entstehende Uberange-
bot ein weiteres Absinken der Preise
zur Folge hatte.

Urspriinge und Perspektiven des
Extraktivismus

Mit der Eroberung und Kolonialisie-
rung Amerikas, Afrikas und Asiens
begann die Strukturierung der Welt-
wirtschaft. Das kapitalistische System,
welches auf dem Patriarchat und der
Kolonialitit beruht, verfestigte sich.
Eines seiner Grundprinzipien ist die
Akkumulation des Rohstoffabbaus
und -exports, die seit jeher durch die
Nachfrage der sich herausbildenden
kapitalistischen Zentren bestimmt
wird. Einige Regionen spezialisier-
ten sich hauptsichlich darauf, Roh-
stoffe zu férdern und zu produzie-
ren, wahrend andere Regionen sich
darauf fokussierten, die Rohstoffe zu
verarbeiten. Dort konzentrierten sich
daher von Beginn an Kapital, Macht
sowie wissenschaftliches und techno-
logisches Wissen. So wurden die ,.ent-
wickelten Lander zum gréfiten Teil
Netto-Importeure von natiirlichen
Rohstoffen, wihrend die ,,unterent-
wickelten Linder zu den Netto-Ex-
porteuren zihlen. Erstere bereichern
sich also in grofiem Mafie an der Ver-
armung letzterer. Hinzu kommt, dass
die Zerstérung der Umwelt und die
Beeintrachtigung der jeweiligen Ge-
meinden durch die von den Extrak-
tivismen ausgehende strukturelle Ge-
walt die Norm darstellt. Die Gewalt ist
dabei keine Folge der Extraktivismen,
sondern eine Grundvoraussetzung zu
ihrer Durchfiihrung.

Diese Gewalt ist allumfassend
und wirkt sich auf Territorien, Ge-
meinden und Koérper - vor allem der
Frauen - aus. Gleichzeitig wird jede
Form der Heterogenitdt zerstort: In
Lateinamerika ist der Extraktivismus
Teil der DNA im imaginéren Kollek-
tiv — vor allem der regierenden Eliten.
Sie kénnen sich eine Zukunft ohne die
durch den Extraktivismus erzeugte
Abhiangigkeit vom Weltmarkt nicht
vorstellen. Die Mehrheit der latein-
amerikanischen Lander gehort daher
weiterhin zu den Exporteuren von
Primirgiitern, was die Herausbildung
von Rentendkonomien, Klientelge-
sellschaften und autoritiren Regie-
rungen begiinstigt hat. Die Region
bleibt fiir den globalen Kapitalismus
folglich von strategischer Bedeutung
und setzt ihre seit Jahrhunderten eta-
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blierte Rolle fort. Die international
asymmetrische Verteilung der Arbeit
fithrt also zu einer ,,Entwicklung der
Unterentwicklung®.

Folgen des Neo-Extraktivismus

Im aktuell vorherrschenden Neo-Ex-
traktivismus ist eine Art finaler Schlag
gegen indigene und gemeinschaftli-
che Kulturen zu beobachten. Unab-
hingig von der jeweiligen Regierung
sind in allen Landern Unterdriickung
und Kriminalisierung zu beobachten.
Die angeblich entwickelten Lander
bauen die Vorteile, welche sie aus der
Struktur des ungleichen Handels zie-
hen, weiter aus — eines Handels, der
durch sogenannte Freihandelsvertra-
ge die Unfreiheit und Ungleichheit
weiter verscharft.

Angesichts dieser Lawine der Zer-
storung wichst der — immer Ofter
durch Frauen geleitete — Widerstand
in ganz Lateinamerika. Es entstanden
Alternativen und innovative Vorschli-
ge, wie zum Beispiel, das Erdol im ecu-
adorianischen Nationalpark Yasuni
im Boden zu lassen. Die Region setzt
sich von unten, aus der Gemeinschaft
heraus gegen die Angriffe zur Wehr
und findet eigene Méglichkeiten fiir
ein wiirdiges, auf den Menschenrech-
ten und den Rechten der Natur basie-
rendes Leben. Die Losung fithrt iiber
Umwege, aber sie erlauben es, den
Fluch des Uberflusses, der die grofie
Mehrheit der rohstoffreichen Liander
in Armut gefangen halt, Schritt fur
Schritt und effektiv abzuschutteln.

~

Alberto Acosta
Der Autor ist Wirtschaftswissenschaftler,
Universitatsprofessor, ehemaliger
Minister fur Energie und Bergbau

sowie ehemaliger Prasident der
Verfassungsgebenden Versammlung
Ecuadors und hat als Prasident der
Republik Ecuador kandidiert.
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Schiitzend liegen die marmornen Léwen vor dem portugiesischen Parlament in Lissabon — wie erfolgreich bekdmpft die linke Koalition von

2015 die Ungleichheit?

PORTUGAL: EIN
ROBIN-HOOD-STAAT?

Unverhoffte Allianz auf neuen Wegen nach der Krise

Die portugiesische Gesellschaft befindet sich in einer problematischen
Ubergangsphase mit einem semi-peripheren Status im Weltsystem. Die
Wiedereinfiihrung der Demokratie und die Integration in die Européische
Union (EU) brachten Portugal auf den Weg der Entwicklung, doch die
jlingste Krise fiihrte zu neuen Ungleichheiten. Heute steht das Land am
Scheideweg. In diesem Artikel geht es darum, wie die Wende weg von
den SparmaBnahmen und hin zu mehr Gleichheit zustande kam.

M 25. APRIL 1974 wurde mit der

Revolution die Demokratie

wiedereingefiihrt. Dies ver-
hiefl einen neuen Wohlfahrtsstaat,
der fahig sein sollte, den sozialen
Aufstieg zu férdern, neue berufliche
Segmente zu stirken und eine neue
Angestellten-Mittelschicht anzure-
gen. Das Wirtschaftswachstum und
EU-Subventionen machten neue
Infrastrukturen und Sozialkonzepte
moglich. So wurden wesentliche
Schritte im Modernisierungsprozess
des Landes verstiarkt, insbesondere
durch 6ffentliche Aufklarung. In den
3 folgenden Jahrzehnten entwickelte
sich Portugal von einer armen, unter-
entwickelten Gesellschaft zu einem
vielversprechenden Akteur unter den
entwickelten Demokratien.

Anhaltende Einkommensunterschiede
Beginnend mit der Jahrhundertwende
nahmen Einkommensunterschiede in
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Portugal leicht ab. Seit 2009 hat sich
aufgrund einer politischen Wende,
mit der die Einfithrung einer neuen
Finanz- und Wirtschaftspolitik ein-
herging, jedoch einiges verandert. So
stieg die Armutsquote von 17,9 Pro-
zent im Jahr 2009 auf 19,5 Prozent im
Jahr 2014 an.! Im Gegensatz dazu lag
die Armutsgrenze vor der Auszahlung
von Sozialleistungen und Renten im
selben Jahr bei 47,8 Prozent. Das ver-
deutlicht, wie wichtig Sozialleistun-
gen sind und welche entscheidenden
Auswirkungen sie auf die Armutsquo-
te haben. Dennoch wurden auch bei
den Sozialleistungen héhere Einkom-
men begiinstigt. Aus den Daten von
2014 geht hervor, dass die 20 Prozent
mit dem héchsten Einkommen 42 Pro-
zent aller Sozialleistungen bezogen,
wahrend die armsten 20 Prozent nur
9 Prozent erhielten.

Einige Studien zeigten, dass auch
die Folgen der Krise ungleich verteilt

waren. So litten zum Beispiel unter
Sparmafinahmen wie Lohn-, Renten-
und Leistungskiirzungen vor allem
die Menschen mit den niedrigsten
Einkommen am meisten. Zwischen
2009 und 2014 erlebten die drmsten
10 Prozent der Gesellschaft Lohn-
kiirzungen von 25 Prozent, gefolgt
von einem zweiten Zehntel, dessen
Lohn um 16 Prozent gekiirzt wurde,
und erst auf dem dritten Platz stan-
den die 10 Prozent mit den hochsten
Einkommen.?

Widerstand gegen die alten Machte

Zuletzt wurden soziale Bewegungen
im Zuge der Wirtschafts- und Finanz-
krise und des Eingreifens der Troika
zum Dreh- und Angelpunkt fiir Ver-
anderungen. Das Rettungsprogramm
der Troika, das zwischen 2011 und
2014 in Kraft war, legte einen neuen
Kontext offen, in dem widerspriich-
liche Praktiken nur allzu sichtbar
wurden. Die Brutalitat der Sparmaf-
nahmen, die von einer Mitte-Rechts-
Regierung beschlossen wurden, ent-
fesselte eine Reihe kraftvoller sozialer
Bewegungen, angesichts derer die
Parteien nicht gleichgiiltig bleiben
konnten. Verarmung, hohe Arbeits-
losigkeit und Wohlfahrtskiirzungen
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verstirkten den Zorn der Offentlich-
keit. Die Proteste gegen die Sparmaf-
nahmen fithrten zu einer Reihe von
Mobilmachungen, die breite Bevol-
kerungsschichten umfassten. So ent-
stand eine neue politische Stimmung,
die einen politischen Wandel zuguns-
ten der Linken begiinstige.

Politische Wende

Die Parlamentswahl 2015 markierte
eine bedeutende politische Wende.
Die rechtskonservative Koalition
(PSD/CDS) beanspruchte den Sieg
bei der Parlamentswahl fiir sich
(36,86 Prozent der Stimmen), erlang-
te aber nur eine relative Mehrheit,
wiahrend die Sozialisten (PS) nicht
weit zurticklagen (32,31 Prozent).
Die Wahlergebnisse erméglichten
eine Einigung der PS mit den Kom-
munistInnen (PC) und dem Links-
block (BE). So konnte, obwohl die
Parteien zuvor politische Kontrahen-
ten waren, eine neue linke Mehrheit
im Parlament geschaffen werden. Die
Zeit danach begiinstigte einen leich-
ten Wirtschaftsaufschwung und eine
Linderung der Sparmafinahmen und
ebnete den Weg fiir neue, positive Per-
spektiven der Bevolkerung. Subjektiv
gesehen hatte der Grofiteil der Por-
tugiesen das Gefiihl, dass ein Wende-
punkt erreicht war: Die Gesellschaft
war von den negativen Mafinahmen
erschopft und hatte die ehemalige
Regierung abgestraft, unter anderem
auch, da sie die Sparmafinahmen
als einzige Losung gepriesen hatte.
Objektiv gesechen waren Einkom-
mensminderung, Flexibilitiat im Job,
Lockerung des Kiindigungsschutzes,
Arbeitslosigkeit und auch das steigen-
de Armutsrisiko Realititen, die grofie
Teile der Bevolkerung betrafen. Vor
diesem Hintergrund und getragen
vom Unmut der Bevélkerung iiber
die vorherigen Zustdnde traf die neue
sozialistische Regierung einige wichti-
ge Entscheidungen und zeigte somit,
dass es moglich war, die Dinge anders
zu handhaben. Beispielsweise wurden
durch Beschliisse der sozialistischen
Regierung genannte Lohnzahlun-
gen weiterhin gesichert, strategische
Unternehmensprivatisierungen riick-
gangig gemacht, der Mindestlohn an-
gehoben und die 35-Stunden-Woche
wiedereingefiihrt.

Allerdings waren auch diese politi-
schen Losungen von einigen Schwie-
rigkeiten geprigt. Zwar wurden auf
der einen Seite Sozialleistungen wie-
dereingefiihrt, nimlich Renten sowie
Weihnachts- und Urlaubsgeld, wobei

sogar die Wirtschaft positiv reagier-
te (Schuldenabbau, Wachstum des
Bruttoinlandsprodukts (BIP) etc.).
Andererseits jedoch schrieben EU-
Verpflichtungen weiterhin eine Haus-
haltsdisziplin vor, die andere wichtige
Mafinahmen verhinderte, welche die
EU als unnétige Ausgaben ansah. In
den Jahren nach dem Rettungspro-
gramm (die Troika verlief} das Pro-
gramm 2015) zeigte sich eine Tendenz
zur Erholung von Sparmafinahmen,
Haushaltsdisziplin, steigenden Ex-
porten sowie positive Anzeichen eines
Wirtschaftsaufschwungs. Ab jenem
Zeitpunkt sank die Arbeitslosigkeit,
wie die oben genannte Stabilisierung
und Verringerung der Armutsquo-
ten illustrieren. Allerdings nahm die
Ungleichheit im gleichen Zeitraum
nicht ab. Ungeachtet der Konjunk-
turerholung ab 2013 hatten die drms-
ten 10 Prozent 3 Jahre spiter immer
noch Durchschnittseinkommen, die
10 Mal niedriger waren als die der
reicheren 10 Prozent (237 Euro ge-
geniiber 2360 Euro). Zudem lag das
Durchschnittseinkommen im Jahr
2016 trotz des erwahnten Konjunk-
turaufschwungs unter dem Niveau
der Jahre vor Ausbruch der Krise,
namlich 5,6 Prozent weniger als im

Jahr 2009.

Auf dem Weg zu einem

progressiven Steuerwesen?

Jungste Mafinahmen der sozialisti-
schen Regierung scheinen sich auf
ein progressives Steuerwesen auszu-
richten, eindeutig ist dies aber noch
nicht. Das BIP der Wirtschaft hiangt
auch von auslandischen Direktinves-
titionen und Finanzkapital ab, und
das Bankensystem ist gut geschiitzt.
Allerdings wurden die Stufen fiir die
Einkommensteuer im Januar 2018
von 5 auf 7 Abzugsstufen ausgewei-
tet. Dies bedeutet mehr moégliche
Vorteile fiir die mittleren und unteren
Einkommensschichten. Zudem wer-
den Vorschldge fiir die Besteuerung
grofler Vermogen und Erbschaften
diskutiert, bisher aber im Staatshaus-
halt noch verschoben. Nur im Steuer-
wesen gab es einige Entscheidungen.
So soll Steuerhinterziehung bekampft
und die 758 reichsten Personen, die
uber 700.000 Euro im Jahr verdienen,
starker kontrolliert werden. Hier steht
ein politisch heikles Thema auf dem
Spiel. Die Regierung ist an ihre lin-
ken Partner gebunden, die stets fiir
progressivere und emanzipatorischere
Mafinahmen zugunsten der Arbeite-
rInnen und sozial Benachteiligten
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gekampft haben. Aufierdem vertreten
die SozialistInnen und ihr General-
sekretdr (A. Costa, Premierminister)
die Haltung, keine Zugestandnisse an
die Mitte-Rechts-Fraktion zu machen,
doch eine neue konservative Fiihrung
liebaugelt mit Costas Optionen. Eine
von der aktuellen Regierung unter-
stutzte Sozialpolitik moéchte neue
Vereinbarungen zum ,Sozialdialog®
auf den Weg bringen (ein dreiteili-
ger nationaler Rat) und diskutiert
innovative Wege, den vorherigen
Zyklus riickgdngig zu machen. Doch
dies geht nicht friedlich vonstatten.
Denn wihrend Gewerkschaften der-
zeit in verschiedenen Branchen (wie
Bildung, Gesundheitswesen, Be-
amtentum usw.) mobilmachen und
streiken, verhandelt die Regierung
mit der EU das nichste Paket von
Kohisionsfonds, welcher die EU-Mit-
gliedstaaten fordert, deren nationales
Pro-Kopf-Einkommen unter 90 Pro-
zent des EU-Durchschnitts liegt. Die
Regierung hofft, mit dem Argument,
dass Portugal einen erfolgreichen Weg
aus der massiven Verschuldung gefun-
den hat, die von der EU auferlegten
Streichungen zu verringern. Dieser
komplexe Vorgang von Konflikt
und Dialog koénnte in den kommen-
den Monaten noch heftiger werden,
wenn die politischen PartnerInnen
den Staatshaushalt fir 2019 diskutie-
ren. Somit scheint es, als sei Portu-
gal trotz jiingster Tendenzen, untere
Schichten zu begiinstigen und den
sozialen Zusammenhalt zu foérdern,
noch weit davon entfernt, ein Robin-
Hood-Staat zu werden.

>~
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BAUERLICHER EINSATZ

F_UR GERECHTIGKEIT

-

EIN AKTIONSPLAN

ZUR BEKAMPFUNG
SOZIALER UNGLEICHHEIT

Geschlechtergerechtigkeit
hilft gegen Stillen Hunger

UNGLEICHHEITEN VERRINGERN!

SDG 10: Schliissel zur Verwirklichung der Agenda 2030
Arbeitspapier des Global Policy Forum (12/2017)

Mit der Agenda 2030 fiir nachhaltige Ent-
wicklung, die die Staats- und Regierungs-
chefs im September 2015 bei den Vereinten
Nationen in New York verabschiedeten,
verpflichteten sie sich, die Ungleichheiten
innerhalb und zwischen den Lindern bis
zum Jahr 2030 spiirbar zu verringern. Mit
dem Arbeitspapier soll dieser Beschluss
der Regierungen genauer unter die Lupe
genommen werden. Das Papier beschreibt
die verschiedenen Formen 6konomischer,

sozialer und politischer Ungleichheiten und
die damit verbundenen Indikatoren. Zudem
wird erortert, welche Ansatzpunkte und Po-
litikinstrumente es gibt, um Ungleichheit zu
reduzieren — und damit der Verwirklichung
der Agenda 2030 einen Schritt ndherzukom-
men.

Download unter: https://www.
globalpolicy.org/images/pdfs/GPFEurope/
Ungleichheiten_verringern_Web.pdf

BAUERLICHER EINSATZ FUR GERECHTIGKEIT
Internationale Fallbeispiele der Verletzungen bauerlicher Rechte
Bericht der Arbeitsgemeinschaft bauerliche Landwirtschaft (04/2018)

Kleinbduerinnen und Kleinbauern gehdren
haufig zu der am meisten benachteiligten Grup-
pe der Gesellschaft. Kein Wunder, dass Land-
flucht und Hofesterben globale Phanomene
darstellen. Zu den Ungleichheiten gehort auch,
dass Kleinbduerinnen und Kleinbauern ihre
Rechte vorenthalten werden. Der Bericht zeigt

anhand weltweiter Beispiele den Kampf der
bauerlichen Bevolkerung fiir ihre Rechte und
gegen Diskriminierung durch Institutionen,
InvestorInnen und undurchsichtige Strukturen.

Download unter: https://www.abl-ev.de/
uploads/media/baeuerlichereinsatz.pdf

BESSER GLEICH — SCHLIESST DIE LUCKE ZWISCHEN ARM UND REICH
Ein Aktionsplan zur Bekampfung sozialer Ungleichheit

Kampagnenreport von Oxfam (01/2018)

Der Report identifiziert die wachsende Liicke
zwischen Arm und Reich als ,,Kernproblem®
des 21. Jahrhunderts. In vielen Staaten eignet
sich eine wohlhabende Minderheit einen im-
mer grofier werdenden Anteil am Nationalein-
kommen an. 1 Prozent der Weltbevolkerung
besitzt mehr als die Hélfte des Weltvermo-

FRAUEN HUNGERN ANDERS

gens. Wie die steigende soziale Ungleichheit
bekampft werden kann, stellt der Report an-
hand von 10 Handlungsaufforderungen vor.

Download unter: https://www.oxfam.de/
system/files/ox_bessergleich_broschuere_
update2018_web.pdf

Geschlechtergerechtigkeit hilft gegen Stillen Hunger

Studie von Brot fur die Welt (09/2015)

Frauen und Maidchen in armen lidndlichen
Regionen, vor allem in Afrika und Asian, lei-
den viel haufiger unter Mangelernahrung als
Minner und Jungen. Sie sind in ihrer Rolle
doppelt diskriminiert: als Frau und als Klein-
bauerin, Hirtin oder Fischerin. Welches sind
die Ursachen fiir ,,Stillen Hunger® bei Frau-
en? Was muss geschehen, damit Frauen — in

Forum Umwelt & Entwicklung

okonomischer, sozialer und rechtlicher Hin-
sicht — gestiarkt werden und Gleichberechti-
gung erzielt werden kann?

Download unter: https://www.brot-fuer-
die-welt.de/fileadmin/mediapool/2_
Downloads/Fachinformationen/Sonstiges/
FrauenHungernAnders-Broschuere-Web.pdf
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Wenn von der EU-Handelspolitik zu wenige profitieren, hat sie keine Zukunft. Trump zeigt, welches Kartenhaus ein solches Regelwerk im

Ernstfall ist.

HANDELSKRIEGE:

DEUTSCHLAND BALD

ALLEIN ZU

HAUSE?

Der Exportweltmeister strapaziert das Welthandelssystem

zu Lasten aller anderen

Ein Gespenst geht um in der Welt: der Handelskrieg. Quasi im Alleingang
hat US-Prasident Trump die Schalthebel des angeblich unumkehrbaren
Zuges der Globalisierung auf riickwarts gestellt. Nach monatelangem Hin
und Her sind nun die US-Zélle fiir Stahl und Aluminium in Kraft, auch fiir
die Europaische Union (EU) und die Nachbarlander Kanada und Mexiko.
Nach dem G7-Fiasko holt er schon zum néchsten Schlag aus: Er ldsst sein
Handelsministerium priifen, ob Einfuhrzélle von 25 Prozent auf Autos
verhidngt werden sollen. In Berlin wurde Alarmstufe 1 ausgeldst: Nichts
weniger als das Geschaftsmodell des Exportweltmeisters Deutschland

steht auf dem Spiel.

EUTSCHLAND UND die EU set-

zen dagegen auf die Kraft der

Fakten, so heifit es. Europdi-
sche Firmen investieren in den USA,
schaffen Arbeitsplitze, die Handels-
beziehungen seien von beiderseitigem
Vorteil — Argumente, die allerdings
so defensiv klingen, dass niemand
glaubt, dass sie in Washington etwas
bewirken werden. Die deutschen Au-
tokonzerne verkaufen rund 10 Pro-
zent ihrer Produktion in den USA.
Fur andere europdische Autoherstel-
ler ist der US-Markt praktisch bedeu-
tungslos. Wahrend man in Briissel
und im Rest der EU eher auf einen
harten Kurs gegen Trump setzt, ist die
Bundesregierung durchaus konzessi-
onsbereit. Selbst das bis vor Kurzem

noch geplante Transatlantische Frei-
handelsabkommen zwischen der EU
und den USA (TTIP) wird schon wie-
der ins Gesprach gebracht, um Trump
zu besinftigen. Nun mit weitgehen-
dem Zollabbau, also ein ,TTIP light*.

Der Uberschuss des einen

ist das Defizit des anderen

Alles das 16st aber nicht das Grund-
problem: Die USA sind das Land mit
dem grofiten Handelsbilanzdefizit,
und Deutschland héuft immer hé-
here Rekord-Exportiiberschiisse auf.
Kein Welthandelssystem, kein noch
so ausgefeiltes Handelsabkommen
kann solche Ungleichgewichte auf
Dauer aushalten. Das deutsche Ge-
schiftsmodell ,Exportweltmeister’

stofit offensichtlich an seine Grenzen:
Exportstéarke ist eben auch Exportab-
hingigkeit, und damit Verwundbar-
keit. Wie jede Abhingigkeit hat sie
auch eine Menge Schattenseiten. Mit
48 Prozent Exportanteil am Brutto-
inlandsprodukt steht Deutschland
allein auf weiter Flur, kein anderes
Industrieland kommt auch nur anni-
hernd auf solch hohe Werte.

Aufler mit China hat Deutschland
mit praktisch allen seinen wichtigs-
ten Handelspartnern hohe und wei-
ter wachsende Uberschiisse. Dass
das nicht nachhaltig sein kann, ist
offensichtlich. Der Uberschuss des
einen ist zwangslaufig das Defizit des
anderen — die Handelsbilanz der Welt
ist immer Null. Was man in Berlin als
Erfolgsmodell feiert, ist fiir den Rest
der Welt langst ein immer grofierer
Storfaktor geworden.

Standort Deutschland

Gerne hort man in Berlin, man pro-
duziere eben tolle Waren, die iiberall
gerne gekauft werden. Damit habe
die Politik nichts zu tun. Doch das ist
nur die halbe Wahrheit. Es ist kaum
zu bestreiten, dass niemand so sehr
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von Globalisierung, Binnenmarkt
und Euro profitiert wie ,,die deutsche
Wirtschaft“, aber auch niemand sei-
ne Wirtschaft so systematisch und mit
so hohen sozialen Kosten auf globa-
le Wettbewerbsfiahigkeit getrimmt
hat wie die deutschen Regierungen
der letzten 20 Jahre. Politik und
Wirtschaft haben die globale Wett-
bewerbsfiahigkeit, die Doktrin des
»Standorts Deutschland® quasi zur
Staatsreligion erhoben. Nirgendwo
wurden mit solcher Verve Unterneh-
menssteuern gesenkt, Arbeitsmarkte
dereguliert, Niedriglohnsektoren und
Zeitarbeit ausgebaut wie in Deutsch-
land. Wirden Franzosen, Italiener
und andere das deutsche Modell
kopieren, wiirden sie einen Wettlauf
nach unten in Gang setzen, bei dem
Normalarbeitnehmer nur verlieren
koénnen. Aber man kann nur struktu-
relle Exportiiberschiisse haben, wenn
andere strukturelle Defizite haben.
»Germany First“, Deutschland zuerst,
ist die unausgesprochene Devise des
deutschen ,, Erfolgsmodells® — und sie
wird im Ausland auch immer stirker
so wahrgenommen. Schliefilich kon-
nen nicht alle Exportweltmeister sein.
Die sozialen Kosten der deutschen
Wettbewerbsfahigkeits-Ideologie
sind im Inland schon hoch genug,
aber auch unsere Nachbarliander lei-
den darunter massiv. Deshalb brennt
das Feuer lingst auch innerhalb der
EU. Die Wahlen in Italien, die offene
Kampfansage der neuen Regierung
gegen das Brisseler und Berliner
Diktat sind eine neue Qualitat. Wer —
wie deutsche ,Qualitdtsmedien” — die
Stideuropider und Franzosen wahlwei-
se als verriickt, faul oder unproduktiv
hinstellt, braucht sich tiber entspre-
chende Antworten nicht zu wundern.

Mehr Wirtschaftsnationalismus,
mehr Protektionismus — das sind die
wohl unvermeidlichen Folgen der
neoliberal geprigten Globalisierung
heutigen Musters. Da kaum jemand
davon so sehr profitiert wie die deut-
sche Wirtschaft, ist es kein Wunder,
dass die Bereitschaft zu Reformen in
Deutschland und damit in Briissel so
gering ausgepragt ist, wie nirgendwo
anders. Aus Berliner und Briisseler
Sicht gibt es keinen Anderungsbedarf
am heutigen ,regelbasierten Handels-
system“. Uberzeugend ist das fiir die
anderen immer weniger. So steht heu-
te faktisch nicht mehr nur das System
der Welthandelsorganisation (WTO)
zur Disposition, selbst der Fortbe-
stand von Euro und EU wird zuneh-
mend in Frage gestellt.

Forum Umwelt & Entwicklung

EU-Handelspolitik auf Autopilot

Noch werden die Zeichen der Zeit
trotzig verdrangt. Munter verhandelt
die EU 20 weitere Freihandelsabkom-
men nach demselben altbekannten
neoliberalen Strickmuster, von dem
man erwarten kann, dass es diesel-
ben Resultate bringt, wie bekannt:
den globalen Konkurrenzkampf aller
gegen alle mit zu wenigen Gewinnern,
zu vielen Verlierern, zu wenig Nach-
haltigkeit, zu viel Ungleichheit. Seit
Jahren konstatiert die globale Wirt-
schaftselite bei ihren Konklaven in
Davos genau diese Lageanalyse tiber
den Zustand der Globalisierung -
Konsequenzen zichen sie fahrlissi-
gerweise nicht.

Je grofier die Riickschldge, desto
grofier die Verbissenheit der EU, so
weiterzumachen wie immer, als habe
man den Autopiloten eingeschaltet:
Man wolle ein Bollwerk gegen Pro-
tektionismus und Nationalismus sein
und kippt in Wirklichkeit doch nur
Ol ins Feuer. Wenn aber von diesem
Regelwerk zu wenige profitieren,
hat es keine Zukunft. Trump zeigt,
welches Kartenhaus ein solches Re-
gelwerk im Ernstfall ist. Hatte man
doch TTIP, kénnte Trump das nicht
machen, wollen uns die ganz Schlau-
en weismachen. Warum aber sollte
Trump ein TTIP-Abkommen respek-
tieren, wenn er die WTO-Abkommen
schlicht ignoriert? Mit einem TTIP,
wie man sich das in Berlin und Briissel
zu Obamas Zeiten vorgestellt hatte,
wire vermutlich der deutsche Han-
delsbilanziiberschuss gegeniiber den
USA sogar noch grofier geworden.
Schliefflich war das Hauptziel die
umfassende Ausweitung des Markt-
zugangs fiir europdische Konzerne
in den USA, ohne Riicksicht auf die
Verlierer eines solchen Projekts. Keine
gute Idee. Zum Gliick haben wir das
verhindert.

Neustart fiir Wirtschaft und Handel

Wir brauchen einen Neustart in der
Wirtschaftspolitik. Es geht nicht um
Protektionismus oder Freihandel, es
geht um eine neue Balance zwischen
globalen und regionalen Markten und
eine neue Balance zwischen Prioriti-
ten in der Handelspolitik. Es geht um
eine Neuauflage einer sozialen und
okologischen Marktwirtschaft statt
der Exzesse des ,Shareholder-Value-
Neoliberalismus®, wo der Unterneh-
menswert oberste Prioritit hat. Wir
brauchen eine Wirtschaft, die dem
Gemeinwohl dient, und nicht nur
Investoren. Umverteilung darf nicht

mehr von unten nach oben stattfin-
den, sondern umgekehrt. Eine solche
Zielsetzung der Wirtschaftspolitik
braucht auch eine andere Handels-
politik — und zwar weder exzessive
Globalisierung noch protektionisti-
schen Wirtschaftsnationalismus und
»Handelskriege®. Dabei muss es auch
Mechanismen gegen exzessive Uber-
schiisse und Defizite, ebenso gegen
Umwelt- und Sozialdumping geben.
Wer es mit der Wettbewerbsfahigkeit
iibertreibt, muss gebremst werden.

Wer das blockiert, bekommt noch
mehr Wahlsiege von Leuten wie
Trump. Genau das passiert zurzeit.
Machen wir uns nichts vor: Eine Re-
form der WT'O-Vertrage oder anderer
Freihandelsabkommen ist nicht in
Sicht, die kann nur im Konsens be-
schlossen werden. Wahrscheinlicher
ist daher eine weitere Erosion eines
Vertragssystems, von dem immer
mehr Akteure glauben, dass es sie
benachteiligt. Ob sie das zu Recht
glauben oder nicht, spielt dabei kei-
ne Rolle. Die verzweifelten Versuche
der EU-Kommission und der Bun-
desregierung, mit den 20 geplanten
weiteren Freihandelsabkommen ein-
fach so weiterzumachen, werden das
eher noch verschirfen. Auch diese
Vertrige werden im Ernstfall immer
ofter einfach ignoriert werden, wenn
sie iberhaupt zustande kommen. Das
internationale System steht vor einer
langen Phase anhaltender Unsicher-
heit: Fir den ,,Global-Governance-
Multilateralismus“, die zunehmende
internationale Integration der letzten
Jahrzehnte stehen aufier westeuropii-
scher Eliten und ,Think Tanks* (Denk-
fabriken) nicht mehr viele Leute, weil
sie nicht den Eindruck haben, dass er
ihnen niitzt.

Die Notwendigkeit eines wirt-
schafts- und handelspolitischen
Neustarts ist offensichtlich, aber die
Bereitschaft der wirtschaftlichen und
politischen Eliten Europas zu einem
solchen Politikwechsel ist weiterhin
nicht erkennbar. Jedenfalls nicht frei-
willig. Bereiten wir uns auf ruppige
Zeiten vor.
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EU-AGRARPOLITIK -
WIE WEITER NACH 2020?

Kommission macht einen Schritt vor und zwei zurick

Es ist Reformzeit in der Europdischen Union (EU) - zumindest der Anfang
davon. Am 2. Mai legte EU-Haushaltskommissar Giinther Oettinger seine
Plane fir den Mehrjahrigen Finanzrahmen (MFR) der EU nach 2020 vor,
am 1. Juni folgt EU-Agrarkommissar Phil Hogan mit seinen Entwiirfen fir
die Gemeinsame Agrarpolitik (GAP) nach 2020. Doch was bedeuten die
Vorschlage fiir die EU und fiir Deutschland und wie viel Reform steckt

wirklich drin?

AP UND MFR sind eng mitein-

ander verbunden. Die Gelder

fir die GAP machen rund 40
Prozent des gesamten EU-Budgets
aus. Im MFR wird aber auch schon
die entscheidende Mittelverteilung
fir die GAP-Gelder festgelegt. Mit
dem Brexit muss auch der Agrarhaus-
halt mit Kiirzungen rechnen.

Ein kurzer Blick zuriick

Die urspriinglichen Ziele der GAP
wurden 1957 in den Rémischen
Vertriagen festgelegt. Hier standen
Erndhrungssicherheit und Einkom-
mensstabilisierung im Vordergrund.
Diejenigen, die noch heute auf diese
Ziele pochen, haben die Entwicklun-
gen der letzten Jahrzehnte schlicht-
weg verpasst. Die EU als Ganze und
insbesondere der gréfite Finanzpos-
ten — die Agrarpolitik — haben eine
grofie Verantwortung gegeniiber der
Europdischen und der internationalen

Gesellschaft, sich den heutigen Her-
ausforderungen zu stellen: Klimawan-
del, Biodiversititsverlust, Artenster-
ben, Bodenerosion, Verschlechterung
der Wasserqualitit, um nur einige zu
nennen. In all diesen Bereichen spielt
die Landwirtschaft eine mafigebliche
Rolle. Das aktuelle GAP-System setzt
sich aus pauschalen Flichenpramien
in der ersten Saule (Direktzahlungen)
und Mafinahmen fiir die lindliche
Entwicklung in der zweiten Saule (ko-
finanziert) zusammen. In der letzten
Reform 2013 wurde der Versuch un-
ternommen, eine Okologisierung der
ersten Sdule durchzufithren. Zusitz-
lich zur sogenannten ,Cross-Compli-
ance’, die die Direktzahlungen an die
Einhaltung bestimmter EU-Gesetze
bindet, wurde das ,Greening’ einge-
fithrt, das 30 Prozent der Zahlungen
der ersten Saule an Okologisierungs-
mafinahmen bindet. Die Auflagen fiir
diese Mafinahmen sind jedoch viel zu

YN

Bisher wurden durch EU-Gelder mittels Direktzahlungen vor allem Monokulturen bevorteilt, dass die EU-Reform das andern wird, bleibt zweifelhaft.
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schwach, um wirksam zu sein. Sogar
der Europiische Rechnungshof hat
die Greening-Mafinahmen fiir inef-
fektiv befunden.!

Die zweite Sdule dient der landli-
chen Entwicklung. Hier finden sich
bisher auch die weitaus effektiveren
Agrarumwelt- und Klimamafinahmen
wieder.

GAP nach 2020 -

was wir bisher wissen

Am 1. Juni dieses Jahres wurden die
Gesetzesvorschlidge der EU-Kommis-
sion fiir die GAP nach 2020 vorgelegt.
Eine erste Bewertung der Vorschlidge
l6st grofe Enttauschung bei Umwelt-
organisationen aus. Die Relevanz von
Umwelt und Klima wird zwar immer
wieder erwihnt, doch bei niherem
Hinsehen fehlt es den Vorschligen
an Substanz.

Die EU-Kommission hat in den
letzten Jahren viel Kritik fiir ihre de-
taillierten Vorgaben an die europaii-
sche Landwirtschaft erhalten. Vorga-
ben wie genaue Heckengréfien und
zentimetergenaue Breitenmafie von
Bliihstreifen liefien viele LandwirtIn-
nen klagen und die Medien spotten.

Die Kommission zieht daraus eine
klare Konsequenz fiir den Zeitraum
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nach 2020. Auf EU-Ebene will sie
kunftig nur noch grobe Ziele festle-
gen, die durch einen Katalog von In-
dikatoren messbar gemacht werden
sollen. Die Umsetzung dieser Ziele
will die Kommission kiinftig den
Mitgliedstaaten tiberlassen. In natio-
nalen Strategieplidnen sollen die Staa-
ten darlegen, wie sie in dem Zeitraum
von 2021 bis 2027 die vorgegebenen
Ziele fiir die Landwirtschaft erreichen
wollen. Die Kommission priift sowohl
die Pldne an sich als auch die Umset-
zung der Pline. Was sich zunichst
nach einem simplen Modell anhoért,
birgt potenziell viele neue Probleme.
Denn ein solches System bietet den
Mitgliedstaaten eine noch grofiere
Flexibilitat als zuvor, erhoht aber
nicht die Rechenschaftspflicht.

So sieht das neue System aus

Eine vollstindige Analyse der Kom-
missionsentwiirfe ist noch nicht abge-
schlossen, aber nach aktuellem Stand
soll das neue System folgendermafien
aussehen: Die GAP verfolgt 9 spezifi-
sche Ziele, davon haben 3 einen di-
rekten Umwelt- und Klimabezug: zur
Eindimmung und Anpassung an den
Klimawandel beitragen, nachhaltige
Entwicklung und effizientes Manage-
ment von natiirlichen Ressourcen vo-
ranbringen, Natur und Landschaften
bewahren. Wie diese Ziele jedoch kon-
kret umgesetzt werden sollen, bleibt
unklar.

Auch wenn sich die Kommissions-
plane nach einer grofien Reform an-
horen, wird sich bei den entscheiden-
den Dingen nicht viel andern. Das alte
Zwei-Saulen-System der GAP bleibt
weiterhin erhalten. Die Kommission
legt in ihrem Entwurf fest, dass 60
Prozent der Gelder fiir die Direktzah-
lungen (1. Sdule) und 40 Prozent der
Gelder fiir die landliche Entwicklung
(2. Saule) ausgegeben werden sollen.

Fiur Umwelt- und Klimaleistungen
in der Landwirtschaft sieht die Kom-
mission eine neue griine Architektur
vor. In der ersten Sdule werden Gree-
ning und Cross-Compliance durch
die sogenannte ,Enhanced Conditio-
nality® abgel6st. Das bedeutet, dass
die Zahlung der Flichenpriamien
nur dann erfolgt, wenn andere EU-
Gesetzgebungen von den Mitglied-
staaten umgesetzt werden. In einigen
Punkten bedeutet das eine Verbesse-
rung gegeniiber dem jetzigen System,
diese Auflagen gehen aber nicht weit
genug. Im Grunde wird die Einhal-
tung von EU-Gesetzen also weiterhin
mit der Ausschiittung von Direktzah-
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lungen belohnt. Zusitzlich muss je-
der Mitgliedstaat ,Eco-Schemes® in
der ersten Siule anbieten. Das sind
ambitioniertere Mafinahmen fiir den
Schutz der biologischen Vielfalt. Fir
die LandwirtInnen sollen diese Maf3-
nahmen jedoch freiwillig sein. In der
zweiten Siule sollen 30 Prozent der
Gelder fiir Umweltmafinahmen aus-
gegeben werden. An diesem neuen
Modell fehlt ganz klar eine Zweck-
mittelbindung der Zahlungen aus der
ersten Sdule fiir Naturschutzmafinah-
men.

Letztendlich wird vieles davon ab-
hiangen, wie ambitioniert die nationa-
len Strategieplane der Mitgliedstaaten
sein werden und vor allem, wie gut
diese implementiert werden. Schon in
der aktuellen GAP hat sich gezeigt,
dass eine grofiere Flexibilitat oftmals
einen Wettlauf nach unten auslést.
Die Mitgliedstaaten werden so wenig
Auflagen wie méglich umsetzen wol-
len, um sich einen Wettbewerbsvor-
teil im Europdischen Binnenmarkt zu
verschaffen.

Potenzial der Kommissionsvorschlage
Einige Umweltverbiande haben be-
reits ihre eigenen Visionen und Mo-
delle entwickelt, wie eine 6kologische
und zukunftsfahige GAP aussehen
sollte.? Fiir die nachste Finanzperi-
ode der GAP nach 2020 miissen die
Vorschlidge der EU-Kommission als
Grundlage herangezogen werden.
Daher miissten die aktuellen Vorschld-
ge so optimiert werden, dass sich am
Ende der Forderperiode der Zustand
der Béden, Gewisser, Biodiversitit,
des Klimas usw. verbessert hat.

Die spezifischen Ziele der GAP
zu Umwelt und Klima miissen kon-
kretisiert werden. Was bedeutet es,
zur Einddmmung des Klimawandels
wbeizutragen? In der GAP sollten
hier klare CO,-Minderungsziele fiir
den Landwirtschaftssektor festgelegt
werden — kann ein Mitgliedstaat die-
se nicht erreichen, miissen Zahlungen
gekiirzt werden.

Damit die Mitgliedstaaten tatsdch-
lich die Ziele der GAP erreichen, muss
die Kommission ein ambitioniertes
und striktes System von Kontrolle
und Monitoring fiir die nationalen
Strategieplédne einfithren. Dazu geho-
ren auch Sanktionen bei mangelnder
Umsetzung der Plane.

Die geplanten Eco-Schemes miis-
sen verpflichtend sein. Freiwillige
Mafinahmen koénnen zwar durch ein
gut ausgereiftes Anreizsystem wirk-
sam sein, um aber eine tatsichliche,

flachendeckende Verbesserung sicher-
zustellen, miissen solche Mafinahmen
fest in der GAP verankert werden, und
nicht nur als zusatzliche Kiir moglich
sein.

Geld fur den Naturschutz: Deut-
sche Umweltverbande fordern seit
Jahren einen eigenstidndigen Natur-
schutzfonds in Hohe von 15 Milli-
arden Euro jahrlich in der GAP. Die
biologische Vielfalt ist besonders ge-
fahrdet und besonders schiitzenswert.
Daher sollte sichergestellt werden,
dass geniigend Finanzmittel fiir ihren
Schutz zur Verfiigung steht.

Man darf nicht vergessen, dass die
EU-Agrargelder von den BiirgerInnen
der EU bezahlt werden. Das bedeutet,
dass die GAP auch die gesellschaft-
lichen Erwartungen nach gesundem
Essen und nachhaltiger Landwirt-
schaft erfiilllen muss. Die Forderung
nach ,,6ffentlichen Geldern nur fur 6f-
fentliche Leistungen® gilt auch heute
noch.

Die EU-Kommission wird die
Ausgestaltung der GAP nach 2020
nicht allein entscheiden. Rat und
EU-Parlament werden bald ihre Ver-
handlungen aufnehmen. Die Europa-
wahlen im Mai 2019 und die neue EU-
Kommission im Herbst 2019 konnten
den Prozess aber noch erheblich in die
Linge ziechen. Ein Abschluss der GAP-
Verhandlungen noch vor den Wahlen
im kommenden Jahr ist zwar von der
Kommission gewtinscht, scheint aber
sehr unwahrscheinlich.

>~

Lavinia Roveran
Die Autorin ist Referentin fur
Europaische Umwelt- und Agrarpolitik
beim Deutschen Naturschutzring.

1 https://www.eca.europa.eu/Lists/
ECADocuments/SR17_21/SR_GREENING_
DE.pdf.

2 https://www.nabu.de/imperia/md/
content/nabude/landwirtschaft/
agrarreform/171219-nabu-
landwirtschaftsflyer.pdf; https:/Avww.
Ipv.de/fileadmin/user_upload/PP_
Gemeinwohlpraemie_FIN_DE_web-neu.
pdf; https://www.boelw.de/fileadmin/
media/pdf/Themen/Agrarpolitik/170810_
BOELW_Positionspapier_GAP_2020.pdf;
https://Awww.abl-ev.de/uploads/media/
AbL_Punktesystem_-_Agrarpolitik_
auf_Qualit%C3%A4t_ausrichten__
Auflage_2_web-1.pdf.
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Bockwurst, seitdem Lorinc Mészaros das Blatt erworben hat.

DAS ENDE DER
UMWELTPOLITIK IN UNGARN?

Uber die politische Kehrtwende der ungarischen Regierung

Seit Beginn der erneuten Regierungszeit Viktor Orbans 2010 muss Ungarn
wieder erleben, dass seine regierenden Parteien Umweltschutz als eine
Last, die Umwelt selbst und die Natur jedoch als ihre private Schatzkam-
mer betrachten. Das Umweltministerium hat seine Eigenstdndigkeit ver-
loren und wurde in das Agrarministerium eingegliedert - ein beispielloser

Fall in Europa.

IE HEISST eigentlich das
Bundesministerium fir Um-
welt, Naturschutz und nuk-

leare Sicherheit (BMU) in Ungarn?
Bis Mai dieses Jahres trug es den
Namen Staatssekretariat fiir Umwelt,
Agrarentwicklung und Hungarika
im Ministerium fiir Landwirtschaft
(Hungarika sind ungarische Spezi-
alititen). Es handelt sich dabei um
kein Missverstindnis: Probleme in
Zusammenhang mit ungarischer Sa-
lami, Paprika und dem Lamm-Eintopf
der Stadt Karcag behandelt die regie-
rende illiberale Koalition gleichwer-
tig mit Problemen der Wasser- und
Luftverschmutzung oder der Son-
dermiilldeponien. Denn das vormals
eigenstindige Umweltministerium
wurde nach der neuen Regierungs-
bildung 2010 umgehend aufgelost
und in das Agrarministerium einge-
gliedert. Anstatt der versprochenen
Erweiterung der Zustidndigkeiten des
im Agrarministerium angesiedelten
Umweltsekretariats um Energie- und

Forstwirtschaft wurde ihm noch die
Verantwortung fiir Hochwasserschutz
entzogen. Seit Mai 2018 gehoren nun
auch die Hungarika und der Bereich
Agrarentwicklung nicht mehr zum
Portfolio des Umweltsekretariats im
Landwirtschaftsministerium.

Die Auflosung der Umweltbehorden

Die 2010er Jahre begannen mit gro-
Ren ,Reinigungen®. So entlief} der
Agrarminister fithrende Fachleute der
Umwelt- und der Naturschutzbehor-
den. Die neuen DirektorInnen soll-
ten eher der regierenden Partei treu
sein, als Umweltpolitik zu betreiben.
Der Staatsekretdr fiir Umwelt hat zu-
dem kurz nach seiner Ernennung in
einem Presseinterview erklirt, er fol-
ge den Befehlen des Premiers, auch
wenn diese Umweltinteressen ent-
gegenstiinden. Und zur Leiterin der
Hauptdirektion (die zweite offizielle
Instanz fiir Umweltfragen in Ungarn)
ernannte der Agrarminister eine ihm
nahestehende Hochstaplerin, die
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Eine Aufnahme, die alles tber das heutige Ungarn erzahlt: Der ehemalige Chefredakteur eines anerkannten, regionalen Tagesblattes verkauft

spater der Unterschlagung von 13,7
Millionen Forint (etwa 44.000 Euro)
bezichtigt wurde.

Um das Hauptziel, die Entleerung
des immer noch giiltigen Umweltge-
setzes von 1995 zu erreichen, hatte
das ungarische Parlament 2016 die
selbststindigen regionalen Umwelt-
behérden in die Regierungsamter
eingegliedert, die nun unter direkten
politischen Einfluss der Zentralregie-
rung arbeiten.

Keine Grenzen fiir Investorinnen

Es liegt auf der Hand, dass ohne stren-
ge und selbststindige Behorden kein
ernstzunehmender Umweltschutz
vorstellbar ist. Schon 2006 hat die
damalige sozialistisch-freidemokrati-
sche Regierung die sogenannte Na-
tionalwirtschaftlich Hervorragende
Investition (NHI) als gesetzliches
Instrument entdeckt. Zuerst fielen
nur die grofitenteils von der Europa-
ischen Union (EU) finanzierten gro-
len Investitionen in diese Kategorie,
spater praktisch alle der Regierung
niitzlichen Projekte, die als ,,hervor-
ragend” eingestuft wurden. Als NHI
gelten zum Beispiel ein Casino, das in
unmittelbarer Nahe des Schilfes am
Ufer des viertgrofiten Sees Ungarns
gebaut wurde, eine Gummimillver-
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brennungsanlage, die Ubersiedlung
eines Regierungsamtes oder auch die
Lieblinge des Premiers: die Stadion-
bauten in zahlreichen Ortschaften
Ungarns. NHIs erhalten schneller
und einfacher behoérdliche Geneh-
migungen, und Einspriiche haben
keine aufschiebende Wirkung. Die
Umweltvertraglichkeit wird nicht
oder nur formal bei den wichtigsten
und grofiten Investitionen gepriift.
Ein eklatantes Beispiel dafiir ist das
Umwandeln des gréften Budapester
Stadtwaldes in eine ,,Museuminsel®,
wo nun — statt Griinfliche - riesige
Gebiude errichtet werden, obwohl
laut Befragungen mehr als 80 Prozent
der EinwohnerInnen der Hauptstadt
gegen dieses Projekt sind.

Profit aus der Natur

Umweltfragen sind solange von Be-
deutung fiir die Regierung, wie sie
irgendwie Geld einbringen. Das
Schicksal eines Kohlekraftwerks, das
den grofiten Anteil an Ungarns CO,-
Ausstofd hat, zeigt, dass Umweltaspek-
te auch gar keine Rolle spielen miis-
sen. Das jahrlich 3,6 bis 4 Millionen
Tonnen Kohle verbrennende Kraft-
werk kaufte ein gewisser Lérinc Més-
zéaros von den deutschen RWE- und
EnBW-Konzernen. Mészaros hatte zu-
vor ein kleines Gasunternehmen und
ein eher bescheidenes Einkommen.
Nachdem er - ein friherer Mitschii-
ler Viktor Orbans — zahlreiche andere
Firmen erworben hat, erhielt er enor-
me (fast ausschliefilich durch die EU
finanzierte) Auftrage von der ungari-
schen Regierung. So zdhlt Mészaros
nun zu den reichsten Oligarchen Un-
garns. Auch das geheim vorbereitete
Atomgeschift mit Putin riecht nach
Korruption. Das 2.200 Megawatt
produzierende Atomkraftwerk belas-
tet die SteuerzahlerInnen mit einem
Riesenkredit aus Russland.! Gleich-
zeitig werden Anstrengungen fir
mehr Energieeffizienz und den Auf-
bau von alternativen Energiesystemen
kaum unterstiitzt. So bekommt man
in Ungarn keine Genehmigung fiir
Windturbinen, und Solarzellen sind
extra besteuert.

Sterbende NGOs, einseitige Medien

Die in den 1990er Jahren entstandene
starke und geeinte Umweltschutzbe-
wegung ist heute sehr geschwicht.
Die Regierung leitet die fiir Nichtre-
gierungsorganisationen (NGO) ge-
dachten staatlichen Subventionen zu
Gruppen um, die als bedingungslose
UnterstiitzerInnen der Regierungspo-

Forum Umwelt & Entwicklung

litik gelten.? Da die Regierungspro-
paganda NGOs schlechtredet, trau-
en sich viele Privatpersonen nicht,
sie zu unterstiitzen, wodurch immer
mehr Spenden wegfallen. Zudem sind
viele redliche ReprasentantInnen von
NGOs aus wichtigen Gremien der Re-
gierung ausgeschlossen worden.

Eine fachliche Aufarbeitung von
Umweltthemen in der Presse ist eben-
falls sehr schwierig geworden.* Heute
ist es meistens unmoglich, zuverlassi-
ge Informationen tiber Umweltfragen
zu erhalten. Der iiberwiegende Teil
der Medien wird von der Regierung
bzw. von regierungsnahen Kreisen be-
herrscht, wo regierungskritische Tone
unerwiinscht sind.

Verwendung von EU-Geldern

gegen EU-Richtlinien

Den Berichten von Transparency In-
ternational Ungarn und der Arbeit
von investigativen JournalistInnen ist
es zu verdanken, dass in den (noch)
unabhingigen Medien regelmiflig
zu lesen ist, wie die ungarische Re-
gierung die EU-Fordergelder unter
Nichtbeachtung der Ziele und Rechts-
vorschriften der EU verwendet. Dies
war schon unter der vorherigen Re-
gierung Orban (2010-2014) der Fall.
Entsprechend des Originalvertrags
von 2004 mit der EU wurde beispiels-
weise die Budapester U-Bahnlinie 4
mit EU-Férdermitteln gebaut. Bis
zur Fertigstellung der U-Bahn 2014
betrugen die Gesamtkosten 1,5 Mil-
liarden Euro. Allerdings waren sich
viele Fachleute einig, dass die gleichen
Verkehrs- und Umweltziele auch mit
der Einrichtung einer weiteren Bus-
spur erreichbar gewesen wiren. Die
Kosten hitten sich hier auf 150.000
Euro belaufen. Laut einer Untersu-
chung des Europdischen Amts fiir
Betrugsbekampfung (OLAF) wurde
ein Drittel der fiir den U-Bahnbau
bestimmten Summe rechtswidrig
verwendet. Im Klartext: Ein grofier
Teil der EU-Gelder wurde mit hoher
Wabhrscheinlichkeit veruntreut.

Noch ein typischer Korruptions-
fall aus jiingster Vergangenheit stellt
das Unternehmen von Istvan Tiborcz
dar, dem Schwiegersohn von Minis-
terprasident Viktor Orban. Tiborcz
verwendete mehrere Millionen Euro
EU-Férdergelder fiir die Modernisie-
rung der Strafienbeleuchtung in ei-
nigen Stidten in solcher Weise, dass
laut einem Bericht des OLAF der Ver-
dacht der organisierten Kriminalitdt
entstand. Neben dem Missbrauch der
Gelder war die Strafienbeleuchtung

am Ende noch schlechter als vorher
und trug nicht zur Erreichung von
Energiesparzielen bei.

Es ist unwahrscheinlich, dass sich
die Gesamtsituation in Ungarn kurz-
fristig andern wird. Um sich an der
Macht zu halten, wird die derzeiti-
ge Regierung weiterhin eine Menge
offentlicher Gelder (einschliellich
EU-Gelder) ausgeben, um ihre An-
hangerInnen bei Laune zu halten -
ungeachtet der negativen Folgen fiir
die Umwelt und der Wirtschaft. Die
einzige Chance, die Situation kurz-
fristig zu dndern, bestiinde darin, die
gesamte EU-Finanzierung der ungari-
schen Regierung auszusetzen, bis die
Bedingungen fiir einen verantwor-
tungsvollen Umgang mit ihr erfiillt
sind. Einige ExpertInnen glauben
sogar, die Europdische Kommission
sei verpflichtet, die EU-Mittel fiir Un-
garn einzufrieren.* Ein namhafter un-
garischer Geschiftsmann sagte dazu:
»Falls unser Land die EU-Gelder
weiterhin entsprechend der jetzigen
Trends und Rahmen verwendet, kann
dies die grofite Tragodie fur Ungarn
bedeuten.“?

>~

Gabor Szabd
Der Autor ist Umweltjournalist und war
zwischen 1990-2017 Mitarbeiter bei

dem ungarischen Wirtschaftmagazin
HVG, Heti Vilaggazdasag, zu Deutsch
Weltwirtschaftwoche.
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Die Kornweihe ist in der ganzen EU zuhause. Aufgrund von illegaler Jagd ist die britische Population dieser Art deutlich zurlickgegangen.

DER BREXIT UND
SEINE FOLGEN FUR DIE
UMWELTPOLITIK

Die Ruckkehr des ,schmutzigen Mannes Europas’?

Der Ausstieg GroBbritanniens aus der Europaischen Union (EU) kénnte
europaweit Folgen fiir die natiirliche Umwelt haben. Der rechtliche Rah-
men und die politischen Instrumente der EU, die die Zusammenarbeit
in Umweltfragen untermauerten - nicht zuletzt auf der irischen Insel -
kénnten auseinanderbrechen. Hierdurch wiirden die bisher errungenen
Erfolge sowohl des britischen als auch des europaischen Naturschutzes
infrage gestellt. Werden die Regierungen GroBbritanniens und der ver-
bleibenden 27 EU-Mitgliedstaaten (EU-27) die 6ffentliche Unterstiitzung
fir die Natur wahrnehmen und einen ,griinen Brexit’ durchfiihren?

EDES JAHR machen sich Tausende

Zugvogel wie Schwalbe, Weifi-

storch, Kuckuck und Baumfalke
auf die lange, gefahrliche Reise iiber
Gebirge und Meere hinweg, um zu
ihren Nist- und Nahrungsgriinden in
Europa zu gelangen.

Die Natur kennt keine politischen
Grenzen, daher ist fir effizienten
Naturschutz ein koordiniertes inter-
nationales Vorgehen erforderlich.
Dieses zeigt sich in internationalen
Abkommen wie der Biodiversitits-
konvention. Viele der Probleme, die
die Biodiversitit betreffen, sind an
sich schon international, wie der Kli-
mawandel, die grenziiberschreiten-
de Luftverschmutzung und invasive
nicht-heimische Arten.

Die 28 Mitgliedstaaten der EU
teilen sich seit Langem einen geo-
grafischen, politischen, wirtschaftli-
chen und 6kologischen Raum. Die
europdischen Regierungen haben
gemeinschaftliche Mafinahmen

ergriffen, um unsere gemeinsame
Umwelt zu bewahren, Normen fiir
den Umweltschutz eingefithrt und
den Regierungen ein effizientes
Vorgehen zur Erhaltung und Wie-
dereinbiirgerung von natiirlichen
Arten bzw. zur Erhaltung und Wie-
derherstellung von Lebensraumen
vorgeschrieben.

2016 stimmte das Vereinigte Ko-
nigreich dafiir, aus der EU auszu-
steigen. Diese Entscheidung hat tief-
greifende politische Auswirkungen,
aber die geografische Lage und die
Okologie bleiben gleich. Ebenso
gleich bleibt die Notwendigkeit, die
Umwelt zu schiitzen. Eine direkt
nach dem Referendum von Friends
of the Earth durchgefithrte Umfrage!
zeigt, dass 83 Prozent der britischen
BiirgerInnen fiir ein ebenso hohes
oder hoheres Niveau des Schutzes
von naturbelassenen Gebieten und
Wildtieren sind, als es die EU-Gesetze
vorschreiben.

Die Herausforderungen des
Umweltschutzes mit dem Brexit
Grof3britannien teilt mit seinen eu-
ropaischen Nachbarn bedeutende
Naturschitze, zum Beispiel Fischbe-
stinde und Flussgebiete. Bisher wur-
de die fiir die effiziente Bewahrung
und Verwaltung der Schitze nétige,
grenziiberschreitende Zusammenar-
beit durch Anordnungen und Richt-
linien auf EU-Ebene gefordert.

So zum Beispiel durch die Gemein-
same Fischereipolitik der EU, die den
nachhaltigen Umgang mit mobilen
Fischbestinden sichern soll, die Habi-
tats- und die Vogelschutz-Richtlinien,
die dazu dienen, dass ein Land nicht
die Naturschutzbestrebungen eines
anderen untergribt, und die Mafinah-
men der EU, die die grenziibergrei-
fende Luftverschmutzung in Angriff
nehmen.

Ganz dhnlich férdern die vielfal-
tigen gemeinsamen Behérden und
Institutionen auf EU-Ebene, unter
anderem die EU-Kommission und
der Europiische Gerichtshof, die Um-
setzung dieser Regeln und liefern die
Moéglichkeit, diese auch durchzuset-
zen.

Der Brexit konnte bedeuten, dass
Grofibritannien den Zugang zu vie-
len dieser Anordnungen und Institu-
tionen auf EU-Ebene verlieren und
ebenso nicht mehr an gemeinsamen
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Berichterstattungen und gesetzlichen
Leitsystemen fiir den Umweltschutz
teilnehmen wird. Dies wiirde zwangs-
laufig die wirksame Zusammenarbeit
im Umweltschutz zwischen Grofibri-
tannien und den EU-27 erschweren.

Was passiert, wenn alles schieflauft?
In den 1980er Jahren erwarb sich
Grofibritannien den Ruf des ,Dir-
ty Man of Europe’ (der schmutzige
Mann Europas), da seine Kohlekraft-
werke Schwefeldioxid ausstiefien und
unbehandeltes Abwisser im Meer
rund um Grofibritannien entsorgt
wurde.

Durchsetzungsmafinahmen der
EU-Kommission spielten eine Schliis-
selrolle dabei, zu gewéhrleisten, dass
Grof3britannien sich schliefdlich an die
Umweltvorschriften der EU anpasste.
Fiir die Zeit nach dem Brexit ist un-
sicher, inwieweit diese Mechanismen
gelten werden. Dass diese Mechanis-
men verlorengehen kénnten, sollte
allen UmweltschiitzerInnen Anlass
zur Sorge sein.

Wihrend der Brexit-Verhandlun-
gen forderte das EU-Parlament da-
her fiir jedes Abkommen, dass ,,beide
Seiten verpflichtet sind, unabhédngige
Gremien einzurichten bzw. beizube-
halten, die in der Lage sind, die Um-
setzung [der Umweltschutzverpflich-
tungen| wirksam zu {iberwachen und
durchzusetzen®.

Schwaéchen in der Organisation tilgen
Die britische Regierung hat den Be-
darf an verbesserten inlandischen
Fuhrungsstrukturen erkannt, um
die derzeitigen EU-Strukturen zu
ersetzen. Dennoch hat Grofibritan-
nien, knapp 10 Monate vor seinem
Ausstieg, gerade erst mit Beratungen
iber Vorschlige einer neuen Um-
weltbehorde begonnen - und die
bisherigen Vorschlige versiumen
die Wiederaufnahme vieler wichtiger
Funktionen. Es gibt auch Hinweise
auf Druck innerhalb der Regierung,
bestehende Umweltstandards abzu-
schwichen.

Somit muss der Rahmen fiir die
zukunftige Bezichung zwischen der
EU und Grofibritannien sicherstellen,
dass sich beide Seiten nach dem Bre-
xit zu hohen Normen und wirksamen
Absprachen in der Umweltpolitik ver-
pflichten.

Die Folgen des Brexits fiir

die Umwelt im weiteren Sinne

Der Brexit bedroht nicht nur die Er-
folge der umweltpolitischen Ziele in

Forum Umwelt & Entwicklung

Grofibritannien, sondern auch in den
EU-27. Jegliche Versiumnisse Grof3-
britanniens in der Bekampfung von
Luftverschmutzung, Uberfischung
oder Klimawandel hitten Auswir-
kungen, die weit iiber die britischen
Grenzen hinausgingen und zu einem
Anstieg der Erfiillungskosten fiir die
betroffenen EU-Mitgliedstaaten fiih-
ren kénnten.

Wie das Institut fiir europdische
Umweltpolitik festgestellt hat,? wird
jegliche Flexibilitit bei der Abwei-
chung von EU-Umweltstandards in
Bereichen wie Naturschutz, Luft-
und Wasserqualitdt, die Grofibritan-
nien als Teil der Abmachungen fiir
seinen zukiinftigen Zugang zu den
EU-Mairkten gewéhrt wird, zu einem
unlauteren Wettbewerb fithren. Si-
cherlich folgt darauf, dass andere Mit-
gliedstaaten eine dhnliche Flexibilitat
in diesen Bereichen fordern, was in-
direkt das politische Engagement der
EU-27 fur ehrgeizige umweltpoliti-
sche MafSnahmen untergraben wiirde.

Dies konnte Europas internationa-
les Ansehen als progressive Stimme
fur Umweltmafinahmen mit Abkom-
men wie der Biodiversitatskonvention
und den Klimarahmenkonventionen
der Vereinten Nationen gefahrden.

Das Problem der irischen Grenze

Die Umweltrisiken des Brexits sind
besonders extrem, wenn es um die
irische Insel geht. Nordirland und
die Republik Irland bilden zusammen
in Bezug auf gemeinsame Geologie,
Wasserfassung und Flora und Fauna
eine einzige biogeografische Einheit.

Zurzeit wird die Nord-Stid-Koope-
ration in Umweltfragen von den ge-
meinsamen EU-Regulierungsrahmen
und Fiihrungsstrukturen gestiitzt. Ein
zukinftiges Auseinandergehen wiirde
ein erhebliches Risiko fur diese Zu-
sammenarbeit darstellen.

Sowohl Grofibritannien als auch
die EU haben anerkannt, wie wich-
tig es ist, diese Zusammenarbeit iiber
den Brexit hinaus zu behalten und zu
verstirken und sich dazu verpflichtet.
Dennoch hat bisher keine der beiden
Seiten eine angemessene Losung
vorgeschlagen. Zum Beispiel ist der
Vorschlag eines ,Backshops® der EU
(Errichtung einer Grenze zwischen
Nord- und Sidirland im Problem-
fall) in Bezug auf Umweltprobleme
auflerst begrenzt und garantiert kei-
neswegs, dass die notwendigen Be-
dingungen fiir die Nord-Stid-Koope-
ration in Umweltfragen sowie fiir den
nachhaltigen grenziiberschreitenden

Handel erhalten bleiben. Es gibt jetzt
zunehmend Bedenken hinsichtlich
eines Risikos des ,Umweltdumpings’
(geringere Produktionskosten durch
niedrigere Umweltstandards ermégli-
chen billigere Produktpreise), wenn
es keine solidere Losung gibt.

Ein griiner Brexit

Der Chefunterhindler der EU hat
sein Engagement bekundet, in der zu-
kiinftigen Beziehung zwischen Grofs-
britannien und Europa ein hohes
Niveau im Naturschutz zu sichern,
unter anderem mittels einer stabilen
Absicherungsklausel und wirksamer
Aufsicht und Durchsetzung von Um-
weltgesetzen. Dies soll gewihrleisten,
dass Grofibritannien seinen Verpflich-
tungen nachgeht, weiterhin mindes-
tens die Standards der europiaischen
Umweltgesetzgebung zu erfiillen. In
bestimmten Kreisen wurde dies aber
skeptisch gesechen.

Auch werden Mechanismen fest-
zulegen sein, die die kontinuierliche
Zusammenarbeit beim Umgang mit
geteilten Naturschétzen und der Be-
waltigung von grenziibergreifenden
Umweltproblemen erméglichen.

Breite offentliche Unterstiitzung
fur hohe Standards und wirksames
internationales Handeln fiir die Na-
tur, wie man bei der iiberwiltigen-
den offentlichen Resonanz auf den
Fitness-Check der Vogelschutz- und
Habitat-Richtlinien sehen kann, sollte
die EU-PolitikerInnen dazu ermuti-
gen, alles in Bewegung zu setzen, um
einen ,griinen Brexit® zu erreichen.

= Alistair Taylor
Der Autor arbeitet als Fachreferent fur
Naturschutzpolitik bei der Kéniglichen
Gesellschaft fur Vogelschutz (Royal
Society for the Protection of Birds).

Aus dem Englischen von
Christiane Krtger.

1 https:/friendsoftheearth.uk/sites/default/
files/downloads/yougov-survey-brexit-
environment-august-2016-101683.pdf.

2 Martin Nesbit/David Baldock (2018):
Brexit and the level playing field: key
issues for environmental equivalence.
Institute for European Environmental
Policy (IEEP). https:/ieep.eu/uploads/
articles/attachments/Ocfa692 1-dcb3-
4098-a3e8-c8d61bd67b5c/Final %20
equivalence%20report%20clean.
pdf?v=63693075706.
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Besonders gefdhrdet sind in Deutschland die Wildbienenarten, 31 sogar vom Aussterben bedroht.

WENIGER INSEKTEN -
WENIGER BIENEN

Die Agrarpolitik braucht einen Kurswechsel

Wildbienen und andere Insekten sind in Gefahr. In den letzten 27 Jahren
hat die Biomasse der Insekten in Deutschland um 76 Prozent abgenom-
men - und das in Naturschutzgebieten. In landwirtschaftlich genutzten
Gebieten kénnte es noch drastischer sein.' In Deutschland leben iber
560 verschiedene Wildbienenarten. Mittlerweile sind davon iiber 220
gefahrdet und 31 vom Aussterben bedroht. Der weltweite Riickgang
von Bestdaubern macht ein Umdenken in der Landwirtschaft unerlasslich.
Pestizide werden vor allem dort eingesetzt, wo Ernteertrdge maximiert
und Ausfélle vermieden werden sollen. Eine Reduktion und ein Verbot
besonders gefihrlicher Stoffe sind essenziell fiir den Schutz der Insekten,

fiir die Artenvielfalt und die menschliche Gesundheit.

IE INDUSTRIELLE Landwirtschaft

ist durch einen sehr hohen Che-

mikalien-Einsatz gepragt. Die
Bildung von Resistenzen bei Schad-
lingen, aber auch bei Unkrautern,
zieht einen immer hoheren Einsatz
von Pestiziden nach sich. Grundsitz-
lich muss die Menge an Pestiziden
deutlich reduziert werden, um die
Wildbienen und andere Insekten zu
schiitzen. Besonders gefihrliche Stof-
fe wie Glyphosat oder die Wirkstoff-
gruppe der Neonikotinoide diirfen
keine Zulassung mehr erhalten.

Die intensive Landwirtschaft steht
im Verdacht, eine der Hauptursachen
fir den dramatischen Riickgang zu
sein. Das Verschwinden von Rainen,
Blithwiesen, Streuobstwiesen und He-

cken, der Umbruch von Griinland, die
Uberdiingung und der hohe Einsatz
von Pestiziden verursachen das Insek-
tensterben. Das hat dramatische Aus-
wirkungen auf das Okosystem, denn
viele Vogel und Fledermduse erndh-
ren sich von Insekten. Aber auch fiir
uns Menschen sind Insekten wichtig:
2 Drittel der Pflanzen, die wir essen,
sind auf Bestauber angewiesen. Ohne
ihre Leistung sinken Qualitat und Er-
trag.

Pestizideinsatz in der

intensiven Landwirtschaft

Heute ist die Agrarlandschaft ge-
kennzeichnet durch Monokulturen
und hohe Effizienz. Fir ,Niitzlinge®
fehlen die Riickzugsmoglichkeiten,

denn Insekten benétigen blithende
Pflanzen, breite Ackersiume, Hecken-
biotope, Brachen oder Bliihflichen.
Dies befordert jedoch die Ausbreitung
von ,,Schidlingen und somit einen
hohen Einsatz von Insektiziden. Der-
zeit werden in Deutschland etwa 270
verschiedene Pestizidwirkstoffe ein-
gesetzt und das in sehr groflen Men-
gen - insbesondere in der Land- und
Forstwirtschaft. Der hohe Einsatz hat
iiberwiegend wirtschaftliche Griinde:
weniger Schiadlinge — hohere Ertra-
ge. Seit Jahrzehnten geht die Menge
der Insekten zuriick, denn Pestizide
schaden nicht nur den Organismen,
die sie bekdmpfen sollen. Sie schadi-
gen auch ,Niitzlinge®, verunreinigen
Gewisser und fithren zu Krankheiten
bei Menschen. Zu den Pestiziden, die
gegen Schidlinge eingesetzt werden,
kommen Herbizide gegen Wildkrau-
ter und Fungizide gegen Pilze.
Insgesamt waren es im Jahr 2016
in Deutschland 47.000 Tonnen reiner
Wirkstoff. Die Gruppe der Herbizide
machen mit 32 Prozent den grofiten
Anteil aus.? Pestizide sind ein lukra-
tives Geschift: Geschdtzt wird der
weltweite Umsatz auf etwa 45 Milli-
arden Euro.?® Das Geschift teilen sich
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weltweit 6 Konzerne auf — darunter
Bayer, BASF und Syngenta.

Die Kosten fiir die Zulassung von
Pestiziden und die Kontrolle der
Riickstande tragt die Gesellschaft.
Auflerdem gelangen Pestizide durch
Abfluss und Abdrift in Gewisser und
schiadigen die dortige biologische
Vielfalt. Auch im Grundwasser finden
sich Pestizidriuckstinde. Zwischen
2009 und 2012 uberschritten etwa 5
Prozent der Proben im oberflichen-
nahen Grundwasser den jeweiligen
gesetzlichen Grenzwert fiir Pestizide.*

Zudem gefahrdet der Pestizidein-
satz die Bestduber, was in Zukunft zu
grofien Ernteverlusten fithren kann.
Etwa 150 verschiedene Nutzpflanzen
und rund 90 Prozent der Wildpflanzen
sind abhangig von der Bestiubung
durch Insekten. Diese Bestaubungs-
leistung entspricht einem weltweiten
jéhrlichen Marktwert von 200 bis zu
iiber 500 Milliarden Euro.®

Auswirkungen auf die

menschliche Gesundheit

Die gesundheitlichen Folgen fiir
den Menschen sind schwerwiegend.
Viele Pestizide stehen im Verdacht,
eine krebserregende Wirkung zu ha-
ben. Besonders gefihrlich kénnten
die langfristigen Folgen des hohen
Pestizideinsatzes sein, die bisher
noch nicht ausreichend untersucht
wurden. Auch zur Wechselwirkung
verschiedener Stoffe gibt es kaum In-
formationen. Mit den Erkrankungen
durch den Pestizideinsatz entstehen
hohe gesellschaftliche Kosten, da die
Kosten durch das 6ffentliche Gesund-
heitssystem getragen werden.

Probleme mit Zulassungsverfahren
von Pestiziden

Unternehmen diirfen Pestizide nicht
einfach auf den Markt bringen.
Wirkstoffe fiir Pestizide missen in
der Europiischen Union (EU) ge-
nehmigt werden. Zudem werden
Rickstandshochstwerte beispiels-
weise fiir Lebensmittel festgelegt. In
Deutschland werden Pestizide dann
in der kompletten Formulierung aus
Wirkstoffen und Trigersubstanzen
zugelassen, wobei eine gegenseitige
Anerkennung der Zulassungen in
der Europiischen Union (EU) vor-
geschen ist. Zustiandig ist bei uns das
Bundesamt fiir Verbraucherschutz
und Lebensmittelsicherheit. Leider
fehlen ausreichende Daten iiber die
langerfristigen Auswirkungen der
Pestizide oder die Kombinationswir-
kungen verschiedener Inhaltsstoffe.
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Die Zulassungsverfahren stiitzen sich
zudem auf Studien, die der Herstel-
ler in Auftrag gegeben hat. Studien
von unabhingigen wissenschaftlichen
Einrichtungen werden in den Zulas-
sungsverfahren kaum herangezogen.

Eine Uberarbeitung der Zulas-
sungsverfahren ist also dringend
notwendig. Der BUND fordert, den
Zulassungsprozess fiir Pestizide so zu
reformieren, dass die Umwelt sowie
die menschliche Gesundheit ange-
messen geschiitzt werden. Zukiinftig
muss die Prifung von Pestiziden in-
dustrie-unabhéngig erfolgen. Zur Fi-
nanzierung solch unabhingiger Stu-
dien soll die Industrie in einen Fonds
einzahlen. Auch Langzeitwirkungen
und Kombinationseffekte miissen
iiberpriift werden, bevor ein Pestizid
eine Zulassung erhilt. Insbesondere
auch die Auswirkungen auf Insekten
missen in Zukunft besser berticksich-
tigt werden.

Umlenken in der Agrarpolitik
Zusitzlich ist ein Umlenken in der
Gemeinsamen Agrarpolitik der EU
(GAP) notwendig. Mit der Finanzie-
rung des europdischen Naturschutzes
und der anstehenden Verdnderung
der GAP hat die EU 2 unmittelba-
re Werkzeuge in der Hand, um den
Schutz der Bestiuber zu verbessern.
Nur so wird die langfristige Nachhal-
tigkeit der Landwirtschaft und des
Naturschutzes sichergestellt. Die von
der EU ins Leben gerufene Bestiuber-
initiative muss messbare Verinderun-
gen bringen, die den Bestdubern und
der biologischen Vielfalt in grofiem
Umfang zugutekommen.

Pestizideinsatz in 6kologisch wert-
vollen Gebieten muss untersagt und
nachweislich schidliche Stoffe miis-
sen komplett verboten werden.

Alternativen zum Pestizideinsatz

Eine Alternative bietet der Okoland-
bau, doch noch immer gibt es viel
zu wenig Oko-Flichen. Schon vor
Jahren hat sich Deutschland zum
Ziel gesetzt, 20 Prozent Okoland-
bau zu erreichen, im Jahr 2016 wur-
den jedoch lediglich 7,5 Prozent der
landwirtschaftlich genutzten Fliache
6kologisch bewirtschaftet. Im kon-
ventionellen Anbau muss die Menge
an ausgebrachten Pestiziden so ge-
ring wie moglich gehalten werden.
Beispielsweise konnen regional ange-
passte, schadlingsresistente Sorten ge-
nutzt werden. LandwirtInnen kénnen
Schadinsekten und Wildkrauter durch
gute Anbauplanung, breite Fruchtfol-

gen und Anbaupausen einzelner Kul-
turen minimieren. Auflerdem konnen
sie mechanische Mafinahmen, wie
zum Beispiel mechanische Unkraut-
bekimpfung sowie biologischen
Pflanzenschutz einsetzen. Besonders
artenreich sind in aller Regel die
Randbereiche bewirtschafteter Felder.
Bei Ackerrandstreifenprogrammen
verzichtet der Landwirt auf Pestizide
und wird dafir bezahlt.

Dringende MaBnahmen:
Pestizidreduktion und Verbot
gefahrlicher Stoffe

Die Bundesregierung muss ein ambiti-
oniertes Pestizidreduktionsprogramm
mit Forschung und Beratung entwi-
ckeln. Die Einfithrung einer Pestizid-
Abgabe fir LandwirtInnen wire ein
wirksames Mittel, um die Menge der
Pestizide zu senken und besonders ge-
fahrliche Stoffe zu ersetzen. Der hohe
Pestizideinsatz mit hohen externen
Kosten darf fiir die Verursacher nicht
linger kostenfrei bleiben, denn so
wird eine umweltfreundliche Bewirt-
schaftung verhindert. Pestizideinsatz
in 6kologisch wertvollen Gebieten
muss generell untersagt sein.

Das Insektensterben zu stoppen
kann ohne ein Verbot von besonders
gefahrlichen Pestiziden nicht gelin-
gen. Neonikotinoide gehoren nicht in
unsere Umwelt. Sie schidigen nach-
weislich Bienen. 3 Neonikotinoide
wurden bereits im Freiland verboten.
Die Bundesregierung muss ihr Ver-
sprechen, aus der Glyphosat-Nutzung
bis 2021 auszusteigen, umsetzen.

2

Katrin Wenz
Die Autorin ist wissenschaftliche
Mitarbeiterin fur Agrarpolitik beim
BUND.

1 http://journals.plos.org/plosone/
article?id=10.1371/journal.
pone.0185809.

2 https://www.umweltbundesamt.
de/daten/land-forstwirtschaft/
pflanzenschutzmittelverwendung-in-der.

3 https://de.statista.com/infografik/5108/
weltweiter-umsatz-mit-
pflanzenschutzmittel/.

4 https://www.umweltbundesamt.
de/daten/land-forstwirtschaft/
pflanzenschutzmittelverwendung-in-der.

5 https://www.fona.de/mediathek/pdf/
Bestaeuber_Broschuere_ipbes_KS.pdf.
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Zukunft einsetzen wollen.

WELTMEISTER DES

Mehr Schein als Sein — Die bevorstehende WM kann nur einen ersten Meilenstein bilden, fur welche Rekorde und Titel wir uns eigentlich in

NACHHALTIGKEITSS(CH)EINS

Wie die internationale Sicht auf Deutschland wenig

mit der nationalen Realitat zu tun hat

Am 14. Juni wird der Startpfiff fir die diesjahrige FuBballweltmeister-
schaft in Moskau zu horen sein. Gastgeber Russland trifft im Er6ffnungs-
spiel auf Saudi-Arabien. Bereits in dieser Er6ffnungskonstellation sollte
klar sein, wie viel oder besser gesagt wie wenig die Ausrichtung dieser
internationalen GroBveranstaltung mit Demokratie zu tun hat. Einer Ver-
mittlung von Werten und Idealen muss die internationale FuBballmaschi-
nerie schon lange nicht mehr gerecht werden. Wahrend der in unzdhlige
Korruptionsskandale verstrickte Ausrichter FIFA Einzeltickets zu Hunder-
ten von Dollar verscherbelt, anerkannten Dopingexpertinnen die Einreise
nach Russland verweigert wird oder sich Spieler der Nationalmannschaft
lachelnd mit menschenrechtsverachtenden Regierungscheflnnen in der
Offentlichkeit préasentieren, ist das Ziel der diesjahrigen WM-Teilnahme
unmissverstandlich: Titelverteidigung. Nach auBBen gilt es nicht nur im
FuBball, den schénen Schein des Weltmeisters zu bewahren - das Som-

ASS DER schoéne Schein des deut- ,, Trdumerei, die die Welt verandert”

mermarchen muss weitergeschrieben werden.
D schen Weltmeisters auch in an-

deren Bereichen triigt, diirfte
uns allen bekannt sein. Fragen wir nur
Menschen am unteren Ende der Ein-
kommensskala, wie viel der ,,boomen-
den Wirtschaft“ des Exportweltmeis-
ters Deutschland bei ihnen ankommt.
Vor diesem Hintergrund lohnt sich
ein Blick auf die internationalen Ver-
pflichtungen und Zielvorgaben, die
auch die deutsche Bundesregierung

unter enormen Handlungsdruck set-
zen sollte.

Auferst treffend betitelte die ZEIT
2015 die bevorstehende Verabschie-
dung der globalen Ziele fiir nach-
haltige Entwicklung (SDGs).! Am
25. September 2015 unterzeichnen
Staats- und Regierungscheflnnen
aus allen 193 Staaten der Welt die
Agenda 2030 der Vereinten Natio-
nen (UN) und ihr Kernstick, die
SDGs. Diese 17 Ziele mit ihren 169
Unterzielen sind Ergebnis eines iiber
dreijahrigen intensiven Verhand-
lungsprozesses und reprasentieren

eine historische Neuorientierung im
Umgang mit internationalen Her-
ausforderungen und Krisen, wie der
fortschreitenden Umweltzerstérung,
Armut, Hunger und Ungleichheit.
Alle Staaten der Welt verpflichten
sich gemeinsam darauf, Verantwor-
tung fiir eine nachhaltige Zukunft
zu Ubernehmen und erkennen die
Universalitit der Zielagenda an.
Das bedeutet, dass nur, wenn alle
Ziele gemeinsam erreicht werden,
nur wenn unsere Friedens-, Umwelt-,
und Entwicklungspolitik genauso
wie Wirtschaft-, Finanz- und Han-
delspolitik auf das Ziel einer nach-
haltigen Entwicklung hinarbeitet,
kann der zerstorerische Kurs unse-
rer (westlichen) Gesellschaft noch
abgewendet werden. Schon allein
diese Zusage miisste eine grundle-
gende Umstrukturierung unserer
politischen Architektur, unserer
Finanzplanung, unserer Gesetzge-
bung, unserer gesamten politischen
Entscheidungsprozesse zur Folge ha-
ben. In den ersten 3 Jahren der Um-
setzung ist von der revolutioniren
Schlagkraft der Ziele jedoch wenig
ubriggeblieben.
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Strategie 5.0

Der Bundesregierung kann sicherlich
in diesem Prozess keine Untatigkeit
vorgeworfen werden. Intensiv betei-
ligte sich Deutschland an den Ver-
handlungen und hingte die nationa-
le Umsetzung politisch auf héchster
Ebene auf: Das Kanzleramt leitet seit
Verabschiedung die Umsetzung in,
durch und mit Deutschland. Und in
dieser nationalen Umsetzung liegt der
eigentliche Knackpunkt: Eine globa-
le, universal giiltige, Agenda kann
nur einen Handlungsrahmen abste-
cken - ihre Wirksamkeit erlangen
die SDGs erst durch eine Anpassung
und Konkretisierung innerhalb der
einzelnen Nationalstaaten. Dazu ist
ein umfassender Umsetzungsplan mit
klarer Zielsetzung und Priorisierung
unumgdnglich. Die Bundesregierung
holte zu diesem Zweck eine bereits
bestehende Regierungsstrategie aus
der Schublade: Die Nationale Nach-
haltigkeitsstrategie von 2002. Deren
turnusmaéfiige fiinfte Neuauflage im
Jahr 2016 wurde kurzfristig zur deut-
schen Umsetzungsstrategie der SDGs
beférdert. Die Vor- und Nachteile die-
ses Vorgehens liefien sich ewig disku-
tieren. Klar beobachtbar ist jedoch,
dass die Deutsche Nachhaltigkeits-
strategie weder in der Offentlichkeit
noch in Regierungskreisen grofie Auf-
merksamkeit generieren konnte und
die politischen Entscheidungen der
letzten Jahre leider keine Priorisie-
rung des Leitbilds einer nachhaltigen
Entwicklung erkennen liefien.

Laut Regierungsbeauftragten sei
dies jedoch alles eine Frage der Zeit -
die neu geschaffenen Strukturen und
Institutionen brduchten ein wenig
Vorlauf, um zu greifen. Uber den
Mangel an neuen Beauftragten, Pla-
nen, Ausschiissen und Regeln diirfen
wir uns hinsichtlich der Umsetzung
der SDGs wohl nicht beklagen. Mit
umfangreichen Regeln zur Gesetzes-
priifung, offiziellen KoordinatorIn-
nen in jedem Bundesministerium,
hochrangig besetzten Begleitkreisen
und vielfdltigen Priiffmechanismen
sollte eine Beachtung der Leitlinien
der Agenda 2030 zumindest auf dem
Papier gesichert sein.

Alles Weltmeister?!

Genau dieser formelle Unterbau ruft
internationale Bewunderung auf den
Plan. Weniger als 1 Jahr nach der
Verabschiedung berichtet der Mus-
terknabe Deutschland freiwillig vor
den UN fuber die vielfiltigen Fort-
schritte. In einem selbstorganisierten
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Priifprozess (Peer Review) bestitigen
internationale ExpertInnen Deutsch-
land eine hervorragende Nachhal-
tigkeitsarchitektur. Auch im europa-
ischen Vergleich wird Deutschland
stets hervorgehoben — so mangelt es
in vielen Landern bisher komplett an
einer Umsetzungsstrategie. Doch wie
an anderen Stellen dndert das offene
globale Bekenntnis und Selbstver-
pflichtungen wenig an tatsidchlichen
Politikentscheidungen. Wahrend vor
den Augen der Weltpresse die deut-
sche Bundesregierung in Paris bis
mitten in die Nacht fir ein ehrgeizi-
ges Klimaabkommen gerungen hat,
bliesen zuhause die Kohlekraftwerke
weiterhin fleiffig die CO,-Emissionen
ganzer Nationalstaaten in die Luft.
Diesen Umstand zu indern, ist in
den letzten Koalitionsverhandlun-
gen kldglich gescheitert. Vorsorglich
wurde gleich das bestehende Klima-
ziel fiir die kommende Legislatur vom
Tisch gerdaumt. Politischer Wille sieht
anders aus. Und wéhrend Deutsch-
land stolz im Jahr 2016 iiber die SDG-
Umsetzungserfolge berichtete, wurde
im Kabinett der Bundesverkehrswe-
geplan verabschiedet und zementier-
te damit das Gegenteil einer nach-
haltigen Mobilititsplanung bis zum
Jahr 2030. Dieser offene Widerspruch
weckt wenig Vertrauen in politische
Zielformulierungen und Nachhaltig-
keitsarchitekturen.

Titelverteidigung

Nicht alle Weltmeistertitel sind Schall
und Rauch. Ein nachhaltiger Umbau
unserer Wirtschaft und Gesellschaft
ist nicht utopisch, sicherlich jedoch
langwierige und miithsame Arbeit.
Das deutsche Markenzeichen Ener-
giewende ist mit gewaltigen Investi-
tionen in Technik und Wissenschaft
verbunden, gepaart mit einem star-
ken gesellschaftlichen Engagement
und Initiativen von unten. Diese
Bedingungen lassen sich vermutlich
nicht im Reallabor nachspielen, aber
wichtige Lektionen dirfen trotzdem
nicht verloren gehen. Als wichtiger
Schritt muss eine neue Kommunika-
tionsstrategie mit der Offentlichkeit
angegangen werden: BiirgerInnen
werden in der Debatte um Nach-
haltigkeit hdufig als zu belehrende
Gegnerlnnen begriffen. Dabei spie-
geln viele Zielsetzungen der SDGs
die Erfiillung ganz grundsitzlicher
Bediirfnisse der Gesellschaft wider,
sei es in der offentlichen Daseinsvor-
sorge, im Umweltschutz oder in der
Friedenssicherung. Viel wichtiger als

Verhaltenskorrekturen sollte die trans-
parente Einbindung und Beteiligung
aller relevanten AkteurInnen in die
geplanten Umstrukturierungspro-
zesse sein. Hierzu gehort eine infor-
mierte Offentlichkeit, die die 6ffent-
lichen und globalen Verpflichtungen
ihrer Regierung ernstnimmt und im
Zweifelsfall aktiv einfordert. Schon
kurzfristig stehen Entscheidungen
an, die wegweisend sein werden fiir
den Nachhaltigkeitskurs der neuen
(alten) Bundesregierung. Genannt
seien an dieser Stelle die Berufung ei-
ner Kohlekommission, die strategisch
verschleppt wird und damit eine lange
uberfillige gesellschaftliche Debatte
blockiert. Auch die Zukunft der eu-
ropdischen Agrarpolitik steht auf dem
Spiel. Immerhin 1 Drittel des europé-
ischen Haushaltes flieflen in Agrar-
subventionen. Im ersten Vorschlag
aus Brissel fiir die zukiinftige Ausge-
staltung dieser gewaltigen Fordersum-
me ist die Bindung einiger Mittel an
UmweltschutzmafRnahmen komplett
aufgehoben, was die Bundesregie-
rung umgehend begrufite.? Die sim-
ple Forderung, 6ffentliche Gelder an
offentliche Leistungen zu kniipfen,
geht unter im Sinne einer profitmaxi-
mierenden, exportorientierten Agrar-
industrie. Langfristig gesehen werden
wir uns einer grundlegenden Debatte
zum vorherrschenden, unerschiitter-
lichen Glauben an den freien Markt
und der Fixierung auf Rentabilitits-
denken, die zunehmend einen Gegen-
pol zur o6ffentlichen Daseinsvorsorge
und Gerechtigkeit in unserer Gesell-
schaft bilden, nicht entziehen kénnen.
Die bevorstehende Weltmeisterschaft
kann nur einen ersten Meilenstein
bilden, fur welche Rekorde und Titel
wir uns eigentlich in Zukunft einset-
zen wollen.

Y= Elisabeth Staudt
Die Autorin ist Referentin fir Nationale
Nachhaltigkeitspolitik beim Forum
Umwelt und Entwicklung.

1 https://www.zeit.de/wirtschaft/2015-08/
un-entwicklungsziele-nachhaltigkeit-
vereinte-nationen.

2 https://www.bmel.de/SharedDocs/
Pressemitteilungen/2018/046-GAP.html.
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Der Tod in der Turbine durch Wasserkraftwerke ist ein Sinnbild fr den Umgang mit unseren FlU

hatte sich das vor ein paar Jahrzehnten vorstellen kénnen?

LEBENDIGE FLUSSE
FUR EUROPA

Aufhoéren mit der subventionierten Unvernunft

ware ein guter Anfang fir unsere Gewasser

Der gute Zustand der Gewasser ist seit dem Jahr 2000 das zentrale Ziel
der Wasserpolitik der Europaischen Union (EU). Man kann dieses Ziel
erreichen. Dazu muss man auch nicht die Wasserrahmenrichtlinie (WRRL)
andern, sondern endlich aufhéren, die Uberdiingung, Verschmutzung und
Zerstorung der Gewasser zu subventionieren. Merke: Schuld ist die Ag-
rarpolitik. Aber es gibt auch noch andere.

NSERE GEWASSER sind bedroht.

Arg bedroht sogar: Nur 7 Pro-

zent der Flisse in Deutschland
sind in einem ,guten 6kologischen
Zustand®, ein gutes Drittel wird als
wunbefriedigend” eingestuft, 20 Pro-
zent gar als ,schlecht”, so die zusam-
menfassende Bilanz des Umwelt-
bundesamtes fiir das Jahr 2015. Das
Grundwasser ist auf knapp einem
Drittel der Landesfliche so stark mit
Nitrat belastet, dass der Trinkwasser-
grenzwert liberschritten ist. Was geht
hier vor?

Ganz offenbar hat bislang der
Wille gefehlt, dem Schutz unseres
kostbarsten Lebensmittels und des
Lebenselixiers unseres Planeten end-
lich klare politische Prioritdt zu ver-
leihen. Stattdessen subventionieren
wir die Uberdiingung der gesamten
Landschaft, pumpen Unsummen in
die Kanalisierung von Fliissen, auch
wenn — wie auf der Elbe — quasi kein
Schiff in Sicht ist, und unterstiitzen

fiir ein paar Watt Wasserkraft die Ver-
stimmelung unserer Bache und Fliis-
se und das millionenfache Schreddern
von Fischen bis zu ihrer Ausrottung.
Es ist h6chste Zeit, sich daran zu ma-
chen, diesem Unsinn entgegenzutre-
ten. Es muss endlich darum gehen,
die guten Ziele unserer gemeinschaft-
lichen Wasserpolitik auch wirklich zu
verfolgen — aus Verpflichtung gegen-
iiber zukiinftigen Generationen und
fiir die Zukunft unserer Gewdsser.

Sauberes Wasser in Gefahr

Sauberes Wasser und gesunde Fliis-
se sind nicht verhandelbar, sondern
offentliches Gut und Gemeinwohlan-
liegen. Angesichts des dramatischen
Einbruchs der aquatischen Biodiver-
sitit in Europa darf es in der Wasser-
politik nicht allein um den Schutz der
Wasserressourcen, es muss zugleich
immer um den Schutz von Flora,
Fauna und natiirlichen Prozessen in
unseren Fliissen, Seen und Kiistenge-

ssen: Der Aal steht vor dem Aussterben — wer

i 5

wissern gehen. Die WRRL bietet hier-
fiir als EU-weit giiltiges Gesetzeswerk
seit ihrem Inkrafttreten im Jahr 2000
eine geeignete Basis. Ihre zentralen
Ziele: Der ,gute Zustand® in Hin-
sicht auf 6kologische und chemische
Qualitiat bei Oberflichengewisser
(beim Grundwasser in Hinsicht auf
chemische Qualitit und Menge) so-
wie das Verschlechterungsverbot. Der
wegweisende Ansatz des Flussgebiets-
managements tiber nationale Grenzen
hinweg wird zu Recht aus aller Welt
bestaunt. In der Praxis werden die
Ziele des Gewdsserschutzes jedoch
eklatant verfehlt.

Es geht dabei aber nicht allein um
Aufgaben der Wasserwirtschaft. Nur
wenn wir den Gewiasserschutz endlich
als Querschnittsaufgabe verstehen,
konnen wir den Artenverlust in Flis-
sen, Bachen und Seen stoppen und
auch in Zukunft auf sauberes Wasser
zuriickgreifen.

18 Jahre nach dem Inkrafttreten
der WRRL unterzieht die Europa-
ische Union ihre Wasserpolitik ei-
ner Uberpriifung. Ein sogenannter
»Fitness-Check® der einschligigen
Richtlinien soll zeigen, ob die Ziele
des Gewisserschutzes fiir die Flora,
Fauna und Okologie der Binnen- und
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Kiistengewisser, fiir die chemische
und mengenmaifiige Qualitit der
Wasserressourcen und die Ziele fur
ein nachhaltiges Wassermanagement
erreicht wurden: Ist die gegenwirtige
Wasserpolitik in der Lage, den ange-
strebten ,,guten Zustand“ der Gewis-
ser zu erreichen oder nicht?

Von September bis Dezember 2018
ruft die EU-Kommission die Biirge-
rInnen aller Mitgliedstaaten auf, sich
an einer 6ffentlichen Konsultation zur
Zukunft der Wasserpolitik zu betei-
ligen.

Die europiische Verbandekoalition
Living Rivers Europe setzt sich dafiir
ein, den dramatischen Riickgang der
biologischen Vielfalt in den Gewis-
sern aufzuhalten und die vor knapp
20 Jahren in der WRRL formulierten
Umweltziele fiir die Gewdsser endlich
ernstzunehmen. Denn auch wenn wir
noch weit entfernt davon sind, sie zu
erreichen: Diese Ziele bleiben richtig.

Gewasserschutz ist
Querschnittsaufgabe

Wo stehen wir im Jahr 2018? Bei al-
len bemerkenswerten Erfolgen im
Einzelnen ist auch in Deutschland
das Erreichen der Ziele die Ausnah-
me. Zudem fehlen noch immer klare
Vorstellungen davon, welche Maf3-
nahmen ganz konkret notwendig
wiren, um den guten Zustand in den
einzelnen Gewdssern zu erreichen.
Ohne diese Grundlage kann weder
sinnvoll geplant werden, noch kann
der Fitness-Check zu einem soliden
Ergebnis kommen.

Entscheidend fiir das bestidndige
Verfehlen der Ziele ist aber in aller-
erster Linie, dass es bislang nicht ge-
lungen ist, diese Ziele auch in anderen
Politikbereichen zu verankern. Und
zwar in denjenigen, die den grofiten
Schaden an und in den Gewdéssern
anrichten, allen voran Landwirtschaft,
Energie, Schifffahrt und Bergbau.

Bestes Beispiel: Die Bundesre-
publik Deutschland steht voéllig zu
Recht in Straflburg vor Gericht, weil
die Agrarpolitik seit mehr als einem
Vierteljahrhundert eine wirksame
Diingegesetzgebung verhindert. Die
,Richtlinie zum Schutz der Gewisser
vor der Verunreinigung durch Nitrat
aus landwirtschaftlichen Quellen
(Nitrat-Richtlinie), die von der Regie-
rung Kohl 1991 mitbeschlossen wur-
de, ist immer noch nicht umgesetzt.
Gegen ein derartiges Regelungsdefizit
im Ordnungsrecht kann keine wasser-
wirtschaftliche Mafinahme anstinken.
Zumal, wenn diese Mafinahmen wie
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bislang fast ausschlieflich auf das
Prinzip der Freiwilligkeit setzen.

Mit rund 59 Milliarden Euro jahr-
lich ist die Gemeinsame Agrarpolitik
(GAP) der mit Abstand grofite Haus-
haltsposten der EU - und kaum je-
mand redet dariiber. Wahrend die
Agrarlobby und ihre Industrie die Of-
fentlichkeit gekonnt an der Nase her-
umfihren, stellt eine verfehlte Politik
das VerursacherInnenprinzip auf den
Kopf. Die GAP ist der GAU fiir unse-
re Gewisser: Nitrat im Grundwasser,
Ackergifte und Giille in Gewdssern,
Bodenerosion und Sedimenteintrag,
Lebensraumzerstérung vom Ufer
bis ins Bachbett — wir subventionie-
ren die horrende Umweltbelastung
durch die industrielle Landwirtschaft
mit Unsummen. Hier kann man nur
von Politikversagen sprechen. Keiner
kann sich leisten, dass es auch nach
der nidchsten Agrarreform wieder
+Weiter so!“ heifit. Wir brauchen eine
Wende hin zu einer gewisservertragli-
chen Landwirtschaft, die ihre eigenen
natiirlichen Produktionsgrundlagen
erhalt.

Aber auch andere Wirtschaftsberei-
che wie etwa die ,,Biogas“-Erzeugung,
der Bergbau oder die Energiewirt-
schaft werden bisher von einer strin-
genten Verpflichtung zum Gewdsser-
schutz ausgenommen, wahrend die
Gesellschaft die Zeche zahlt, etwa
durch hohere Trinkwasserpreise.

Vom Verschlechterungsverbot, ei-
nem der zentralen Inhalte der WRRL,
gar nicht zu reden. Wasserkraft zer-
stort das Wesen der Flieflgewdsser.
Zwangslaufig. Ein Fluss ist ein Fluss
und keine Kaskade von Karpfentei-
chen. Egal, wie oft wir die Mir vom
Okostrom noch héren miissen: Es
ist nichts Griines an einer Turbine
im Fluss, und eine Staumauer ist der
Grabstein fiur die dem Fluss eigene
Dynamik. Wie kann es sein, dass die-
ser Irrsinn bei uns tiber eine Umlage
gefordert wird, die jeder Stromkun-
de zahlen muss? Wasserkraft konnen
wir uns sparen. Die tiber 7.300 klei-
neren Wasserkraftwerke (kleiner als
1 Megawatt) in Deutschland decken
alle zusammen ein halbes Prozent (!)
des Strombedarfs. Wie das Leibniz-
Institut fir Gewdasserékologie und
Binnenfischerei in seinem Dossier zur
letzten Bundestagswahl konstatiert,
sind diese Anlagen ein Hauptgrund
dafiir, dass die Umweltziele fur Flief3-
gewasser verfehlt werden. Dabei sind
sie fiir Energiewende, Netzsicherheit
und Energiemix bedeutungslos. Ab-
riss und Renaturierung waren 6ffent-

liches Geld wert, nicht Weiterbetrieb.
Staudammriickbau passiert langst, in
den USA, in Frankreich und anders-
wo: Turbinen aus, Kraftwerke raus,
lasst die Flusse wieder fliefien.

Wo es um Wasser geht,

geht es ums Ganze

Die EU-Kommission und die Mit-
gliedstaaten missen nun deutlich
machen, wie eine wirkungsvolle Um-
setzung ihrer Wasserpolitik aussehen
soll. Plane und Mafinahmenprogram-
me, Ordnungsrecht und 6konomische
Anreize sind grundsatzlich die richti-
gen Instrumente, sie sind aber bislang
zu stumpf geblieben. Es muss darum
gehen, endlich die Wasserressourcen
zu schiitzen, anstatt ausgerechnet
diejenigen Wirtschaftsweisen zu pro-
tegieren, die die Gewdsser schadigen
oder zerstoren. Dies muss fiir die Ge-
sellschaft Vorrang haben. Denn auch
in Zukunft brauchen wir gesundes
Wasser in hervorragender Qualitét
und ausreichender Menge.

Und es geht um unsere Natur und
ihre Schonheit: Fliisse und ihre Auen
sind die artenreichsten und dyna-
mischsten Lebensraume in Europa,
sie bilden die wichtigsten Korridore
fir die Ausbreitung von Arten und
den grofirdiumigen Biotopverbund.
Zugleich gehoren sie zu den faszi-
nierendsten Landschaften, die wir
kennen.

Der Zustand der Gewdsser ist letz-
ten Endes ein Abbild davon, wie wir
mit Natur und Landschaft insgesamt
umgehen. Flisse, Seen und Meere,
Feuchtgebiete und das Grundwas-
ser — sie halten uns den Spiegel vor:
So kann es nicht weitergehen. Nicht
im Wasser, und auch nicht an Land.
Wir mussen handeln. Jetzt.

S~

Tobias Schéfer
Der Autor arbeitet als Referent
Gewasserschutz in der
Bundeskontaktstelle Wasser des
Umweltverbands GRUNE LIGA e.V.

in Berlin und ist Mitglied der Water
Working Group des Europaischen
Umweltburos EEB in Brussel. Er ist
Mitbegriinder von flow : europe und
Initiator der Veranstaltungsreihe
FLUSSFILMFEST.
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Alleine steht die Justitia doch eigentlich am besten da.

SONDERKLAGERECHTE FUR
INVESTORINNEN ILLEGAL?

Der Europaische Gerichtshof entscheidet im Fall Achmea

Die Paralleljustiz fir Investorinnen auf Grundlage von Investitionsschutz-
abkommen steht schon lange in der Kritik der Zivilgesellschaft. In einem
Urteil vom 6. Marz 2018 kommt der Europaische Gerichtshof (EuGH) nun zu
dem Schluss, dass die Kompetenzen eines Schiedsgerichtes im Verfahren
zwischen dem niederldndischen Versicherer Achmea und der Slowakei
nicht vereinbar sind mit der Rechtsgrundlage der Européischen Union
(EU). Dem Urteil nach lasst sich die Entscheidung von keiner gerichtlichen
Instanz nachvollziehen und beeintriachtigt somit die Autonomie des EU-
Rechts. Was das Urteil so spannend macht, ist die Tatsache, dass seine
Formulierungen theoretisch verallgemeinerbar sind fiir wesentlich mehr
Investitionsschutzabkommen. Es stellt sich die Frage: Sind Sonderklage-
rechte und eine Paralleljustiz fiir Investorinnen nach dem Achmea-Urteil

liberhaupt noch vereinbar mit dem EU-Recht?

IE MOGLICHKEIT, vor Internati-

onalen Schiedsgerichten klagen

zu koénnen, statt den nationa-
len Rechtsweg gehen zu miissen, soll
auslandischen InvestorInnen Sicher-
heiten geben und zu mehr Auslands-
investitionen fithren. So sollen sie im
Fall von Enteignung oder sogenannter
sindirekter Enteignung® durch Staa-
ten auf Entschadigung klagen kén-
nen - lediglich eine Absicherung, so
die Argumentation. Schiedsgerichte
funktionieren allerdings nach einer an-
deren Logik als gewo6hnliche Gerichte.
So ist zum Beispiel die Unabhingig-
keit der RichterInnen nicht gewéhr-
leistet, die Moglichkeit der Berufung
fehlt, es gibt kein Anrecht auf recht-
liches Gehor und klagen kénnen nur
auslidndische InvestorInnen, wodurch
sie rechtlich privilegiert werden.

Forderungen von InvestorInnen
nach Entschiadigung kénnen zudem
absurde Ausmafie annehmen, wie
zum Beispiel der Fall des kanadischen
Bergbaukonzerns Gabriel Resources
gegen den Staat Ruminien zeigt.
Unter anderem durch Bestechun-
gen korrupter Regierungsmitglieder
und Behoérden erlangte der Konzern
Lizenzen, um 4 Berge in der Region
Rogia Montana komplett abzuschiir-
fen und mittels giftiger Chemikalien
Gold und andere Metalle aus dem
Gestein zu extrahieren. Nach wochen-
langen Protesten der Zivilgesellschaft
und den Urteilen nationaler Gerich-
te, denen zufolge jegliche Lizenzen
illegal erteilt worden sind, wurde
das Projekt auf Eis gelegt. Daraufhin
verklagte der Konzern Ruménien vor
einem Schiedsgericht auf eine Ent-

schiadigungssumme von 4,4 Milliar-
den Euro. Die Verhandlungen laufen
noch. Ungewiss bleibt, ob Ruménien
seinen Kurs indern wird, um in einem
auflergerichtlichen Vergleich weniger
Entschddigung zahlen zu miissen.’

Die Sorge vor méglichen Klagen
mit potenziell enorm hohen Entscha-
digungssummen veranlasst Staaten
immer héufiger dazu, zum Beispiel
ihre Umwelt- oder Arbeitsschutz-
gesetze nicht oder weniger stark zu
verschirfen. So konnen Sonderklage-
rechte notwendige Reformen behin-
dern, einen Effekt, den man gemein-
hin als ,regulatorischen Stillstand®
(Regulatory Chill) bezeichnet.

Zudem ist die Behauptung, dass
mit der Inbetriebnahme von Inves-
titionsschutzabkommen Auslandsin-
vestitionen auch tatsichlich steigen,
iiberhaupt nicht bewiesen worden.
Kritik an diesem System kommt in
der Folge, wenn auch aus ganz unter-
schiedlichen Beweggriinden, nicht
nur aus der Zivilgesellschaft, son-
dern u.a. auch vom deutschen Rich-
terbund oder, wie das Achmea-Urteil
jetzt bewies, sogar vom EuGH.

Der Fall Achmea

Bei Achmea handelt es sich um ein
niederldandisches Versicherungsunter-
nehmen, das nach der Liberalisierung
des Versicherungsmarktes in der Slo-
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wakei dort ein Tochterunternehmen
aufbaute. Nachdem die Slowakei im
Jahr 2006 Teile der Liberalisierung
des Versicherungsmarktes jedoch
wieder riickgdngig machte, klagte
Achmea vor einem Schiedsgericht
wegen ,indirekter Enteignung® auf
Schadensersatz. Grundlage fiir die
Klage war ein Investitionsschutzab-
kommen zwischen den Niederlanden
und der Slowakei. Das internationale
Schiedsgericht in Frankfurt am Main
verurteilte die Slowakei auf 22,1 Milli-
onen Euro Schadensersatz, woraufhin
diese einen Aufhebungsantrag beim
Bundesgerichtshof in Karlsruhe stell-
te mit der Begriindung, dass Investor-
Staat-Schiedsverfahren auf Basis von
bilateralen Investitionsschutzabkom-
men zwischen EU-Staaten nicht kon-
form mit dem EU-Recht seien. Beim
Bundesgerichtshof machte man deut-
lich, dass man keine Europarechtswid-
rigkeit feststellen kénne, aber fragte
zur Sicherheit auch beim EuGH mit-
tels einer Vorlagefrage nach. Dieser
entschied dann tiberraschend am 6.
Mairz, dass die Sondergerichtsbar-
keit auf Grundlage des Abkommens
zwischen diesen beiden Lindern
europarechtswidrig ist, weil sie eine
Beeintrachtigung der Autonomie des
EU-Rechts und eine Gefahr fir die
Einheitlichkeit von dessen Auslegung
darstellt.

Die Autonomie des EU-Rechts

und seine Folgen

Mit der Beeintrachtigung der Auto-
nomie des EU-Rechts ist gemeint,
dass das Investitionsschutzabkom-
men zwischen den Niederlanden und
der Slowakei Schiedsgerichten die
Kompetenz andichtet, beim Fallen
von Urteilen EU-Recht auszulegen.
Dabei kann das Schiedsgericht sei-
ne Urteile jedoch weder vom EuGH
priifen lassen, noch kann dieser oder
andere gerichtliche Instanzen die Fal-
le einsehen.

Nun richtet das Achmea-Urteil sich
zundchst einmal nur gegen dieses eine
Investitionsschutzabkommen und
die darin festgeschriebenen Kompe-
tenzen, allerdings sind die Aussagen
dabei so allgemein gehalten, dass es
schwerfillt, darin nicht die Antwort
auf eine Grundsatzfrage zu sechen:
EU-rechtswidrig scheinen Streitbei-
legungsinstanzen demnach genau
dann zu sein, wenn sie iiber europa-
rechtliche Fragen entscheiden, ohne
dass ihre Entscheidungen tiberprif-
bar wiren. Das betrifft praktisch auch
alle anderen innereuropdischen, bila-
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teralen Investitionsschutzabkommen,
wovon es insgesamt 196 gibt.

Das standige Schiedsgerichtssystem
von CETA

Auch das Transatlantische Freihan-
delsabkommen EU-USA (TTIP)
und das Umfassende Wirtschafts-
und Handelsabkommen EU-Kanada
(CETA) enthalten Investitionsschutz-
kapitel, die Schiedsgerichtsverfahren
zum Schutz auslandischer Investitio-
nen vorsehen. Fiir CETA wurde dabei
das stindige Schiedsgerichtssystem
geschaffen, das, als Antwort auf die
umfangreiche Kritik an der Schieds-
gerichtsbarkeit, einige prozedurale
Veranderungen mit sich bringen soll.
CETA ist zwar bereits auf EU-Ebene
ratifiziert worden, das darin enthal-
tene Kapitel zum Investitionsschutz
muss jedoch noch von allen Mitglieds-
landern einzeln ratifiziert werden.
Bisher haben 10 Lander das Investiti-
onsschutzkapitel ratifiziert. Bei CETA
ist die EU selbst und nicht, wie im
Fall Achmea, einzelne Mitgliedstaaten
Vertragspartnerin des Abkommens.
Die Frage ist nun, ob ein Urteil, das
sich gegen Paralleljustizen auf Grund-
lage bilateraler Abkommen innerhalb
Europas ausspricht, auch dem CETA-
Investitionsgericht mit Europa selbst
als Vertragspartner eine Absage ertei-
len wiirde.

Prof. Dr. Markus Krajewski meint
dazu in einem aufschlussreichen
Rechtsgutachten,? dass ein fritheres
EuGH-Urteil zum EU-Beitritt zu
den EU-Menschenrechtskonventi-
onen nahelegt, dass sich der EuGH
gegen Beeintrichtigungen der Auto-
nomie europdischen Rechts generell
auszusprechen scheint und nicht nur
gegen die Beeintrichtigung europa-
ischen Rechts seitens der Mitglied-
staaten. Tatsache ist zudem, dass
das CETA-Investitionsgericht trotz
einiger prozeduraler Verinderungen
genauso beschrankt wie das Schieds-
gericht im Fall Achmea wire. So soll
es teilweise zwar EU-Recht auslegen
koénnen, wire jedoch genauso wenig
dazu berechtigt, seine Auslegungen
durch den EuGH priifen zu lassen.
Es bliebe somit eine nicht tberprif-
bare Paralleljustiz, was nach Achmea
im Widerspruch zur Autonomie des
EU-Rechts stiinde. Der EuGH priift
bereits in einem Vorab-Gutachten die
EU-Rechts-Kompatibilitit der CETA-
Investitionsschutz-Bestimmungen.
Die Moglichkeit eines negativen
Ausgangs dieser Priifung ist mit dem
Achmea-Urteil stark gestiegen.

Ein Geschenk des EuGH?
Nun hat der EuGH im Fall Achmea si-
cherlich nicht zugunsten der Slowakei
entschieden, um der Zivilgesellschaft
ein Geschenk zu machen. Die Son-
derklagerechte, die InvestorInnen
privilegieren, sind dem EuGH vor al-
lem deshalb ein Dorn im Auge, weil
sie sein Rechtsmonopol unterlaufen.
Wenn dieses Rechtsmonopol jedoch
alle AkteurInnen gleichbehandelt,
fiir Transparenz steht, fiir ordentliche
RichterInnen und nicht als Druck-
mittel gegen notwendige Reformen
genutzt werden kann, dann spricht
vermutlich nichts dagegen, wenn die
Zivilgesellschaft die Verteidigung des-
sen als ein Geschenk annimmt.
Davon abgesehen sollten Sonder-
klagerechte jedoch auch aufierhalb
eines EU-rechtlichen Rahmens ernst-
haft hinterfragt werden: Demokra-
tische Staaten brauchen regulatori-
schen Spielraum, ohne dabei Sorge
haben zu miissen, von rechtlich pri-
vilegierten InvestorInnen auf enorme
Schadensersatzforderungen verklagt
werden zu koénnen. Wir brauchen
nicht mehr Rechte fiir InvestorInnen,
sondern mehr Handlungsspielraum
fir demokratische Gesellschaften,
um den vielfaltigen Herausforderun-
gen unserer Zeit gerecht werden zu
konnen.
= Nelly Grotefendt und
Jeremy Oestreich

Die Autorin und der Autor arbeiten beim
Forum Umwelt und Entwicklung.

1 Fur einen vertieften Einblick in den Fall
Rosia Montana: Goldgrube
Konzernklage - In Rosia Montana kénnte
sich ein Bergbaukonzern dank einer
Investor-Staat-Klage eine goldene Nase
verdienen. https://corporateeurope.org/
sites/default/files/attachments/goldgrube_
konzernklage_0.pdf.

2 Markus Krajewski (2018): Die
Auswirkungen des Achmea-
Urteils des EuGH auf die EU-
Investitionspolitik. https:/power-shift.
de/wp-content/uploads/2018/03/
PowerShift_BriefingPaper_Krajewski-
Folgen-AchmeaUrteil-EU-
Investitionspolitik-3-2018.pdf.
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GLOBALE SCHIFFFAHRT

Gefahr fur Klima und Gesundheit

Seeschiffe gehéren zu den Hauptverursachern vieler Luftschadstoffe, die
Klima und Gesundheit gefdhrden. Der verwendete Treibstoff schippert
dabei als tickende Zeitbombe fiir die Meeresumwelt durch sensibelste
Okosysteme. Schiffe gelten zwar gemeinhin als klimafreundlich, weil sie
wenig Kohlendioxid (CO,) pro Tonnenkilometer verursachen, allerdings
stoBen sie enorme Mengen anderer Luftschadstoffe wie Schwefeldioxid,
Stickoxide und RuB aus. Allein in Europa sterben jahrlich etwa 50.000
Menschen vorzeitig aufgrund von Schiffsabgasen.' Die Ursache dafiir
sind minderwertige Treibstoffe — meist giftiges Schwerdl — und fehlen-
de Abgastechnologie wie Partikelfilter und Stickoxidkatalysator. Lange
Zeit hat sich die Weltschifffahrtsorganisation IMO wie ein schwerfalliger
Tanker bewegt und Umweltinnovationen viel zu trage umgesetzt. Doch

daran konnte sich nun etwas andern.
ERZEIT DARF der Schwefelge-
halt im Schiffstreibstoff maxi-

D mal 3,5 Prozent betragen, das
3500-fache des Schwefelgehaltes im
Straflendiesel. Selbst Schiffsdiesel,
der in so genannten Emissionskon-

trollgebieten wie Nord- und Ostsee
vorgeschrieben ist, ist immer noch

nik — an Land bei LKW und PKW
langst Standard - ist bei Schiffen die
absolute Ausnahme.

Besonders problematisch wird
der Schiffsverkehr, je ndher er an der
Arktis stattfindet. Zum einen, weil der
Rufl aus den Abgasen sich auf den
Eis- und Schneeflichen absetzt und

somit stark zu deren weiteren Ab-
schmelzen beitragt. Ruf§ (engl. Black

mindestens 100-mal schmutziger als
Strafiendiesel. Wirksame Abgastech-

o

Herkémmliche Schiffsmotoren verschmutzen die Luft mit groBen Mengen an Giftstoffen —
konnten alternative Antriebsmittel auf Grundlage erneuerbarer Energien, wie die Flettner-
Rotoren der ,E-Ship 1/, die Frachtfahrt revolutionieren?

Carbon) ist zweitstarkster Klimatrei-
ber nach CO,. Zum anderen, weil die
Schiffe meist mit Schwer6l betrieben
werden. Ein Schiffsunfall mit diesem
Treibstoff hitte fatale Folgen fiir das
sensible Okosystem der Arktis. In der
Region existiert kaum Infrastruktur,
um auf einen solchen Unfall reagieren
zu kénnen und die Olpest einzudim-
men oder gar effektiv zu bekampfen.
Wer erinnert sich nicht an die verhee-
rende Havarie des Oltankers Exxon
Valdez im Prinz-William-Sund von
Alaska?

Kaum Bewegung von

Seiten der Internationalen
Seeschifffahrtsorganisation

Die gesetzlichen Vorschriften auf See
hinken denen an Land weit hinterher.
Dabei sind sauberere Kraftstoffe und
wirksame Abgastechnik verfiigbar.
Die Kosten fiir transportierte Produk-
te wiirden mit der Filterung von Ab-
gasen und dem Verzicht auf Schwer6l
kaum steigen: nach Berechnungen des
NABU beispielsweise der Transport
eines Laptops von Asien nach Europa
lediglich um 5 Cent, der eines T-Shirts
um weniger als 1 Cent. Seetransport
ist billig und damit einer der Griinde
dafir, dass viele Waren weit entfernt
von ihren Absatzmarkten hergestellt
werden koénnen. Die Emissionen der
Schifffahrt sind durch den wachsen-
den Welthandel immens gestiegen. Im
Jahr 2012 hat die Weltgesundheitsor-
ganisation die DieselrufRemissionen
als ebenso krebserregend eingestuft
wie Asbest. Wer denkt beim Kauf von
Elektronik oder Textilien aus Asien an
Rufipartikel und Schwefeldioxid? Aus
den Augen, aus dem Sinn - nachvoll-
ziehbar, aber fatal, denn die meisten
Abgase entstehen nicht weit draufien
auf dem Ozean, sondern in Kiistenni-
he. In der Nordsee entweichen etwa
90 Prozent der Schiffsemissionen
innerhalb von 90 Kilometern Entfer-
nung zur Kiiste, und werden bis zu
500 Kilometer ins Landesinnere, also
auch bis beispielsweise nach Berlin
oder Miinchen, geweht und tragen
dort zur Hintergrundbelastung von
Feinstaub bei. Gesetzliche Regelun-
gen fiir die internationale Schifffahrt
werden von der Internationalen See-
schifffahrtsorganisation der Vereinten

Rundbrief 2/2018

39



40

‘ THEMEN AUS DEM FORUM

Nationen (IMO) festgelegt. Hier sind
nahezu alle Staaten der Welt vertre-
ten, um neben Fragen zu Sicherheits-
und Wirtschaftsaspekten auch den
Schutz der Meere voranzutreiben.
Da jedoch auch Elemente wie trans-
portierte Tonnage eine wichtige Rolle
bei der Stimmenverteilung im Plenum
spielen und vor allem Flaggenstaaten
wie Liberia oder die Marshall Islands
ganz im Sinne der ReederInnen ab-
stimmen, mahlen die Miihlen dieser
Institution fir den Umweltschutz nur
sehr langsam. Zu langsam, bedenkt
man die prognostizierten Wachstums-
raten des Seeverkehrs sowie die Le-
bensdauer heute in Dienst gestellter
Schiffe von bis zu 50 Jahren.

Kreuzfahrtschiffe als wichtiges

Symbol des Problems

Der NABU engagiert sich seit Jah-
ren im Bereich der Schifffahrt und
macht mit Kampagnen, etwa zur
zunchmenden Abgasbelastung in
Hafenstidten durch die boomende
Kreuzfahrtindustrie, auf ein Prob-
lem aufmerksam, das erst langsam
ins Bewusstsein der Offentlichkeit
vordringt. Mit Luftschadstoffmessun-
gen an den Terminals européischer
Hafenstidte konnten Medien und
Politik auf das Problem hingewiesen
und mit lokalen Umweltverbianden
und Birgerinitiativen Losungswege
aufgezeigt werden. Das Kreuzfahrt-
ranking des NABU analysiert zudem
Jahr fur Jahr die am europdischen
Markt befindlichen Schiffe auf ihre
Umweltperformance und gibt Kun-
dInnen so die Moglichkeit, dem sau-
bersten Schiff den Vorzug vor einer
alten Dreckschleuder zu geben. Bei
der jungst veroffentlichten Ausgabe
fiir 2017 zeigte sich trotz erster, zag-
hafter Schritte einiger AnbieterInnen,
vor allem aus Deutschland, dass im-
mer noch ein Grofiteil der Flotte kei-
ne freiwillige Mafinahme zur Verbes-
serung der Abgasbilanz ihrer Schiffe
ergreift.

Besser spat als nie — die IMO

bewegt sich doch

Erste Erfolge zeigen sich bei TUI
Cruises, die ihre Schiffe mit Stick-
oxidkatalysatoren ausgestattet haben,
obwohl sie gesetzlich nicht dazu ver-
pflichtet waren. Der deutsche Markt-
fithrer AIDA Cruises, aber auch die
italienische Kreuzfahrtgesellschaft
Costa oder das Schweizer Unterneh-
men MSC hat den Bau von Kreuz-
fahrtschiffen in Auftrag gegeben,
die komplett mit Fliissiggas (LNG)

Forum Umwelt & Entwicklung

fahren werden. Auch die franzdosi-
sche Containerschiffreederei CMA
CGM hat mittlerweile grofie Con-
tainerschiffe bestellt, die mit LNG
betrieben werden. Damit lassen sich
die Luftschadstoffmengen erheblich
senken und mogliche Leckagen wi-
ren weit weniger gefdhrlich fiir die
Meeresumwelt. Eine Losung fiir das
Klimaproblem stellt LNG nicht dar,
bleiben die CO,-Emissionen doch in
etwa auf dem Niveau von Diesel. Dem
Klimaschutzthema hat sich die inter-
nationale Schifffahrt lange entzogen.
Mitte April 2018 wurde in London im
Rahmen der turnusméfliigen Sitzung
der IMO dann aber doch eine weg-
weisende Entscheidung getroffen.
Nach 2 Wochen schwieriger Gespra-
che einigte man sich darauf, dass die
Schifffahrt ihre Kohlendioxid-Emissi-
onen um mindestens 50 Prozent bis
2050 gegeniiber dem Basisjahr 2008
reduzieren muss. Dies entspricht
nicht der Senkung um 70 bis 100
Prozent bis 2050, die erforderlich
ist, um die Schifffahrt mit den Zie-
len des Pariser Klimaabkommens in
Einklang zu bringen. Dennoch wird
eine Umstellung auf neue Kraftstoffe
und Antriebstechnologien nunmehr
unvermeidlich sein. Herkémmliche
Effizienzsteigerungen werden da
nicht mehr ausreichen, erst recht
nicht, wenn der globale Welthandel
und damit der Schiffsverkehr weiter
ansteigen sollten. Entscheidend ist
nun aber, was kurz- und mittelfristig
passieren wird.

Die Zukunft des Schiffsverkehrs

Wie aber kann der Antrieb bzw. der
Kraftstoff der Zukunft bei Schiffen
aussehen? Fihren mit Elektroantrieb
sind bereits heute im Einsatz, bei-
spielsweise die Autofihre ,Ampere’
in Norwegen. Auch Hybridantriebe
sind Stand der Technik, bspw. bei
Scandlines, die eine Kombination aus
Diesel- und Elektroantrieb zwischen
Deutschland und Dinemark einset-
zen. Auf langen, interkontinentalen
Routen ist diese Technik derzeit al-
lerdings kaum vorstellbar. Allenfalls
eine Unterstiitzung durch Wind-
energie in Form von beispielsweise
Flettner-Rotoren macht schon heute
Sinn. Das Frachtschiff E-Ship 1 hat
diese Technologie schon seit Jahren
erfolgreich im Einsatz und die welt-
weit grofite Reederei Maersk und das
norwegische Kreuzfahrtschiff Viking
Grace testen diese Form der Nutzung
erneuerbarer Energien nun ebenfalls.
Es bleiben der Wasserstoffantrieb so-

wie synthetische Fliissigkraftstoffe
auf Basis erneuerbarer Energien, wie
beispielsweise Power-to-Gas oder
Power-to-Liquid. Hier wird sich erst
zeigen miissen, ob diese Kraftstoffe
in ausreichender Menge produziert
werden koénnen und zu welchen
Kosten das geschehen kann. Wie vie-
le Schiffsbewegungen es in Zukunft
auf den Weltmeeren geben wird und
damit zusammenhingend, wie hoch
der Energiebedarf der Ozeanriesen
sein wird, hangt natiirlich noch von
anderen Faktoren ab. So konnte der
3D-Druck die Produktion in den
nachsten Jahrzehnten regelrecht auf
den Kopf stellen. Anstatt tiber weite
Strecken zu transportieren, konnten
Produkte dann einfach vor Ort ge-
druckt werden. Die niederlidndische
Bank ING DIBA prophezeit bereits
jetzt, eine Abnahme der Bestellungen
neuer Containerschiffe. Dartiber hin-
aus wird die Verkehrswende auf ho-
her See auch ganz entscheidend von
der Energiewende an Land abhin-
gen: Rund ein Drittel der weltweiten
Schiffsbewegungen sind Ol- und Gas-
tanker. Sollten diese fossilen Ener-
gietrager von erneuerbaren Energien
vollstindig abgeldst werden, braucht
es diese Flotten gar nicht mehr. Die
mittel- und langfristige Perspektive
darf jedoch nicht dariiber hinwegtau-
schen, dass bereits heute dringender
Handlungsbedarf besteht. Die Ver-
wendung des giftigen Schwerdls als
Schiffstreibstoff muss so schnell wie
moglich beendet werden und wirksa-
me Abgastechnik in alle neuen, bes-
ser noch auch nachgeriistet in allen
bestehenden Schiffen zum Einsatz
kommen.

S

> Dietmar Oeliger

Der Autor ist Leiter fur Verkehrspolitik
beim NABU e. V.

1 https://www.wissenschaftsjahr.de/2016-
17/aktuelles/das-sagen-die-experten/
emissionen-aus-der-schifffahrt-gefahr-
fuer-klima-und-gesundheit.html.
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Die Bundesregierung unterstiitzt politisch und finanzi-
ell eine Reihe von Industrie- und Forschungsinitiativen,
die den Tiefseebergbau massiv vorantreiben. Die in der
AG Tierseebergbau zusammengeschlossenen Umwelt-,
Entwicklungs- und Menschenrechtsorganisationen for-
dern dagegen ein rasches Umdenken und Umlenken der
Politik. Der absolute Rohstoffverbrauch in Deutschland
und Europa muss massiv reduziert werden. Die Tiefsee
muss als gemeinsames Erbe der Menschheit geschiitzt
werden. Das schliefit den Tiefseebergbau aus, da dieser
in jedem Fall mit gravierenden Stérungen der marinen
Okosysteme, mit Artensterben und unkalkulierbaren
Folgewirkungen fiir die Meereswelt wie auch fur die
Menschen an ihren Kiisten einhergeht und einer nach-
haltigen Ressourcenpolitik entgegensteht.

| | ] I=
globale ziele
f{fmashha#fﬂe
Enfwicklung

In dem Factsheet werden die 17 Ziele fiir nachhaltige
Entwicklung (SDGs) vorgestellt und aus zivilgesell-
schaftlicher Perspektive deren Herausforderungen bei
der Umsetzung dargelegt. Aufierdem werden 6 Beispie-
le gezeigt, wie verschiedene AkteurInnen durch ihre
Arbeit aktiv bei der Umsetzung der SDGs helfen.

Um die SDGs zu verwirklichen, muss sich die Politik
innerhalb Deutschlands an den Zielen ausrichten, darf
deutsche Politik Giber nationale Grenzen hinaus nicht
den SDGs widersprechen und miissen andere Lander
bei deren nationaler Umsetzung unterstiitzt werden.

Weitere Publikationen und Veranstaltungen des Forum Umwelt & Entwicklung finden Sie auf unserer Homepage

www.forumue.de.
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The human right to water and sanitation alongside with
the protection of water-related ecosystems and the en-
vironment are key elements for the implementation of
the SDG-Agenda as a whole. The handling of our water
resources is mainly driven by sectoral water demands. It
still lacks a water management approach that integrates
a wide array of policies and economic activities taking
into account ecosystem requirements. This policy integ-
ration would much better reflect how we value water not
only economically, but also socially and culturally - for
people, for nature, for life.

Besseres Leben fiir alle in einer guten Umwelt — oder
Katastrophe? Moglich ist vieles. Wir riskieren einen
Blick in die Zukunft. Mit der ,Schénen Neuen Welt*
mochten wir Sie herzlich einladen, auf eine neue Art
und Weise in Zukunftsutopien und -dystopien einzutau-
chen. Jenseits des politischen Tagesgeschafts schauen
wir 30 Jahre in die Zukunft. Wie sieht die Welt im Jahr
2048 aus, und warum ist es so geckommen? Was war
der Anteil von Zivilgesellschaft, Politik und Wirtschaft
daran? Die Zukunft liegt in unseren Hinden! Merken
Sie sich den Termin schon jetzt vor.

Homepage: www.SNW2048.de
Twitter: @SNW2048

Forum Umwelt & Entwicklung, MarienstraBe 19 — 20, 10117 Berlin, E-Mail: info@forumue.de


http://www.forumue.de
http://www.forumue.de
mailto:%20info%40forumue.de?subject=
https://www.forumue.de/wp-content/uploads/2018/05/Positionspapier-Tiefseebergbau-25042018.pdf
https://www.forumue.de/wp-content/uploads/2018/05/SDG_Factsheet_A4_8Seiter_web2.pdf
https://www.forumue.de/wp-content/uploads/2018/05/Working-Group-Water_Forum-on-Environment-and-Development-Joint-Position-on-the-SDG-6-Synthesis-Report-2018-1.pdf
http://www.SNW2048.de
http://www.SNW2048.de
https://twitter.com/SNW2048 

Schone
Neue

Welt

8.— 9.
November 2018




	_GoBack
	_GoBack
	_GoBack
	_GoBack
	_GoBack
	_GoBack
	_GoBack
	_GoBack
	_GoBack
	_GoBack
	_GoBack
	_GoBack
	_GoBack
	_GoBack
	_GoBack
	_GoBack
	_GoBack
	Umweltorganisationen und die soziale Frage
	Eine sozial-ökologische Transformation braucht 
Antworten auf soziale Ungleichheiten
	￼ Achim Brunnengräber


	Ungleichheit durch Privatisierung …
	… und was dagegen unternommen werden kann
	￼ Carl Waßmuth 


	Kohleausstieg ist eine Frage der Gerechtigkeit
	Gemeinsam für den sozial-ökologischen Systemwandel
	￼ Robin Herbst 


	Gleichheit – 
Binnenmarkt – Europa 
	Wie die deutsche Austeritätspolitik die Kluft 
zwischen den EU-Staaten immer weiter öffnet
	￼ Hartmut Elsenhans


	Globale Ungleichheit 
zum eigenen Vorteil
	Der Exportschlager der neoliberalen Handelspolitik
	￼ Nelly Grotefendt und 
Jürgen Maier


	Globale Ungleichheit 
	Extremer Reichtum und extreme Armut im weltumspannenden Wirtschaftssystem 
	￼ Ellen Ehmke


	Des Menschen 
Recht auf Land
	Die Landfrage als eine „Ur-Frage“ von Ungleichheit
	￼ Roman Herre


	Agrarökologie geht nur mit Ernährungssouveränität 
	Alternative Wirtschaftsformen auf dem Land 
können Ungleichheit abbauen
	￼ Dr. Bernhard Walter 


	Extraktivismus als Ausdruck globaler Unterdrückung
	Zur Reproduktion von Ungleichheit in Lateinamerika
	￼ Alberto Acosta
	Aus dem Spanischen 
von Lina Gerstmeyer.


	Portugal: Ein 
Robin-Hood-Staat?
	Unverhoffte Allianz auf neuen Wegen nach der Krise
	￼ Elísio Estanque
	Aus dem Englischen von 
Christiane Krüger.


	Handelskriege: Deutschland bald 
allein zu Hause?
	Der Exportweltmeister strapaziert das Welthandelssystem 
zu Lasten aller anderen 
	￼ Jürgen Maier


	EU-Agrarpolitik – 
wie weiter nach 2020?
	Kommission macht einen Schritt vor und zwei zurück
	￼ Lavinia Roveran


	Das Ende der Umweltpolitik in Ungarn? 
	Über die politische Kehrtwende der ungarischen Regierung 
	￼ Gábor Szabó


	Der Brexit und seine Folgen für die Umweltpolitik
	Die Rückkehr des ‚schmutzigen Mannes Europas’?
	￼ Alistair Taylor
	Aus dem Englischen von 
Christiane Krüger.


	Weniger Insekten – weniger Bienen
	Die Agrarpolitik braucht einen Kurswechsel
	￼ Katrin Wenz


	Weltmeister des Nachhaltigkeitss(ch)eins
	Wie die internationale Sicht auf Deutschland wenig 
mit der nationalen Realität zu tun hat
	￼ Elisabeth Staudt


	Lebendige Flüsse 
für Europa
	Aufhören mit der subventionierten Unvernunft 
wäre ein guter Anfang für unsere Gewässer
	￼ Tobias Schäfer


	Sonderklagerechte für InvestorInnen illegal?
	Der Europäische Gerichtshof entscheidet im Fall Achmea
	￼ Nelly Grotefendt und
Jeremy Oestreich


	Globale Schifffahrt
	Gefahr für Klima und Gesundheit
	￼ Dietmar Oeliger


	Neueste Publikationen des Forum Umwelt & Entwicklung
	Weitere Publikationen und Veranstaltungen des Forum Umwelt & Entwicklung finden Sie auf unserer Homepage www.forumue.de.
	Bestellungen online oder postalisch an:
Forum Umwelt & Entwicklung, Marienstraße 19 – 20, 10117 Berlin, E-Mail: info@forumue.de


